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﻿Vorwort

Vorwort

Liebe Leserin, lieber Leser, 

wenn wir über den türkischen Energiemarkt sprechen, 
dann tun wir das häufig in Superlativen. Die Türkei hat 
innerhalb von 15 Jahren ihren Energiebedarf verdoppelt, 
was mit ihrem enormen Wachstumspfad einhergeht. Pro-
gnosen gehen davon aus, dass der türkische Energiebe-
darf sich von heute bis 2023 nochmals fast verdoppeln 
wird. Dieser Wachstumsmarkt ist nicht nur für Unterneh-
men der deutschen Energiebranche und Investoren von 
Interesse. Die Türkei strebt an, ihre Rolle als Brücke 
zwischen den Kontinenten sowie als wesentlicher „Ener-
gy Hub“ – also als Handelsplatz für Energie – zwischen 
Europa, dem Nahen Osten, Asien und Afrika auszubau-
en. Ziele, die zahlreiche außen- und innenpolitische Fra-
gen in einem Umfeld dynamischer Entwicklungen in und 
um die Türkei aufwerfen. In diesen bewegenden Zeiten 
werden wir die Türkei als Partner begleiten und freuen 
uns, dass wir vom 9. – 13. Oktober beim 23. World Ener-
gy Congress in Istanbul mit einer großen Delegation aus 
Deutschland zu Gast sein dürfen.

Bei dieser weltweit größten Energiekonferenz mit rund 
10.000 erwarteten Teilnehmern, werden die wichtigsten 
Trends und aktuellen Fragen der Branche diskutiert. Allen 
voran das „Energy Trilemma“ – wie kann Energieversor-
gung sicher, bezahlbar und umweltschonend gestaltet 
werden? Die wesentlichen Themen der Energiebranche in 
2015 waren laut unserer jährlichen Umfrage, dem „World 
Energy Issues Monitor“ die volatilen Rohstoffpreise – hier 
allen voran der niedrige Ölpreis – die Auswirkungen der 
Konjunkturflaute und die Unsicherheiten hinsichtlich des 
Klimaabkommens. Die Klimakonferenz in Paris hat Ende 
vergangenen Jahres den ersten wichtigen Schritt hin zu 
einem globalen und umfassenden Klimaschutz unter-
nommen. Es bleibt jedoch abzuwarten, ob jeder einzelne 
Staat seine proklamierten Ziele erfüllt, selbst wenn sich 
innenpolitische Prioritäten verschieben sollten. 

In Deutschland ist die Energiewende weiterhin mit zahl-
reichen Unsicherheiten verbunden: Wird der Ausbau von 
erneuerbaren Energien mit Ausschreibungen und Korri-
doren planmäßig voranschreiten? Welche Kraftwerksre-
serven brauchen wir? Wird die Erdverkabelung die Ak-
zeptanz der Bürger sichern? Wird der Smart Meter Roll-
out ein Erfolg und sind wir der Digitalisierung gewachsen? 
Und nicht zuletzt – wie entwickeln sich die Kosten des 
Systemumbaus für die Industrie und den Endverbrau-
cher (siehe Artikel zur deutschen Energiepolitik ab Kapi-
tel 4.2)? Zugleich sind auch Energieversorger durch den 
niedrigen Börsenstrompreis unter Druck – zahlreiche 
Kraftwerke können unter aktuellen Marktbedingungen 
nicht wirtschaftlich betrieben werden. Die Fragen nach 
Versorgungssicherheit sowie der politischen Gestaltung 
einer Übergangsphase hin zu einem nachhaltigen Ener-
giesystem bis 2050 werden immer lauter und drängen-
der. 

Innerhalb der Europäischen Gruppe des World Energy 
Council haben wir drei wesentliche Transformationen 
identifiziert, denen die nationale und europäische Ener-
giepolitik Beachtung schenken sollte: 1. Wandel von 
Technologien; hierbei steht die Entwicklung von neuen 
Technologien und die Koppelung unterschiedlicher Be-
reiche wie IT und Energie im Fokus. 2. Wandel des 
Marktes; traditionelle Geschäftsmodelle passen nicht 
mehr in das neue, dezentrale Marktumfeld, mit einem 
großen Anteil an erneuerbaren Erzeugungsanlagen. 
3. Wandel von Versorgungssicherheit; die Widerstands-
fähigkeit unserer Energiesysteme muss im Lichte neuer 
Risiken wie Cyberkriminalität und Wetterextremen neu 
bewertet werden. 

Durch die enge Zusammenarbeit auf europäischer Ebe-
ne wird unsere Energieversorgung effizienter, sicherer, 
bezahlbarer und nachhaltiger. Die Europäischen Länder 
sollten sich nicht als Konkurrenten sondern als Partner 
und als Einheit im globalen Kontext begreifen, auch ge-
genüber der Türkei. Wir sollten uns bewusst sein, dass 
unser Kontinent langfristig vom Import von Rohstoffen 
abhängig sein wird. Dies gilt übrigens auch für die „Roh-
stoffe für die Energiewende“ (siehe Kapitel 4.7).

Ich wünsche Ihnen eine unterhaltsame Lektüre.

Dr. Uwe Franke
Präsident, Weltenergierat – Deutschland e.V.
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Schwerpunktthema: 
Energiemarkt Türkei –  
Chancen und Herausforderungen eines 
dynamischen Wachstumsmarktes*

1* Der Weltenergierat – Deutschland dankt dem Autor 
dieses Schwerpunktkapitels, Dirk Tröndle, ausdrücklich 
für die vorliegende Analyse und Bewertung.

Dirk Tröndle, Türkeiberatung und Projektmanagement 
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Energiemarkt Türkei – Chancen und Herausforderungen eines dynamischen Wachstumsmarktes

Executive Summary

Das starke Wachstum der türkischen Wirtschaft seit dem Jahr 2002 wurde von einem tief 
greifenden Wandel der türkischen Außenpolitik und großen Herausforderungen für die tür-
kische Energiewirtschaft begleitet. Die Türkei befindet sich inmitten globaler und regionaler 
Interessens- und Machtkonflikte u. a. um Einfluss in den Staaten mit fossilen Energievor-
kommen und um Hegemonie bei den Transportwegen der Primärenergieträger nach Euro-
pa. Das Land sieht sich dabei einem geopolitischen Dilemma gegenüber, da der Wunsch 
nach weiterem Ausbau zur Energiedrehscheibe (moderne Seidenstraße) Konflikte mit an-
deren Regionalmächten wie Russland und Iran heraufbeschwören kann. 

Neben diesen außen- und geopolitischen Herausforderungen lässt sich der türkische 
Energiemarkt mit folgenden zehn Kernaussagen charakterisieren.

1.	 Die starke Abhängigkeit von Primärenergieimporten ist weiter gegeben.

2.	 Die Liberalisierung der Energiemärkte ist vorangeschritten, weitere Schritte folgen.

3.	 Eine Diversifizierung der Energiequellen, insbesondere zugunsten der erneuerbaren 
Energiequellen findet statt. Das Potenzial ist aber noch lange nicht ausgeschöpft.

4.	 Kernkraft und Schiefergas gelten neben der inländischen Braunkohle als neue Optionen.

5.	 Der Strommarkt ist in Teilen liberalisiert und die Energiebörse funktioniert.

6.	 Eine „Energiewende“ und Dekarbonisierung der türkischen Wirtschaft ist nicht in 
Sicht.

7.	 Maßnahmen der umfangreichen Energieeffizienzstrategie greifen immer mehr. 

8.	 Der Ausbau des Landes zum Energiekorridor und internationalen Energiemarkthan-
delszentrum wird weiter forciert.

9.	 Trotz wirtschaftlicher Konsolidierung besteht das attraktive Investitionsklima fort.

10.	 Die Transformation des Landes von der verlängerten Werkbank zu einem Hochtechno-
logie-Industriestandort schreitet voran.

1.	Energiemarkt Türkei – Chancen und Herausforderun-
gen eines dynamischen Wachstumsmarktes
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1.1	 Fakten und Zahlen zur Volkswirtschaft und zum Energiemarkt 
in der Türkei1

Die Wirtschaftsentwicklung der Türkei war zwischen den 
Jahren 2002-2012 geprägt von einem hohen Wachstums-
pfad im Jahresdurchschnitt von 5 %, stabilen Wechsel-
kursen, stabilen Zinsniveau, steigender Beschäftigungs-
quoten und fallenden Inflationsraten. Dieses türkische 
Wirtschaftswunder ist in den letzten Jahren jedoch etwas 
ins Stocken geraten. Seit dem Jahr 2012 bewegt sich das 
Wirtschaftswachstum mit durchschnittlich 3 % auf ei-
nem deutlich moderateren Niveau, Arbeitslosigkeit und 
Inflation haben zugenommen und die Türkische Lira rea-
lisiert seit drei Jahren einen Wertverlust gegenüber dem 
USD von 30 %.

Parallel sind im gleichen Zeitraum 2002-2012 durch-
schnittlich der jährliche Energieverbrauch um 4 % und 
die jährliche Stromnachfrage um rund 7 % gewachsen.2 
Innerhalb der OECD-Staaten ist die Türkei somit in der 
Dekade 2002-2012 das Land mit den höchsten und welt-

1	 Zahlenmaterial für Türkei im Gesamttext aus: 1. Strategieplan 2015-
2019 des Ministeriums für Energie und Natürliche Ressourcen (ET-
KB), 2. Nationaler Aktionsplan erneuerbare Energien der Türkei, 
3. Agenda 2023, 4. Türkisches Amt für Statistik (TÜIK), 5. Energie-
marktkontrollbehörde (EPDK)

2	 Strategieplan 2015-2019 des Ministeriums für Energie und natürliche 
Ressourcen, Namensbeitrag des zuständigen Ministers, S. 4

weit nach China mit den zweithöchsten Zuwachsraten 
bei Strom- und Erdgasverbrauch und einem der am 
schnellsten wachsenden Energiemärkte überhaupt. Trotz 
der aktuellen wirtschaftlichen Konsolidierungsphase wird 
der dynamisch wachsende Energiebedarf nach Einschät-
zungen des Ministeriums für Energie und Natürliche 
Ressourcen (ETKB) auch mittel- und langfristig weiter 
anhalten mit jährlichen Zuwachsraten von durchschnitt-
lich 6 %.3 Bis zum Jahr 2023 wird der Investitionsbedarf 
im Energiesektor je nach Berechnung auf 100-130 Mrd. 
USD beziffert.

Im Jahr 2014 betrug der Primärenergiebedarf der Türkei 
125,3 Mio. Tonnen Rohöläquivalent, was in etwa einer 
Verdopplung seit 2001 gleichkommt. Ca. 90 % dieses 
Bedarfs wurden durch Erdgas (31 %), Erdöl (28 %) und 
Stein- und Braunkohle (18 % und 11 %) gedeckt; mit 
12 % trugen Wasserkraft und andere erneuerbare Ener-
gien zum türkischen Energiehaushalt bei. Der türkische 
Strommarkt ist zu rund 70 % auf importierte Energieträ-
ger angewiesen. Bis zum Jahr 2023 wird eine Verdopp-
lung des Primärenergiebedarfs projiziert. 

3	 Strategieplan 2015-2019 des Ministeriums für Energie und natürliche 
Ressourcen, Namensbeitrag des zuständigen Staatssekretärs, S. 5

>Im Jahr 2014 betrug der 
Primärenergiebedarf 

der Türkei 125,3 Mio. Tonnen 
Rohöläquivalent, was in etwa einer 
Verdopplung seit 2001 gleichkommt.

Tabelle 1: Makroökonomische Kennziffern Deutschlands und der Türkei im Vergleich

Zahlen aus Deutschland Türkei
Bevölkerung 2015 81,5 Mio. 78,7 Mio.
Fläche 357.168 km² 783.562 km²
BIP 2014 3.868 Mrd. USD 798,4 Mrd. USD
Pro-Kopf BIP 2014 46.394 USD 10.389,7 USD
Wachstumsrate 2015 1,7 % 3,4 %*
Inflation 2015 0,3% 8,78%
Arbeitslosequote 2015 6,6% 10,8%
Exporte 2015 1.196 Mrd. Euro 143,89 Mrd. USD
Importe 2015 948 Mrd. Euro 207,19 Mrd. USD
Außenhandelsbilanz 2015 248 Mrd. Euro -63,31 Mrd. USD
Erwerbstätige 2015 Ø 42,964 Mio. 29,65 Mio.
Sozialversicherungspfl. Beschäftigte 2015 Ø 30,771 Mio. 26,44 Mio.
Private Haushalte/Personen Ø 2014 40,2 Mio./2,01 19,5 Mio./3,8

* Werte einschließlich III. Quartal 2015

Quellen: Zahlen von Destatis, Türkisches Amt für Statistik (TÜIK), OECD, IWF und Weltbank
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Eine nachhaltige türkische Energiepolitik steht vor der 
Herkulesaufgabe, sehr unterschiedliche Politikfelder mit-
einander in Einklang bringen zu müssen. Neben wirt-
schafts- und entwicklungspolitischen muss sie außen- 
und geopolitische Aspekte berücksichtigen, die stellen-
weise im Zielkonflikt zueinanderstehen können. Die Ver-
einbarkeit mit ökologischen, umwelt- und klimapoliti-
schen Zielen wird zwar in allen Strategien eingefordert, 
meist haben diese jedoch nur sekundäre Bedeutung.

Agenda 2023 und weitere Strategieziele

Die Agenda 20234 ist das zentrale Strategiedokument der 
regierenden Partei für Gerechtigkeit und Entwicklung 
(Adalet ve Kalkınma Partisi – AKP oder AK Partei)5. In 
einem gesamtheitlichen Ansatz werden die wichtigsten 
Ziele aller Politikfelder zusammengeführt. U. a. definiert 
sie einen ambitionierten entwicklungs- und wirtschafts-
politischen Zielkatalog, in dem wirtschaftliche Prosperität 
und Wohlfahrtszunahme höchste Priorität erhalten. Um 
dem Phänomen der „Falle des mittleren Einkommens“, 
das Verharren auf einem mittleren BIP-Niveau über ei-
nen längeren Zeitraum, zu entkommen, steht die Ent-
wicklung einer international wettbewerbsfähigen, nach-
haltigen, einkommensgerechteren, innovativen und auf 
technologiebasiertem Wachstum beruhenden Wirtschaft 
im Fokus. Damit soll der Wandel von einer verlängerten 
Werkbank hin zu einer innovativen Hochtechnologie
industrie mit hoher inländischer Wertschöpfung befördert 
werden.

Konkrete Ziele sind der Aufstieg unter die zehn weltweit 
größten Volkswirtschaften, ein Mindestaufwuchs des BIP 
auf 2.000 Mrd. USD und ein Pro-Kopf BIP von 
25.000 USD sowie ein Zuwachs des Exports auf 500 Mrd. 
USD. Die Inflationsraten und Zinssätze sollen sich im 
gleichen Zeitraum dauerhaft auf einstellige Werte einpen-
deln, die Arbeitslosigkeit auf 5 % reduziert und die Be-
schäftigungsquote gleichzeitig um mindestens 50 % er-
höht werden. In der Mittelfristigen Finanzplanung (OVP) 

4	 Die Agenda 2023 aus dem Jahre 2012 führt die Einzelstrategien be-
treffender Ministerien zusammen. Das Jahr 2023 besitzt mit dem 
100-jährigen Jubiläum der Gründung der türkischen Republik eine 
große Symbolik.

5	 Die offizielle im Parteienstatut niedergeschriebene Abkürzung ist AK 
Partei und nicht AKP. AK sind die ersten beiden Buchstaben im Tür-
kischen von Gerechtigkeit (Adalet) und Entwicklung (Kalkınma). AK 
oder ak hat aber als alleinstehendes Wort auch die Bedeutung von 
rein und unbefleckt und erhält in diesem Zusammenhang eine mora-
lische Dimension. Der Parteiname alleine stellt einen Bezug zu Moral 
und religiösen Wertvorstellungen her. Die Verwendung der Abkürzung 
AK Partei oder AKP spiegelt eine ideologisch aufgeheizte Debatte wi-
der. Anhänger bezeichnen sie als AK Partei, politische Gegner bevor-
zugen AKP

der türkischen Regierung werden Wachstumsraten von 
4,5 % für 2016 und jeweils von 5 % für die beiden Folge-
jahre erwartet.

Wirtschaftswachstum und Rückführung des 
Außenhandelsdefizits

Neben externen außenpolitischen Einflüssen und kon-
junkturellen Auswirkungen des Wahljahrs 2015 sind wirt-
schaftspolitischer Reformstau und fehlende Strukturre-
formen für die Verlangsamung des Wirtschaftswachs-
tums und die Eintrübung der Konjunktur verantwortlich. 
Das Haushaltsdefizit und der staatliche Schuldenstand 
sind schon seit Jahren auf Werten, mit denen die Türkei 
in der EU deutlich Klassenprimus wäre. Die Entschul-
dungspolitik der öffentlichen Hand darf hierbei jedoch 
nicht über die exorbitante Zunahme der Schulden des 
Privatsektors hinwegtäuschen. Ein schlanker Staat, die 
Zerschlagung staatlicher Monopole und Öffnung für pri-
vate Investoren wie im Energiesektor haben praktisch 
zum Schuldentransfer vom Staat zum Privatsektor ge-
führt. 

Zentrale Kennziffern, die auf eine strukturelle Schwäche 
der türkischen Wirtschaft hinweisen, sind das Außenhan-
delsdefizit und die negative Zahlungsbilanz. Aufgrund 
der schwachen Konjunktur und des Ölpreises ist das 
Außenhandelsdefizit 2015 zwar gesunken. Primärener-
gieimporte und die Energieabhängigkeit bei fossilen 
Energieträgern sind jedoch weiter einer der Hauptverur-
sacher des türkischen Außenhandelsdefizits. So wurden 
im Jahr 2015 Rohöl, Erdgas und Kohle für den Inlands-
verbrauch im Wert von 37 Mrd. USD importiert,6 was 
knapp 18 % des Gesamtimports entsprach. Die Primär-
energieträger liegen damit als zweitgrößter Posten hinter 
den industriellen Zwischengütern, die aber zu einem 
Großteil als veredelte Exportgüter bedeutende volkswirt-
schaftliche Einnahmen generieren.

Unter dem Einfluss des Niedrigpreis-Rohöls sollen die 
Energieimporte sogar auf 33 Mrd. USD im Jahr 2016 
fallen. Ein dauerhafter Niedrigpreis könnte sich auf die 
geplante Rolle als Erdöltransportkorridor negativ auswir-
ken und auch eigene Erdölexplorationen werden dadurch 
kaum befördert. Bis Ende 2018 wird jedoch mit einer 
Erholung des Rohölpreises gerechnet und durch Wech-
selkursentwicklungen flankiert sollen die Energieimporte 
mit 51,6 Mrd. USD dann wieder deutlich steigen. Die 
weitere Rückführung des Außenhandelsdefizits von aktu-

6	 Zahlen des türkischen Schatzamtes, https://www.hazine.gov.tr/tr-TR/
Istatistik-Sunum-Sayfasi?mid=249&cid=26&nm=41#, S. 120

1.2	 Entwicklungspolitische Vorgaben und außenpolitische 
Implikationen
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ell 3,9 % am BIP gemessen (Ziel bis 2018 3,5 %) ist 
prioritär.

Aktuelle innenpolitische Entwicklungen, allen voran das 
Scheitern des Friedensprozesses mit den Kurden, und 
die Spirale der Gewalt, autoritäre Entwicklungen sowie 
die fortlaufende Polarisierung des innenpolitischen Dis-
kurses befördern auf Dauer das Geschäftsklima ebenfalls 
nicht sonderlich.

Außenpolitische Implikationen

Als Konsequenz ihrer gestiegenen weltwirtschaftlichen 
Bedeutung fordert die Türkei als neue Gestaltungsmacht 
eine größere Sichtbarkeit in internationalen Organisatio-
nen (u. a. Weltbank, IWF und G20) ein; sie koppelt dies 
aber auch an größere politische Verantwortung und grö-
ßeres finanzielles Engagement. Im Zentrum der neuen 
türkischen Außenpolitik steht die Politik der Nullproble-
me mit den Nachbarn, eine proaktive auf Dialog und 
Kooperation ausgerichtete Außenpolitik. Der Bürgerkrieg 
in Syrien zeigt jedoch, auf welch unsicherem Fundament 
diese Politik in einer Region mit sehr fragilen Staaten 
steht.

Die Entwicklungen in Syrien zeigen die Verwundbarkeit 
der türkischen Wirtschaft und energiepolitische Sensibili-
täten. Die Auswirkungen der russischen Wirtschaftssank-
tionen nach dem Abschuss eines russischen Kampfjets 
an der türkisch-syrischen Grenze sind deutlich spürbar. 
So beklagen die Tourismus- und Baubranchen ebenso 
starke Einbrüche im Russlandgeschäft wie Besitzer von 
Zitrusplantagen; selbst Kooperationen in Forschung und 
Bildung wurden eingestellt. Bisher wurden die Sanktio-
nen nicht auf russische Gaslieferungen oder den mit 
russischem Kapital und Technologie finanzierten Bau des 
ersten türkischen Kernkraftwerkes am türkischen Mittel-
meer ausgeweitet. 

Zwischen der Türkei und Russland kam es schon häufi-
ger zu Unstimmigkeiten bei Pipelineplänen und den Gas-
preisen. Unterschiedliche Bewertungen bei energiepoliti-
schen Fragestellungen bestehen auch zwischen dem 
Iran und der Türkei. Erst im Februar 2016 hat ein inter-
nationales Schiedsgericht der Klage der Türkei nach ei-

ner Reduzierung der Gaspreise stattgegeben. Der Iran 
muss nun im Nachhinein einen Preisnachlass von 10-
15 % für zwischen den Jahren 2011 bis 2015 in die 
Türkei geliefertes Gas im geschätzten Wert von einer 
Milliarde USD gewähren. Hier befindet sich die Türkei in 
einem außenpolitischen Dilemma. Russland und der Iran 
sind wichtige Energielieferanten und Partner der Türkei, 
sie sind aber auch Konkurrenten um regionalen Einfluss. 
Eine außenpolitische Alternative bietet sich der Türkei 
aktuell durch stärkere Kooperation in der Flüchtlingskrise 
mit der EU und einer möglichen Wiederbelebung der EU-
Beitrittsverhandlungen durch Eröffnung neuer Verhand-
lungskapitel.

Energiepolitische Zielsetzungen

Die zentralen Strategieziele der nationalen türkischen 
Energiepolitik sind: Stärkung der Energieversorgungs
sicherheit, mehr Energieautarkie durch Reduzierung der 
ausländischen Primärenergieabhängigkeit, Diversifizie-
rung der Energieimportländer und Energiequellen, nach-
haltige und effiziente Nutzung inländischer und erneuer-
barer Energiequellen, Diversifikation der Energietrans-
portwege und Stärkung des Landes als Energiedreh-
scheibe, Energieeffizienz und Reduktion der Energie
intensität, Förderung innovativer Umwelt- und Energie-
technologien sowie Reduktion der Treibhausgasemissio-
nen. Flankiert werden diese Ziele von fortschreitenden 
Maßnahmen der Liberalisierung und Privatisierung des 
türkischen Energiemarkts und damit einher geht eine 
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit. 

Energiekorridor und Energietransit durch 
Pipelines

57 % der weltweiten Erdölreserven und 74 % der welt-
weit bekannten Gasreserven liegen im Mittleren Osten, 
Russland, Kaukasus und Mittelasien und müssen zu den 
europäischen Märkten transportiert werden.7 Gas ist da-
bei zwischen Verbrauchern und Produzenten kein nor-
males Handelsgut, sondern kann im Fall von Konflikten 
auch als politisches Druckmittel benutzt werden. Das In-
teresse der Europäer fokussiert sich deswegen auf siche-
re, offene und alternative Energietransportwege. In die-
sem Kontext versucht die Türkei eigene Interessen mit 
denen der wichtigsten Marktteilnehmer in Einklang zu 
bringen und das Land im Wettbewerb um Energietrans-

7	 BP Statistical Review of World Energy June 2015, https://www.
bp.com/content/dam/bp/pdf/energy-economics/statistical-re-
view-2015/bp-statistical-review-of-world-energy-2015-full-report.pdf

>Russland und der Iran sind 
wichtige Energielieferanten 

und Partner der Türkei, sie sind aber 
auch Konkurrenten um regionalen 
Einfluss.
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portwege und Energiesicherheit möglichst ideal zu positi-
onieren und sich als starker regionaler und internationa-
ler Akteur zu etablieren. 

Die Türkei bildet eine natürliche Brücke zwischen För-
derländern und einigen wichtigen europäischen Konsu-
menten fossiler Primärenergiequellen. Mit neuen Gas-
pipelines und der Schaffung zusätzlicher Transportkapa-
zitäten auch für neue Vorkommen und technische Mög-
lichkeiten, wie den Gastransport in beide Richtungen 
(Reverse-Flow), schafft sie Alternativen, stärkt ihre her-
ausragende Position als Energiekorridor und Energie-
drehscheibe und ihre Position eines integralen Bestand-
teils der regionalen Energiemärkte.

Eine der wichtigsten türkischen Pipelines ist die Baku-
Tiflis-Ceyhan Pipeline (BTC) (mit C gekennzeichnet), 
durch die Erdöl aus Aserbaidschan an das Verladetermi-
nal Ceyhan zur Verschiffung übergeleitet wird mit einer 

Jahreskapazität von 50 Mio. Tonnen. Ein kleinerer Teil 
des Erdöls wird für den türkischen Inlandsverbrauch ver-
wendet und durch die Ceyhan-Kırıkkale Pipeline zur Raf-
finerie nach Kırıkkale transportiert. 

Eine zweite wichtige Erdölpipeline ist die irakisch-türki-
sche Kirkuk-Ceyhan Erdölpipeline (ITC) (mit A gekenn-
zeichnet), die seit 1976 aus Kirkuk Erdöl zum Verladeter-
minal Ceyhan transportiert. Nach verschiedenen Erweite-
rungen besitzen die zwei Röhren mittlerweile eine Jah-
reskapazität von ca. 71 Mio. Tonnen. Im Jahr 2014 hat 
die Türkei durch diese Pipeline mit ca. 5,5 Mio. Tonnen 
fast 32 % ihres Erdölbedarfs aus dem Irak bezogen. 
Überkapazitäten bestehen, weil nur knapp 25 Mio. Ton-
nen Erdöl insgesamt durch die ITC nach Ceyhan überge-
leitet wurden. Die ITC stand in den vergangenen Jahren 
immer wieder im Mittelpunkt verschiedener Sabotageak-
te. Die türkischen Erdölpipelines besitzen überwiegend 
eine Durchleitungsfunktion für aserbaidschanisches und 
nordirakisches Erdöl für den Weltmarkt.

Im Gegensatz dazu transportieren die türkischen Gas-
pipelines ausschließlich Gas für den Eigenverbrauch. Im 
Jahr 2015 betrug der türkische Gasimport ca. 50 Mrd. 
m³, alleine 58 % davon aus Russland durch die Mavi 
Akım-Pipeline (blauer Strom), einer Offshorepipeline 

>Die Türkei bildet eine 
natürliche Brücke zwischen 

Förderländern und einigen wichtigen 
europäischen Konsumenten fossiler 
Primärenergiequellen.

Abbildung 1.1: Türkische Erdölpipelines

Quelle: Petroleum Pipeline Gesellschaft BOTAŞ

Gesamtlänge der Erdölpipelines: 3.400 km
A. I. Irakisch-türkische Rohölpipeline	 40 Zoll	 641 km	 gemeinsame Jahreskapazität
B. II. Irakisch-türkische Rohölpipeline	 46 Zoll	 656 km	 von 71 Mio. t
C. Baku-Tiflis-Ceyhan Rohölpipeline	 30-42-46 Zoll	 1.076 km	 Jahreskapazität 50 Mio. t
D. Batman-Dörtyol Rohölpipeline	 18 Zoll	 511 km	 Jahreskapazität 4,5 Mio. t
E. Ceyhan-Kırıkklae Rohölpipeline	 24 Zoll	 448 km	 Jahreskapazität 7,2 Mio. t
F. Selmo-Batman Rohölpipeline 	 6-9 5/8-12 Zoll	 41 km	 Jahreskapazität 0,8 Mio. t

}
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durch das Schwarze Meer und über den Westkorridor 
(Trans-Balkan-Pipeline), der russisches Gas durch die 
Ukraine, Rumänien nach Bulgarien transportiert. Die ca. 
10 Mrd. Kubikmeter über den Westkorridor werden dabei 
durch private Unternehmen transportiert. Die langfristi-
gen Abnahmeverträge mit Russland laufen noch bis 
2021 und 2026 (Blauer Strom). Weitere Gasimporte wer-
den zu ca. 13 % durch die Baku-Tiflis-Erzurum (BTE) 
Erdgaspipeline aus Aserbaidschan und zu ca. 16 % aus 
dem Iran in die Türkei realisiert. 

Die Türkei bezieht 87 % ihres Gasbedarfs aus drei Län-
dern. Unsicherheiten wie ausbleibende russische Gaslie-
ferungen (Ukrainekrise 2006-2009) und witterungsbe-
dingt gestiegener Eigenbedarf im Iran (Dezember 2015) 
sind reale Szenarien, die wie ein Damoklesschwert über 
der türkischen Gasversorgung schweben. Der Restgas-
bedarf wird durch verflüssigtes Erdgas (LNG) aus Nigeria 
und Algerien gedeckt. Neben einer kleinen Erdgaspipe-
line nach Griechenland existieren noch weitere inländi-
sche Gasverbindungen.

Transanatolische Pipeline (TANAP)

Mit der Transanatolischen Pipeline (TANAP) plant die 
Türkei den nächsten Schritt, weil ein bedeutender Teil 
des Gases über Anatolien nach Europa transportiert wer-
den soll und damit nach Erdöl auch beim Erdgas Durch-
leitungskapazitäten für den europäischen Markt geschaf-
fen werden. Damit verstärkt das Land seine Funktion als 
Energiedrehscheibe. Anstelle des Nabucco-Pipeline-Pro-
jekts, welches im Jahr 2013 aufgegeben wurde, soll mit 
der im Bau befindlichen Pipeline des aserbaidschanisch-
türkischen Konsortiums (SOCAR, BOTAŞ    und TPAO) spä-
testens im Jahr 2019 das erste Gas vom Kaspischen 
Meer über den südlichen Gaskorridor transportiert wer-
den.

Das Gas soll ab der griechischen Grenze durch die 
Transadriatische Pipeline (TAP) über Griechenland und 
Albanien sowie durch die Adria nach Italien und Europa 
gelangen. Wenn der vorgesehene Baubeginn der TAP im 
Jahr 2016 gehalten werden kann und es zu keinen Ver-
zögerungen beim Bau beider Pipelines kommt, sollen im 
Jahr 2020 16 Mrd. Kubikmeter Gas durch TANAP gelei-
tet werden, wovon 6 Mrd. für den türkischen Markt be-

Abbildung 1.2: Türkische Erdgaspipelines (rot eingezeichnet)

Quelle: Petroleum Pipeline Gesellschaft BOTAŞ

– Gaspipelines
– Erdölpipelines
– Pipelines in Planung
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stimmt sind. Bis 2026 soll die Durchleitungsmenge auf 
31 Mrd. Kubikmeter Gas ansteigen.

Neben TANAP galt als geplante Hauptader für russisches 
Gas das South Stream Projekt (Offshorepipeline durch 
das Schwarze Meer), welches als Alternative für den süd-
lichen Gaskorridor Südeuropa an der Ukraine vorbei be-
liefern sollte. Das South Stream Projekt wurde im Dezem-
ber 2014 durch Russland eingestellt. Vordergründig hat 
man Bulgarien für eine Blockadehaltung verantwortlich 
gemacht, im Hintergrund dürften EU-Regelungen zur 
Öffnung und Liberalisierung des russischen Energie-
marktes stehen, die Russland und Gazprom nicht erfül-
len wollten. Anstelle und in Anlehnung des South Stream 
Projekts trat dann das Turkish Stream Projekt, welches 
mittlerweile aufgrund der verschlechterten russisch-tür-
kischen Beziehungen erst einmal auf Eis gelegt ist.

TANAP wird mit ihrer Kapazität von 1/3 des aktuellen 
türkischen Jahresbedarfs an Erdgas die Energieknoten-
funktion verstärken, die eigenen Bedarfsquellen weiter 
diversifizieren und fallende Erdgaspreiseffekte generie-
ren, da Gas aus Aserbaidschan um 16 % billiger im Ein-
kauf ist als aus dem Iran. Bis 2019 soll auch mit dem 
Bau von mindestens drei weiteren Pipelineprojekten be-
gonnen werden, die zur Stärkung der Energiedrehschei-
benfunktion beitragen. Zu einem späteren Zeitpunkt ist 

sogar der Anschluss turkmenischer Gasfelder an das 
anatolische Pipelinenetz denkbar. Mit möglichen zusätz-
lichen Lieferungen aus dem Iran, dem Nordirak und dem 
östlichen Mittelmeer und sogar aus Katar könnte der 
südliche Korridor mittelfristig die erhoffte Versorgungssi-
cherheit von Gas für Europa deutlich erhöhen.

Neben BTC und BTE ist TANAP das dritte Projekt, wel-
ches im Rahmen der strategischen Kooperation die Tür-
kei und Aserbaidschan wirtschaftlich und politisch noch 
näher aneinander bindet. Die Türkei kann damit erstmals 
alternative Transportwege für Europa garantieren und 
hofft auf Dynamik beim EU-Verhandlungskapitel Energie.

Strategische Partnerschaft der Türkei  
mit Russland

Milliardenschwere Projekte zwischen beiden Staaten 
standen im September 2015 im Mittelpunkt eines Tref-
fens der beiden Staatspräsidenten in Moskau. Diese stra-
tegische Partnerschaft hat wenige Monate später durch 
den Abschuss des russischen Kampfbombers an der 
türkisch-syrischen Grenze schweren Schaden erlitten. 
Die Zukunft von Turkish Stream hängt davon ab, wie 
beide Länder einen zukünftigen Modus Vivendi finden, 
ihre divergierenden außenpolitischen Interessen mit 

Abbildung 1.3: Türkische Gasimporte zwischen den Jahren 2005–2014 nach Ländern
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gleichlautenden wirtschaftlichen und energiepolitischen 
Interessen in Übereinstimmung zu bringen. Die Türkei ist 
nach Deutschland der zweitgrößte Markt für russisches 
Gas und für Russland hat Turkish Stream eine stärkere 
politische denn wirtschaftliche Bedeutung. Die Pipeline 
ist eine Alternative zur Umgehung der Ukraine und Russ-
land möchte sich neben Nord Stream eine zweite sichere 
Route für Erdgaslieferungen nach Europa offen halten.

Neben Gas plant die Türkei als Energiedrehscheibe auch 
den verstärkten Aufbau eines Verbundnetzes mit den 
Nachbarn. Durch die bestehenden zwölf Interkonnektoren 
zu allen Nachbarländern inklusive Armenien hat die Tür-
kei im Jahr 2013 7.426 GWh Strom importiert und 1.226 
GWh exportiert. Über zwei Leitungen importiert die Türkei 
Strom aus Turkmenistan und exportiert in den Irak und 
Syrien. Mit allen anderen Ländern wird Strom ausge-
tauscht. Bis 2019 soll sich der gesamte Stromimport in der 
Projektion verfünffachen und der Stromexport verdreifa-
chen. Das Land stand seit dem Jahr 2000 mit dem Ver-
band europäischer Übertragungsnetzbetreiber (ENTSO-E) 
im Austausch und strebt eine stärkere Anbindung an das 
europäische Verbundnetz an. Seit Januar 2016 hat die 
Türkei als erstes Land überhaupt einen Beobachterstatus 
bei ENTSO-E. 

Energiediplomatie

Neben dem Ausbau der Pipelineinfrastruktur existieren 
weitere Instrumente der türkischen Energiediplomatie, 
mit denen die energiepolitische Rolle und Bedeutung des 
Landes unterstrichen werden soll. Geplant sind ein weite-
rer Ausbau des Verladeterminals Ceyhan zum integrier-
ten Energiezentrum und weitere Erdöl- und Erdgasverla-
determinals am Schwarzen Meer und am Mittelmeer. Die 
Pläne zum Ausbau Istanbuls zu einem internationalen 
Finanz- und Handelsplatz beinhalten auch die Entste-
hung des drittgrößten Marktplatzes für Energie und ener-
gienahe Produkte in Europa. 

Zur Wahrung türkischer Interessen will das Land parallel 
zum größeren Engagement in internationalen Organisati-
onen wie dem IWF oder der Weltbank bis Ende 2019 in 
Organisationen wie u. a. der Internationalen Energieagen-
tur (IEA) und der Internationalen Agentur für Erneuerba-
re Energien (IRENA) die türkische Personalpräsenz, auch 
in Entscheidungsgremien, fördern. Eine größere Sicht-
barkeit zu türkischen Energiethemen erhofft man sich 
von der Entsendung neuer spezieller Attachés für Energie 
und natürliche Ressourcen an türkische Auslandsvertre-
tungen. Nach der Entsendung in die USA, nach Russ-

Abbildung 1.4: Die türkischen Interkonnektoren

Quelle: Webseite Stromhandels- und Vertragsagentur TETAŞ  
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land, Aserbaidschan, Irak und Frankreich ab 2015 sollen 
bis Ende 2019 solche Experten an insgesamt 20 Aus-
landsvertretungen stationiert sein.8

Reduzierung der Energieabhängigkeit durch 
Exploration

Neben der Schaffung neuer Transportkapazitäten stellen 
die Erschließung eigener Vorkommen und vermehrte Ex-
ploration im In- und Ausland weitere energiediplomati-
sche Instrumente dar. Turkish Petroleum (TPAO) ist fe-
derführend bei der Suche und Exploration fossiler Ener-
gieträger und kohlestoffhaltiger Brennstoffe. Seit 2002 ist 
ein sprunghafter Anstieg landesweiter Bohrungen nach 
Erdgas, Erdöl und neuen Kohlereserven zu verzeichnen; 
so wurden ca. 1.500 Probe- und Suchbohrungen für 
Kohle und über 2.000 für Erdgas und Erdöl durchge-
führt.

Neben bestehenden Projekten in Aserbaidschan und 
Turkmenistan sind bis Ende 2019 acht neue Exploratio-
nen im Ausland bei Kohle, Gas und Rohöl und fünf Ab-
baustätten für radioaktive und energetische Mineralien 
im Ausland geplant. Die Suche nach Erdgas- und Erdöl 
im Ausland ist so bedeutend, weil rund um den Südosten 
der Türkei im Mittelmeer, im Irak und Iran große Erdgas- 
und Rohölreserven existieren. In der Türkei wurden bis-
her nur geringe Reserven von Rohöl und Erdgas ent-
deckt. Geologische Besonderheiten (Deformationen der 

8	 Strategieplan 2015-2019 des Ministeriums für Energie und Natürli-
che Ressourcen, S. 43

Gesteinsmassen) werden für das geringe Vorkommen an 
fossilen Energierohstoffen verantwortlich gemacht. 

Nach Angaben der TPAO stammten im Jahr 2014 ca. 
10,5 % des Gesamtrohölbedarfs aus inländischen För-
deranlagen in der Südosttürkei in den Provinzen Batman 
und Adıyaman und zu einem kleinen Teil aus Thrazien. 
Die Erdölreserven des Landes sind mit überschaubaren 
46 Mio. Tonnen ungleich größer als in Deutschland 
(31 Mio. Tonnen) und die Ressourcen werden auf 
710 Mio. Tonnen geschätzt. Weitere Erdölpotenziale wer-
den im Mittelmeer und Schwarzen Meer vermutet. Bis 
2019 wird eine Aufstockung der Eigenproduktion bei 
Erdöl auf ca. 14 % anvisiert.

Ähnlich gelagert ist die Situation beim Erdgas. Trotz gro-
ßem Erdgasverbrauch wurde im Jahr 2014 mit 
0,5 Mrd m³ nur knapp 1 % des Jahresverbrauchs in in-
ländischen Anlagen hauptsächlich in Thrazien gefördert. 
Die Erdgasreserven lagen im gleichen Zeitraum bei nur 
6 Mrd. m³. Es werden jedoch Erdgasressourcen in einer 
Größenordnung von 1.153 Mrd. m³ vermutet, davon 
200 Mrd. m³ konventionelle Ressourcen, 283 Mrd. m³ 

>Die Türkei verfügt über große 
Kohlevorräte, vorrangig 

Weichbraunkohle, die sich 2014 auf 
rund 4,4 % der weltweit bekannten 
Reserven (Weltrang 5) beliefen 
und in vielen Regionen des Landes 
vorkommen.

Zukunftsvision: Schiefergas und Ölschiefer

Die Türkei hat auch ihre Bemühungen zur Exploration 
von Schiefergasvorkommen verstärkt, wobei Experten mit 
keiner Erschließung vor dem Jahr 2020 rechnen. 
Scheinbar will man auf die Erfahrungen und die Um-
weltfolgen der Gewinnung von Schiefergas in den USA 
zurückgreifen. Durch verschiedene Untersuchungen 
belegt sind wirtschaftlich rentable Schiefergasreserven 
von 650-670 Mrd. m³, mit denen unter Berücksichtigung 
des aktuellen Verbrauchs der türkische Bedarf an Gas 
für mindestens 10 Jahre gedeckt wäre. Es werden je-
doch noch weitere Ressourcen in anderen Gesteinsfor-
mationen vermutet, inwiefern diese den in der türki-
schen Öffentlichkeit genannten 4.600 Mrd. m³ entspre-
chen und wie viel zusätzlich überhaupt wirtschaftlich 
abbaubar sein wird, bleibt offen.

Zusätzlich zum Schiefergas hat das staatliche Generaldi-
rektorat für Mineralsuche und Exploration (MTA) in den 
zwei inneranatolischen Beckenregionen Konya-Ereǧli 
und Niǧde-Bor insgesamt 8 Mrd. Tonnen Schieferölres-
sourcen ausfindig gemacht. Türkische Unternehmen 
sind aufgefordert ihre Aktivitäten bei Schiefergas im In-
und Ausland, zu verstärken. Die Fracking-Methode wird 
auch in der Türkei aufgrund möglicher Einflüsse auf das 
Grundwasser mit Skepsis betrachtet und vonseiten der 
Zivilgesellschaft werden vermehrt auch mögliche Gefah-
ren von induzierten Erdbeben angemahnt.



Weltenergierat - Deutschland

17

Energiemarkt Türkei – Chancen und Herausforderungen eines dynamischen Wachstumsmarktes

Kohleflözgas und 670 m³ Schiefergas. Eine Nutzbarma-
chung dieser Ressourcen würde den türkischen Gasbe-
darf auf 20-25 Jahre decken. 

Die Energiestrategie des Ministeriums für Energie und 
Natürliche Ressourcen (ETKB) fordert bis Ende 2019 ei-
ne bessere Nutzung inländischer Energievorkommen, 
allen voran der Kohle. Die Türkei verfügt über große Koh-
levorräte, vorrangig Weichbraunkohle, die sich 2014 auf 
rund 4,4 % der weltweit bekannten Reserven (Weltrang 
5) beliefen und in vielen Regionen des Landes vorkom-
men. Die Hartkohlereserven sind wesentlich geringer 
(380 Mio. Tonnen) und befinden sich in der westlichen 
Schwarzmeerregion in der Provinz Zonguldak. 

Mittelfristig wünschenswert wäre nach dem Vorbild von 
SOCAR und GAZPROM mit dem Zusammenschluss von 
BOTAŞ   und TPAO die Bildung eines ähnlich großen staat-
lichen Energiekonzerns, der als Verhandlungsführer in 
internationalen Verhandlungen auftritt.

Aufbau von Speicherkapazitäten

Die Türkei besitzt aktuell sehr überschaubare Speicher-
kapazitäten für Erdgas. Die Speicherkapazität in Silivri 
am Marmarameer erreicht gerade einmal die aus Russ-
land importierte Tagesmenge und die Gesamtspeicherka-
pazität von 2,7 Mrd. m³ Erdgas im Jahre 2013 entsprach 
gerade einmal knapp 6 % des Jahresverbrauchs. Der 
weitere Auf- und Ausbau von strategischen Notreserven 
bei Erdgas und Erdöl soll die Verletzlichkeit des Landes 
gegen externe Schocks und Lieferengpässe verringern. 
Bisher konnten durch fehlende Ausspeicherungskapazi-
täten solche Lieferengpässe nur schwer überbrückt wer-
den. Geplant sind ein kontinuierlicher Aufbau der Spei-
cherkapazitäten für Erdgas von 10 % des Jahresver-
brauchs bis Ende 2019 und eine langfristige Speicherka-
pazität von 20 % des Jahresverbrauchs. Aktuell entste-
hen fünf Gaslagerstätten, die größte ist der Bau des Na-
turgasspeichers durch China unter dem Salzsee in Inne-
ranatolien. Der Bau wird von der Weltbank mit 325 Mio. 
USD unterstützt und soll Ende 2017 fertiggestellt sein. 
Kurzfristig Abhilfe sollen mehrere LNG-Terminals schaf-
fen, mit denen vermehrt Gas aus Afrika importiert werden 
soll. Diese müssen erst noch gebaut werden und nach 
den notwendigen rechtlichen Voraussetzungen soll der 
Bau für die Privatwirtschaft ausgeschrieben werden.
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Energiepolitische Akteure und deren Zusammenspiel

Politisch und inhaltlich federführend ist das Ministerium 
für Energie und Natürliche Ressourcen (ETKB), die mit 
Abstand bedeutendste Institution im Institutionengefüge 
des türkischen Energiemarktes. Innerhalb oder außer-
halb der ministeriellen Strukturen angeschlossen beste-
hen einige wichtige Institutionen und Unternehmen, wie 
der Übertragungsnetzbetreiber TEİAŞ , die Stromerzeu-
gungsgesellschaft EÜAŞ  und die Stromhandels- und Ver-
tragsagentur TETAŞ . Alle drei entstanden im Jahr 2001 
bei der Zerschlagung des Staatsmonopolisten TEAŞ  im 
Rahmen der Liberalisierung des türkischen Energiesek-
tors. Diese Unternehmen sind weiter in staatlicher Hand, 
jedoch konkurrieren die Kraftwerke von EÜAŞ   mit priva-
ten Unternehmen bei der Stromproduktion.

Ein neues Element in der Energiestruktur ist die Energie-
marktregulierungsbehörde EPDK, die ebenfalls erst im 
Jahr 2001 gegründet wurde. Ihr obliegt einerseits die 
kontrollierte Implementierung der Liberalisierungsschrit-
te, eine langsame Öffnung und die sanfte Überführung 
weiterer staatlicher Energiemarktkapazitäten in private 
Hände. Die EPDK vergibt die Lizenzen zur Stromerzeu-
gung und erfüllt unzählige Aufgaben der Überwachung 
und Regelung der Energiemärkte, so setzt sie u. a. die 
Strom- und Gaspreise fest.

Turkish Petroleum (TPAO) zeichnet sich für die Explorati-
on und Erschließung neuer Vorkommen verantwortlich 
und die Petroleum Pipeline Gesellschaft (BOTAŞ ) baut 
und betreibt Pipelines. Weitere Institutionen sind: Die 
Minen- und Bergbaugesellschaft (ETİ MADEN) ist u. a. für 
den Abbau und Verkauf von Bor und die Uranexplorati-
on zuständig, die Steinkohlegesellschaft (TTK) über-
wacht den Steinkohleabbau am Schwarzen Meer und 
die Braunkohleverwaltung (TKİ) baut neben privaten Un-
ternehmen Braunkohle im Tagebau ab. Die Atomener-
giebehörde TAEK ist für alle Aufgaben zuständig, die im 
Zusammenhang mit der friedlichen Nutzung der Atom-
energie stehen.

Eine sehr enge Abstimmung mit dem türkischen Außen-
ministerium ist geboten aufgrund der geo- und regional-

politischen Gemengelage. Energiesicherheit, Diversifi-
zierung der Energiequellen und die Stärkung der Rolle 
als Energiedrehscheibe benötigen eine kohärente Ener-
giediplomatie. Das türkische Ministerium für Umwelt und 
Städtebau hat federführende Kompetenzen bei der Um-
setzung von energieeffizienten Gebäudestandards und 
der energetischen Sanierung von älteren Gebäuden. 
Zudem hat dieses Ressort eine umwelt- und klima-
schutzpolitische Agenda; darin enthalten auch die Nut-
zung von Methan- oder Abfalldeponiegas für die Strom-
gewinnung. Für das türkische Entwicklungsministerium 
stehen vordergründig die entwicklungspolitischen As-
pekte von Energiethemen im Fokus unter besonderer 
Berücksichtigung der Nachhaltigkeit und möglicher in-
ländischer Wertschöpfungsketten. An Letzterem orien-
tiert sich hauptsächlich auch das Interesse des Ministe-
riums für Wissenschaft, Industrie und Technologie, wel-
ches für die Förderung von FuE, Technologie- und Inno-
vationsaspekten u. a. im Energiebereich für die Industrie 
verantwortlich ist. Das türkische Verkehrsministerium 
setzt wichtige Vorhaben mit energiepolitischer Reichwei-
te wie den Ausbau einer modernen vernetzten Verkehrs-
infrastruktur und den nationalen Verkehrswegeplan um. 
Das Ministerium für Wald und Wasser fördert federfüh-
rend die Nutzung der türkischen Flüsse für Staudämme 
und Wasserkraftwerke.

Insgesamt besitzen 11 Ressorts energiepolitische Zu-
ständigkeiten, was enorme Abstimmungsprozesse not-
wendig macht, die u. a. durch den interministeriellen 
Koordinierungsrat für Energieeffizienz (EVKK) umge-
setzt werden. Erhebliche Differenzen bestehen u. a. bei 
der Umsetzung von Energieeffizienz in Gebäuden und 
bei der Umsetzung klimapolitischer Vorhaben. Das Mi-
nisterium für Umwelt und Städtebau kommt bei der 
Implementierung der Gebäudeenergiepassregelung 
langsamer als geplant voran und plant die Einführung 
eines umfangreicheren Handels mit CO2-Zertifikaten. 
Hierbei stößt es aber auf Gegenwehr aus dem Energie-
ministerium, welches eine zu starke Belastung von 
Kohlekraftwerken zu diesem Zeitpunkt gerne vermei-
den möchte.
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Ende Dezember 2015 betrug die installierte Gesamtka-
pazität 73.178 MW. Die Kapazitäten verteilten sich zu 
29 % auf Gas und LNG, 26,1 % Wasserkraft aus Stau-
dämmen, 20,6 % Kohle, 9,6 % Wasserkraft aus Laufwas-
serkraftwerken, 7,6 % andere thermischen Quellen 
(Schweröl, Asphaltit, Naphtha, Diesel), 6,2 % Windener-
gie, 0,8 % Geothermie und 0,3 % Solarenergie. Rechnet 
man die Wasserkraft zusammen, so war sie von der ins-
tallierten Kapazität her die größte Stromquelle. Bis 2023 
soll die installierte Gesamtkapazität auf 120 GW anwach-
sen.

Im Jahr 2015 betrug die Bruttostromerzeugung 
259,6 Mrd. kWh, eine Verdopplung seit dem Jahr 2000. 
Die Anteile der einzelnen Energieträger betrugen dabei: 
37,9 % Gas, 28,1 % Kohle, 25,8 % Wasserkraft, 4,4 % 
Wind, 2 % andere fossile (Schweröl, Asphaltit, Naphtha, 
Diesel), 1,3 % Geothermie und 0,6 % Biomasse. Ca. 
79 % des Stroms wurden 2015 durch Kraftwerke privater 
Betreiber erzeugt. Nach wie vor ist Gas der wichtigste 
Energieträger in der Stromproduktion und rechnet man 
alle Energieträger zusammen, so werden fast 70 % des 
Stroms weiter aus fossilen Energieträgern gewonnen. Die 
Solarenergie trug trotz Aufbau weiterer Kapazitäten nur 
marginal zur Stromerzeugung bei.

1.3	 Der türkische Strommarkt – von installierten Kapazitäten und 
Potenzialen

Abbildung 1.5: Installierte Leistung im türkischen 
Strommarkt 2015, ca. 73,1 GW
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Strategische Zielsetzungen für den Strommarkt sind die 
Reduzierung des Erdgasanteils auf 30 % bis 2023, die 
Nutzbarmachung des gesamten Wasserkraftpotenzials 
sowie ein weiterer Ausbau von erneuerbaren Energien, 
stärkere Nutzung der inländischen Braunkohle sowie die 
Diversifizierung der Energiequellen, wozu auch die Kern-
energie entwickelt werden soll.

Fossile Energieträger

Gas ist der wichtigste fossile Energieträger in der Türkei 
und wird zu ca. 70 % zur Stromproduktion und zu 30 % 
als Heizenergie genutzt. Mittlerweile sind 73 türkische 
Provinzen an das nationale Gasnetz angeschlossen, das 
von 5.245 Kilometern im Jahr 2003 auf 88.313 Kilometer 
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Abbildung 1.6: Anteile Energieträger an der 
Bruttostromerzeugung im Jahr 2015, ca. 260 TWh
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im Jahr 2013 angewachsen ist.9 Ende 2014 zählte die 
EPDK ca. 10,8 Mio. private Gasabonnenten und 440.000 
gewerbliche Verbraucher. Zur Reduktion der Energieab-
hängigkeit bei Gas sieht die Energiestrategie bis zum Jahr 
2019 in einem ersten Schritt den Bezug von Erdgas von 
mindestens zwei neuen Gaslieferanten vor.

Die Erhöhung der installierten kohlebefeuerten Kraft-
werkskapazität von 15,1 GW auf 30 GW bis 2019 dient 
ebenfalls dem Ziel der Diversifizierung und der stärkeren 
Nutzung inländischer Energieträger. Durch Modernisie-
rung und Neubau der Kraftwerke kann die Kohlebefeue-
rung zwar effizienter und sauberer gestaltet werden. Die 
starke Förderung der einheimischen Braunkohle steht 
aber im Zielkonflikt mit den Klimazielen. Als Ergebnis er-
folgreicher Exploration wurden neue Kohleflöze entdeckt 
und nach aktuellen Zahlen werden die gesamten türki-
schen Kohlereserven auf ca. 1,3 Mrd. Tonnen Hartkohle 
und ca. 15 Mrd. Tonnen Weichbraunkohle beziffert. Zur 
Stromerzeugung trugen die inländische Weichbraunkoh-
le und die Hartkohle im Jahr 2015 zu 28,1 % bei. Über 
90 % der bei der Kohleverbrennung genutzten Hartkohle 
oder Steinkohle wird aufgrund höherer Brennwerte aus 
dem Ausland importiert und diese Importkohle trägt zu 
15,3 % zur Stromerzeugung bei. Weichbraunkohle wird 
nicht importiert. Erdöl wird nur zu einem sehr geringen 
Teil zur Stromproduktion genutzt und nur zu knapp 15 % 
in inländischen Quellen gefördert. Im Jahr 2014 setzte 
sich der Erdölimport prozentual anhand der Lieferanten 
folgendermaßen zusammen: Irak (31 %), Iran (30 %), 
Saudi-Arabien (12 %), Nigeria (10 %), Kasachstan (9 %) 
sowie Russland und Kolumbien zu 3 %. 

9	 Strategieplan 2015-2019 des Ministeriums für Energie und Natürli-
che Ressourcen, S. 16

Durch verstärkte Importe aus dem Irak, Kasachstan und 
Nigeria konnte die Türkei in den letzten drei Jahren auf 
Kosten russischer Importe ihre Abhängigkeit diversifizie-
ren, auch wenn sie immer noch zu 73 % Erdöl aus den 
drei Ländern Irak, Iran und Saudi-Arabien bezieht.

Tabelle 2: Türkische Stromverbrauchsdaten im Vergleich zu Deutschland

Jahr Deutschland Türkei
Primärenergieverbrauch 2014 13.076 PJ 5.250 PJ
Primärenergieverbrauch pro Kopf Ø 2014 160 GJ 66,7 GJ
Bruttostromerzeugung 2015 647,1 TWh 259,7 TWh
Bruttostromverbrauch 2015 600,0 TWh 264,1 TWh
Stromverbrauch pro Kopf Ø 2014 7.142 kWh  3.310 kWh
Stromnettoimport 2015 15,1 TWh 7,95 TWh
Stromnettoexport 2015 60,9 TWh 2,7 TWh
Stromkunden 2014 45,6 Mio. 38,55 Mio.

Abbildung 1.7: Verteilung der türkischen Erdöl
importe nach Ländern 2014 
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Zukunftsvision: Schlüsseltechnologie Kernkraft

Die Türkei hält mit dem geplanten Bau von drei Kern-
kraftwerken (KKW) weiter an ihrem Kernenergiepro-
gramm fest, mit denen der Energiemix diversifiziert wer-
den soll. Ursprünglich geplant war ein Anteil der Kern-
kraft an der Stromproduktion von 5 % im Jahr 2023.10 Der 
Bau des ersten KKW durch das russische Konsortium 
Rosatom am östlichen Mittelmeer in der Nähe der Groß-
stadt Mersin in Akkuyu hat mit dreijähriger Verspätung 
und erheblichen Diskussionen um Erdbebensicherheit, 
unerprobte Technologien, Umweltschutz und mangeln-
der Bürgerbeteiligung begonnen. Mit dem eigentlichen 
Kraftwerksbau wurde noch nicht begonnen. Das KKW 
Akkuyu hat eine installierte Gesamtkapazität von 4.800 
MW, aufgeteilt auf vier VVER-Reaktoren je 1.200 MW. 
Die Inbetriebnahme des ersten Reaktors ist für das Jahr 
2021 datiert; inwiefern sich die aktuelle politische Krise 
mit Russland auf den Bau auswirkt, bleibt abzuwarten.

Ein zweites KKW ist am Schwarzen Meer in Sinop ge-
plant. Dafür wurde im Mai 2013 zwischen den Regierun-
gen Japans und der Türkei ein Vertrag unterzeichnet. 
Geplant ist ein KKW mit einer installierten Gesamtkapa-
zität von 4.480 MW, ebenfalls aus vier Reaktoren zu je 
1.120 MW bestehend. Baubeginn ist für das Jahr 2019 
vorgesehen. Für ein drittes KKW – als Standort halten die 
Spekulationen um die Region Iǧneada an, ein Natur-
schutzgebiet, welches die größten Auwälder Europas in 
der Nähe zur bulgarischen Grenze beheimatet – sollen 

10	 IEA, Oil&Gas Security – Emergence Response of IEA Countries 2013, 
S.4

im gleichen Zeitraum alle Planungsmaßnahmen abge-
schlossen sein. 

Bis Ende 2019 sollen auch die Uran- und Thoriumvor-
kommen in der Türkei erfasst und in eine Nutzungspro-
jektion eingeplant sein. Seit den 1950er Jahren findet 
Uranexploration in mehreren Regionen in der Ägäis und 
in Anatolien statt, aus wirtschaftlichen Gründen wurde 
ein Abbau der Vorkommen jedoch nie realisiert. Die tür-
kischen Uranreserven werden augenblicklich auf 6.800 t 
U ausgewiesen und weitere Vorkommen von 2.000 t U 
werden vermutet. Durch das aktuelle Kernenergiepro-
gramm befördert und als Teil desselben, wird ein Abbau 
von Uran in naher Zukunft immer wahrscheinlicher.

Kritik am türkischen KKW-Programm wird vonseiten der 
Kernkraftgegner geäußert, die insbesondere die Erdbe-
bengefahr in der Region Akkuyu als großes Problem an-
mahnen und große Bedenken bezüglich der nuklearen 
Abfallbeseitigung haben. Die verantwortlichen Institutio-
nen betreiben eine sehr restriktive Informationspolitik. 
Der Verband der türkischen Ingenieurs- und Architek-
tenkammern (TMMOB) mahnt Gefahren im Zusammen-
hang mit neuen russischen Technologien an, die nicht 
erprobt sind und Fehlberechnungen betreffend garan-
tierter Strompreise. Kernkraft könnte demnach zu keiner 
Verbilligung des Stroms, sondern zu einer weiteren Ver-
teuerung führen.
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Erneuerbare Energien

Die installierten Kapazitäten erneuerbarer Energiequellen 
(Wind, Sonne und Geothermie) im Jahr 2015 betrugen 
5.375,9 MW (8,4 % der Gesamtkapazität) und sie trugen 
mit ca. 6,3 % zur Stromproduktion bei. Mit der Wasser-
kraft kommt man auf 31.243,7 MW (42 % der installier-
ten Gesamtkapazität) und der Anteil erneuerbarer Ener-
gien an der Stromproduktion lag im selben Zeitraum bei 
31,9 %. Damit ist das Ziel eines mindestens 30%igen 
Anteils erneuerbarer Energien an der Stromproduktion 
bis zum Jahr 2023 schon erreicht. Ambitionierte Ziele 
bestehen beim geplanten Ausbau erneuerbarer Energien 
bis 2023, wobei unterschiedliche Aussagen aus dem 
Energieministerium zu den Ausbauzielen stellenweise die 
Investoren verunsichern.

Solar, Wind und Biomasse

Erschließbare Potenziale bestehen in der Türkei bei der 
Windkraft von 48.000 MW. Insbesondere die sehr guten 
Windverhältnisse an der Ägäisküste und in der Marmara-
region, die denen der Offshore Windverhältnisse in Nord- 
und Ostsee in nichts nachstehen, machen Investitionen 
in Windkraft rentabel und attraktiv. Die stärkere Entwick-
lung der Windkraft wird u. a. auch durch das Verhalten 
vieler Lizenznehmer ausgebremst, die nicht in Windkraft-
projekte investieren, sondern mit den Lizenzen handeln 
und sie für einen deutlichen Aufschlag weiter verkaufen 
wollen. Aktuell sind in der Türkei 125 Windparks in Be-
trieb oder noch im Bau begriffen. 110 davon besitzen 
eine Lizenz und zehn sind Kleinanlagen unter 1 MW. Die 
größte Anlage ist mit 169 Windturbinen und 240 MW in-
stallierter Kapazität die Anlage Soma in Manisa, die nach 
einem weiteren Ausbau zum achtgrößten Windpark glo-
bal werden soll.11

11	 Türkischer Energieatlas, http://www.enerjiatlasi.com/ruzgar/soma-
ruzgar-santrali.html

Ähnliche Potenziale besitzt die Sonnenenergie, die von 
der Strahlungsintensität und der Strahlungsdauer wie 
überall in der MENA-Region hervorragend ist. Die durch-
schnittliche jährliche solare Einstrahlung liegt bei 1.527 
kWh/m². Mit einer installierten Kapazität von knapp 
290 MW existieren aktuell 315 meist sehr kleine Fotovol-
taik-Anlagen, die für den Eigenverbrauch produzieren. 
Die größte Anlage der Türkei ist mit 18 MW installierter 
Kapazität in der Region Konya, Karatay-Kızören. Deutlich 
positive Auswirkungen hatte die Regelung der lizenzfrei-
en Stromerzeugung ohne Genehmigungsverfahren aus 
dem Jahr 2011 bis zu einer Kapazität von 1 MW für den 
Eigenverbrauch. Die Verpflichtung zur Abnahme des 
überschüssigen Stroms durch die Versorger hat sich 
ebenfalls positiv auf die Investitionstätigkeit ausgewirkt.

Beim geothermischen Wärmepotenzial belegt die Türkei 
mit 170 geothermalen Zonen den Weltrang 7 und liegt in 
Europa an 5. Stelle. Bei geothermischen Kraftwerken zur 
Elektrizitätserzeugung hingegen steht die Türkei noch am 
Anfang mit 21 Anlagen und einer installierten Gesamtka-
pazität von 624 MWe im Jahr 2015. Weitere 39 Anlagen 
befanden sich im Bau, im Genehmigungs- oder Lizenzie-
rungsverfahren. Ca. 100.000 Haushalte wurden mit geo-
thermischer Fernwärme versorgt. Das technisch er-
schließbare Potenzial der Geothermie für die Stromerzeu-
gung wird auf ca. 2.000 MWe und das geothermische 
Wärmepotenzial auf 31.500 MWt beziffert. Nach Berech-
nungen der türkischen Stiftung für Geothermie (JEVAK) 
könnte bei voller Nutzung des erschließbaren Potenzials 
5 % der gesamten Stromerzeugung und 30 % der benö-
tigten Wärmeenergie abgedeckt und ein gesamtwirt-
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Tabelle 3: Ausbauziele der erneuerbaren Energien in der Türkei bis 2023, in MW

Basisjahr 2013 Zieljahr 2023
Wasserkraft 22.289 MW 34.000 MW
Windkraft 2.759 MW 20.000 MW
Geothermie 310 MWe 1.000 MWe
Photovoltaik und CSP 0 5.000 MW
Biomasse 224 MW 1.000 MW
Anteil install. Kapazitäten 40 % (25.583 MW) 49 % (61.000 MW)
Anteil an Stromerzeugung 29 % (69.512 GWh) 38 % (159.433 GWh)
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schaftlicher Mehrwert von 20 Mrd. USD generiert wer-
den. 

Der Ausbau der Biomassekapazitäten ist ein weiteres 
zentrales Anliegen. Aktuell bestehen 68 Anlagen mit ei-
ner installierten Kapazität von 329 MW. Strukturelle As-
pekte behindern den Ausbau deutlich. So besitzt im 
Durchschnitt der türkische Bauer weniger als 6 ha land-
wirtschaftliche Nutzungsfläche. Die Transformation die-
ser Subsistenzwirtschaft zu einer modernen Agrarwirt-
schaft läuft sehr schleppend. Da türkische Landwirte 
Gülle und Mist selten als natürliches Düngemittel nutzen, 
liegt viel Biomasse brach oder wird einfach in Fließge-
wässer eingeleitet, wo es die Umwelt und den Boden 
schädigt. Eine stärkere Nutzung der Biomasse trägt also 
zur Energieversorgung und dem Klima- und Umwelt-
schutz bei.

Biogasexperten kritisieren an dieser Stelle das Gesetz zu 
den erneuerbaren Energien, weil die indifferente Definiti-
on von Biomasse dort landwirtschaftliche Biogasanlagen 
und Deponiegasanlagen gleichsetzt. Beide Anlagetypen 
erhalten dadurch den gleichen Einspeisetarif trotz unter-
schiedlicher Investitions- und Betriebskosten sowie Wert-
schöpfung. Für landwirtschaftliche Biogasanlagen greife 
die Gesetzgebung laut Branchenexperten eher schlecht, 
weil der garantierte Einspeisetarif für eine deutliche Zu-
nahme von Investitionen wenig attraktiv ist; beklagt wer-
den und auch einheitliche Sicherheitsstandards.

Eine Debatte über „Teller oder Tank“ ist in der Türkei 
noch nicht losgebrochen, weil Biomasse bisher keine 
Nutzpflanzen beinhaltet. Jedoch bestehen bei der Son-
nenenergie potenzielle Zielkonflikte mit der Landwirt-
schaft. Nicht selten sind die sonnenreichsten auch die 
aus landwirtschaftlicher Sicht ertragsreichsten Regionen 
des Landes, wie die Region Konya mit mehreren Ernten 
pro Jahr. Erneuerbare Energiequellen haben in der Tür-
kei auch zu einer Goldgräbermentalität geführt und nicht 
alle Investoren sind an einem langfristigen Engagement, 
sondern an kurzfristigen Renditen interessiert. Die Poten-
ziale für Wellen-, Strömungs- und Gezeitenkraftwerke 
sollen bis Ende 2019 festgestellt werden.

Wasserkraft

Mit einer installierten Kapazität von 22.289 MW und 
mehr als 600 Anlagen ist Wasserkraft die wichtigste in-
ländische erneuerbare Energiequelle und den anderen 
erneuerbaren rechtlich gleichgestellt. Die größte Anlage 
ist das Wasserkraftwerk des Atatürk-Staudamms mit ei-
ner installierten Kapazität von 2.405 MW, gefolgt von den 
Wasserkraftanlagen an den Karakaya- und Keban-Stau-
dämmen, die alle im Besitz der EÜAŞ sind. Ein weiterer 
Ausbau bis 2023 mit einer installierten Kapazität auf 
34.000 MW ist anvisiert.

Aus Umweltgesichtspunkten ist die Wasserkraft nicht un-
problematisch, da Eingriffe in bestehende Fließgewässer 
sich unweigerlich negativ auf die Unterwasserwelt aus-
wirken und große Staudämme den gesamten Wasser-
haushalt und die Landschaft einer Region unnatürlich 
verändern. In der Türkei hat der Protest gegen die Was-
serkraft in den letzten Jahren zugenommen. Die Kritik 
richtet sich hauptsächlich gegen die Nutzbarmachung 
fast aller größeren Fließgewässer ohne Schaffung eines 
ökologischen Ausgleichs, indem einige ökologisch be-
deutende Flüsse vollständig für die Wasserkraftnutzung 
ausgeschlossen werden. Starke Kritik richtet sich auch 
gegen die Umsiedlungspolitik und den ungenügenden 
Schutz von Kulturgütern. Punktuell kritisiert werden sub-
optimale Lösungen beim Fischdurchlass oder die negati-
ven Auswirkungen auf Kleinbauern, die während der Auf-
stauphasen nicht ausreichend Wasser für die Landwirt-
schaft entnehmen können.

Prioritär behandelt wird aktuell der verstärkte Bau von 
Pumpspeicherkraftwerken bzw. die Nachrüstung beste-
hender Staudämme mit Pumpen. Damit könnte das Was-
ser insbesondere in Zeiten hoher Abdeckung und einem 
Überangebot von Wind- oder Sonnenenergie in höher 
gelegene Staubecken gepumpt werden und überschüssi-
ge Energie in Form künftiger Wasserkraft gespeichert 
werden.
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Das Südostanatolische Projekt (GAP)

Aus Umweltgesichtspunkten deutlich positiver aber nicht 
weniger politisch, werden die großen Staudamm- und 
Wasserkraftprojekte in der Ost- und Südosttürkei bewer-
tet, die im Rahmen des Südostanatolischen Projekts 
(GAP) entstanden oder im Bau befindlich sind. Das GAP-
Projekt umfasst den Bau von insgesamt 22 Staudäm-
men, 19 Wasserkraftwerken und 25 integrierten Bewäs-
serungsprojekten an Euphrat und Tigris und ihren Zuflüs-
sen in neun Provinzen des Südostens. Das Projekt wurde 
schon im Jahre 1989 begonnen, ist aktuell zum Großteil 
abgeschlossen und hat ein Gesamtinvestitionsvolumen 
von mindestens 17 Mrd. Euro. Die Grundidee des ent-
wicklungspolitisch relevanten Projekts, welches kulturel-
le und soziale Komponenten enthält, ist die Schaffung 
von blühenden Landschaften in der wirtschaftlich rück-
ständigen Südosttürkei. Durch die Transformation der 
Region zur Kornkammer des Nahen Ostens sollen ca. 
1 Mio. neuer Arbeitsplätze geschaffen, und damit die in-
nertürkische Binnenmigration entschieden gestoppt wer-
den. 

Mit einer installierten Gesamtkapazität von ca. 7.500 MW 
Leistung – dies entspricht etwa 1/7 des gesamten wirt-
schaftlich nutzbaren Wasserkraftpotenzials der Türkei – 

sollen jährlich 27 Mrd. kWh Strom erzeugt und eine 
Fläche von insgesamt 1,82 Mio. ha Land bewässert und 
somit landwirtschaftlich nutzbar gemacht werden. Aktu-
ell wird noch an einem der letzten großen Staudämme, 
dem Ilısu-Staudamm gebaut.

Das Wasserthema an Euphrat und Tigris in der Grenzregion 
zu Irak und Syrien hatte entgegen den Befürchtungen 
weniger zu Konflikten denn zu grenzüberschreitender Ko-
operation geführt. Durch mehrere trilaterale Abkommen 
mit den Nachbarn hat die Türkei Wasserdurchlassmen-
gen und Wasserqualität garantiert. Das Gesamtvolumen in 
allen Staudämmen an Euphrat und Tigris in den drei An-
rainern Irak, Syrien und Türkei wird etwa auf das Vierfa-
che der jährlich natürlich ablaufenden Wassermenge be-
ziffert. Das Wassermanagement durch die Türkei hat für 
die Anrainer Vorteile, da durch den großen Strombedarf in 
den trockenen Sommermonaten mehr Wasser durch die 
Turbinen türkischer Wasserkraftwerke im Zweistromland 
in die Unterläufe von Tigris und Euphrat geleitet wird, als 
zu Zeiten der Naturbelassenheit beider Flüsse. Vor dem 
syrischen Bürgerkrieg hatten die Türkei und Syrien sogar 
den Bau eines gemeinsamen Freundschaftsstaudamms am 
Orontes an der türkisch-syrischen Grenze geplant.
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Die Türkei besitzt im Vergleich zum OECD-Durchschnitt 
und zu den EU-28 eine deutlich höhere gesamtwirt-
schaftliche Energieintensität und damit ein großes Ener-
gieeffizienz- und Energieeinsparpotenzial. Ziel ist eine 
Energieintensitätsreduktion von 20 % bis Ende 2023 
zum Basisjahr 2011 (10 % bis Ende 2018).12 Zielkonflik-
te bestehen, da Energieeffizienz zwar die Energieunab-
hängigkeit stärkt und nachhaltig ist, andererseits die Kos-
ten den wirtschaftlichen Entwicklungspfad und die Wett-
bewerbsfähigkeit türkischer Unternehmen beeinflusst.

Energieeffizienzstrategie

Im Zentrum der türkischen Energiepolitik steht eine weit-
reichende Energieeffizienzstrategie, die auf die Nutzbar-
machung vorhandener großer Energieeinsparpotenziale 
zielt. Ursprüngliche Regelungen zur Energieeffizienz ge-
hen auf das Rahmengesetz im Jahr 2007 zurück. Wichti-
ge Meilensteine sind die Förderung der Energieeffizienz 
und Produktivität in der Industrie, dem Transport/Verkehr 
und den Gebäuden durch umfangreiche Fördermaßnah-
men und Finanzierungsinstrumente sowie die Einschrän-
kung des Verkaufs von energieineffizienten Geräten. U. a. 
stehen der Aufbau von Dienstleistungen wie Energiecon-
tracting und Energieeffizienzberatung sowie umfangrei-
che Maßnahmen zur Sensibilisierung im Mittelpunkt. Mit 
dem Energieeffizienzkoordinierungsrat (EVKK) unter Vor-
sitz des Energieministeriums werden alle die Energieeffi-
zienz betreffenden Themen, energieeffiziente Maßnah-
men und Instrumente innerhalb der betroffenen Ministe-
rien und staatlichen Institutionen sowie zivilgesellschaftli-
cher Organisationen abgestimmt. Nach Berechnungen 
der Internationalen Energieagentur (IEA) konnten zwi-
schen den Jahren 2000 und 2009 gesamtwirtschaftlich 
insgesamt 25,4 Mtoe an Energie eingespart werden. 

Die Ziele der Energieeffizienz werden laufend fortge-
schrieben, wie zuletzt in der nationalen Energieeffizienz-

12	 Aktionsplan zur Entwicklung der Energieeffizienz im Rahmen des 
10. Entwicklungsplans 2014-2018, Türkisches Entwicklungsministe-
rium

strategie von 2014. Dort wird als wichtigstes Ziel bis zum 
Jahr 2023 die Transformation des Landes zu einer der 
weltweit führenden Nationen beim Thema Energieeffizi-
enz gelistet. Weitere Ziele sind: 

1. Reduktion der Energieintensität und von Energiever-
lusten in der Industrie um min. 15 %.

2. Hohe Energieeffizienz in 1/4 des landesweiten Gebäu-
debestands durch innovative Gebäudetechnologien bei 
Neubauten und energetische Nachrüstung von Gebäu-
den mit niedrigen Effizienzklassen.

3. Förderung energieeffizienter Produkte.

4. Höhere Effizienz bei der Produktion, Überleitung und 
der Verteilung von Strom. Zentrales Ziel ist eine Moderni-
sierung und Nachrüstung der Kohlekraftwerke durch 
Nutzung der Abwärme und Kraft-Wärme-Kopplung.

5. Reduktion der Energieverluste im Stromsektor um 
mindestens 20 % durch Stromtarifdiversifizierung sowie 
Maßnahmen zum Smart Metering und Smart Grid.

6. Reduktion der fossilen Energieverbrennung im Verkehr 
und Ausbau der öffentlichen Verkehrsinfrastruktur durch 
Anreize für den Kauf von emissionsarmen Fahrzeugen 
wie Abwrackprämien und KFZ-Steuerbefreiung.

7. Energieeffizientes Management von öffentlichen Ge-
bäuden und Anlagen und Reduzierung des jährlichen 
Energieverbrauchs bis 2023 um 20 %.

Das Energieministerium schreitet mit einer geplanten Re-
duktion des Energieverbrauchs bis Ende 2019 um min-
destens 20 % durch energieeffiziente Nachrüstung aller 
Gebäude voran. Weitere strategische Ziele dienen der 
massiven Stärkung von Maßnahmen zum Energiespar-
contracting mit dem Aufbau ausreichender Energiebera-
tungsunternehmen (EVD). Das Ziel von mindestens 
5.000 akkreditierten Energieberatern in 50 Beratungsun-
ternehmen bis Ende des Jahres 2015 wurde deutlich 
unterschritten, weil das Ministerium für Umwelt und 
Städtebau Probleme bei der Implementierung hatte. 
Trotz erheblicher Subventionsmechanismen konnten die 
selbst gesteckten Ziele bei der Energieeffizienz nur teil-
weise erreicht und die Maßnahmen zur Energieeffizienz-
beratung nur unzureichend implementiert werden. 

>Die Türkei besitzt im Vergleich 
zum OECD-Durchschnitt 

und zu den EU-28 eine deutlich 
höhere gesamtwirtschaftliche 
Energieintensität und damit ein 
großes Energieeffizienz- und 
Energieeinsparpotenzial.

1.4	 Energie- und Ressourceneffizienz für die Reduktion der 
Energieintensität



Weltenergierat - Deutschland

26

Energiemarkt Türkei – Chancen und Herausforderungen eines dynamischen Wachstumsmarktes

Übertragungs- und Verteilernetze

Der türkische Übertragungsnetzbetreiber TEİAŞ befindet 
sich weiter in staatlicher Hand und soll, wenn überhaupt 
erst in ferner Zukunft nach einer vollständigen Liberali-
sierung des Energie- und Stromsektors teilliberalisiert 
werden. TEİAŞ ist neben der Übertragung für die Netzin-
tegration des Stroms aus erneuerbaren Energiequellen 
verantwortlich und weist in Absprache mit der EPDK die 
Einspeisepunkte für Anlagen über einem MW installierter 
Kapazität zu. Der Ausbau des Netzes hinkt den Investiti-
onen bei den erneuerbaren Energien hinterher. Für den 
Fall, dass Erzeugungskapazitäten nicht zeitnah an das 
Netz angeschlossen werden, können Kraftwerksbetreiber 
den Bau der Leitungen vorfinanzieren und die Kosten für 
die Dauer von zehn Jahren von den Netznutzungsentgel-
ten einbehalten. 

Die Türkei besitzt mit 1,2 Mio. km eines der längsten 
Stromnetze Europas. Die Netzverluste bei Übertragung 
und insbesondere bei der Verteilung von 6-11 % wegen 
veralteter Leitungen und illegaler Netzentnahmen sind 
erheblich. In der Versorgungsregion Dicle in der Südost-

türkei war im Jahr 2014 fast ein 75%iger Stromverlust zu 
beklagen.13 

Obwohl in den letzten Jahren erhebliche Anstrengungen 
zur Verbesserung der Netze unternommen wurden, be-
steht ein weiterer Modernisierungsbedarf. Bis Ende 2019 
soll der landesweit durchschnittliche Stromverlust bei der 
Überleitung und der Verteilung von Strom von 15,4 % im 
Basisjahr 2013 auf 10 % reduziert werden. Zur besseren 
Regulierung der im Sommer auftretenden Energiespitzen 
(Stromspitzen) soll das türkische Stromnetz besser in 
den internationalen Verbund integriert werden. Geplant 
ist bis 2019 die flächendeckende Ausstattung der Haus-
halte in Pilotregionen mit Smart Metern, um Lastenver-
schiebungen in Nebenzeiten mit günstigeren Stromtari-
fen zu erreichen.

Die bestehenden 21 Distributionsnetze wurden seit dem 
Jahr 2009 privatisiert und die Unternehmen haben in 
den letzten Jahren vier Mrd. Euro in die Modernisierung 
der veralteten Distributionsnetze investiert. Die staatliche 
Distributionsagentur TEDAŞ  hat für die Dauer von 26 
Jahren die Besitzanteile an die privaten Unternehmen 
übergeben. 

13	 Strategieplan 2015-2019 des Ministeriums für Energie und Natürli-
che Ressourcen, S. 27

Das Netz des türkischen Übertragungsnetzbetreibers TEİAŞ   AG (2014)

Technische Details
Geographische Fläche (km2) Leistung Umspannungsebene (MVA)

783.562 127.705
Stromkreislänge (Freileitung)
Spannung (kV) Länge (km) Anzahl der Leitungen
380 17.682,8 217
220 84,5 2
154 35.132 1230
66 509,4 27
Stromkreislänge (Erdkabel)
Spannung (kV) Länge (km) Anzahl der Leitungen
380 47,1 6
154 252,4 60
66 3,2 1
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1.5	 Liberalisierung des türkischen Energie- und Stromsektors

Die Liberalisierung und Privatisierung des türkischen 
Stromsektors geht auf Entwicklungen aus dem Jahr 1984 
zurück. Ein erster Meilenstein war eine Gesetzgebung 
aus dem Jahr 1994, mit dem der staatliche Monopolist 
TEK in TEAŞ (Produktion und Überleitung) sowie TEDAŞ  
(Distribution) aufgeteilt wurde. Mit dem Energiemarktge-
setz im Jahr 2001 wurde TEİAŞ in die drei Bereiche Er-
zeugung (EÜAŞ ), Übertragung (TEİAŞ)  und Stromhandel 
(TETAŞ) weiter aufgebrochen. Während das Übertra-
gungsnetz weiter in staatlichen Händen ist wie auch Teile 
der Stromerzeugung, wurden die Netze seit Ende des 
Jahres 2013 in allen 21 Verteilerregionen für Erlöse von 
16 Mrd. USD für die Dauer von 26 Jahren privatisiert. 

Der türkische Energiesektor besitzt trotz staatlicher Ak-
teure ausgeprägte private Strukturen und wettbewerbso-
rientierte Elemente. Mit 77 aktiven und weiteren 13 im 
Bau befindlichen Kraftwerken (60 % aller davon Wasser-
kraftwerke) besitzt die staatliche EÜAŞ   noch ca. 28 % 
der installierten Kraftwerkskapazität zur Stromerzeugung. 
Maßnahmen zur Privatisierung und Liberalisierung wie 
der kontinuierlichen Reduzierung des staatlichen Anteils 
an der Stromerzeugung schreiten weiter voran. Bis Ende 
2016 soll die Privatisierung der restlichen thermischen 
Kraftwerke von EÜAŞ  zum Abschluss gebracht und bis 
Ende 2019 soll der staatliche Anteil bei der Stromerzeu-
gung dann auf 20 % reduziert werden.

Die Liberalisierung des türkischen Energiesektors hat 
Wachstumsperspektiven geschaffen, insbesondere weil 
die türkische Regierung einen liberalen Ansatz zur Trans-
formation des Energiesektors in einen modernen Wirt-
schaftssektor gewählt hat. Aktuell kann man den türki-
schen Strommarkt als überwiegend liberal bezeichnen, 
auch wenn die Strompreise durch die EPDK festgelegt 
werden und Haushalte zwischen den Stromanbietern nur 

wechseln können, wenn sie einen hohen Verbrauch ha-
ben. Die Stromerzeugung war Ende 2015 zu 70 %, die 
Distribution zu 100 % und der Großhandel zu 70 % pri-
vatisiert. Außer den Überleitungsnetzen kann man also 
von einem hohen Privatisierungsgrad ausgehen. 

Die Liberalisierung des türkischen Energiesektors ist je-
doch innenpolitisch sehr umstritten. So bemängeln Kriti-
ker und die Opposition den zu neoliberalen Ansatz, weil 
sie den Ausverkauf des Staates befürchten. Zwar erkennt 
man an, dass die vielfältigen Herausforderungen im 
Energiesektor durch den Staat nicht alleine zu bewältigen 
sind. Im Gegensatz zum wirtschaftsfreundlichen Kurs der 
Regierung, die eine Verschlankung des Staates propa-
giert, präferiert die Opposition weniger turbokapitalisti-
sche Maßnahmen und eine sanftere Umsetzung. Haupt-
kritikpunkt: die Privatisierung sei hauptsächlich auf Kos-
ten der Energiepreise zustande gekommen, alleine beim 
Strom habe man eine deutliche Verteuerung von 380 % 
im Vergleich zum Jahr 2002 zu beklagen. Weitere Kritik 
besteht, weil durch diese Politik kaum eine Diversifizie-
rung der Energiequellen zustande gekommen sei, die 
erneuerbaren Energien unter Berücksichtigung ihrer gro-
ßen Potenziale weniger entwickelt wurden als möglich 
und die Energieabhängigkeit bei den Primärenergieim-
porten sogar noch zugenommen habe.

Gesetz für erneuerbare Energien

Bei der Sicherung des Energieangebots, einem nachhal-
tigen Energieangebot, der Reduktion der Treibhausgas-
emissionen und Entwicklung inländischer Kapazitäten 
und dem Know-how zur Produktion von Energietechnolo-
gien kann die Lösung nur eine stärkere Förderung der 
erneuerbaren Energien sein. Ein wichtiger Schritt zur Li-
beralisierung des Strommarktes war das Gesetz zur 
Stromproduktion aus erneuerbaren Energien aus dem 
Jahre 2005. Damit wurde ein Rahmen für private Inves-
toren geschaffen, die in Anlagen zur Stromerzeugung aus 
erneuerbaren Energiequellen investieren wollten.

Das Gesetz für erneuerbare Energien enthält drei grund-
legende Bestandteile. Neben der vorrangigen Einspei-
sung des Stroms aus erneuerbaren Energiequellen und 
einer garantierten Einspeisung für die Dauer von 10 Jah-
ren für Anlagen, die bis zum Jahr 2020 in Betrieb gehen, 
enthält es eine gedeckelte Einspeisevergütung, die sich 
in ihrer ursprünglichen Form zwischen 5 und 5,5 Euro ct/
kWh für alle erneuerbaren Energiequellen bewegte. Eine 
EEG-Umlage wie in Deutschland war ursprünglich nicht 
vorgesehen.

>Der türkische 
Energiesektor besitzt 

trotz staatlicher Akteure 
ausgeprägte private Strukturen 
und wettbewerbsorientierte 
Elemente. Mit 77 aktiven und 
weiteren 13 im Bau befindlichen 
Kraftwerken (60 % aller davon 
Wasserkraftwerke) besitzt die 
staatliche EÜAŞ noch ca. 28 % der 
installierten Kraftwerkskapazität 
zur Stromerzeugung.
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Zusammensetzung des türkischen Strompreises

Die Strompreisentwicklung und Strompreise allgemein 
sind auch in der Türkei ein gesellschaftlich relevantes 
Thema. Die Kunden haben die Wahl zwischen einem 
fixen oder einem variablen Tarif, bei dem der Strompreis 
innerhalb des Tages je nach Nachfrage stark schwanken 
kann. Der fixe Haushaltsstrompreis lag im 1. Quartal 
2016 bei 41,17 TL kr./kWh (Ø Umrechnungskurs €/TL = 
3,25) und damit bei ca. 12,67 Euro ct/kWh. 

Bei der Zusammensetzung des Strompreises hat die 
EPDK zentrale Zuständigkeiten. Sie legt gemeinsam mit 
TETAŞ   den staatlichen Einzelhandelspreis fest, zu dem 
die 21 Verteiler als Stromlieferanten einkaufen müssen 
und legt vierteljährlich die Netznutzungsentgelte für Über-
leitung und Verteilung fest. Bestandteile des Brutto-
strompreises sind Gebühren und Abgaben. So betrugen 
die Bruttostrompreise im 1. Quartal 2016 umgerechnet 
in Euro ct/kWh für Haushalte 12,67 (41,17), für Gewerbe 

12,78 (41,52) und für Angehörige von Veteranen und 
Märtyrern14 6,13 (19,91). Damit sind die Strompreise in 
der Türkei deutlich günstiger als in Deutschland.

Abgaben für Netzverluste, der Energiefond und insbe-
sondere die Abgabe von 2 % auf den Nettostrompreis zu 
Finanzierung des staatlichen Rundfunks TRT stehen in 
der Kritik. Haushaltskunden beziehen ihren Strom auto-
matisch von einem der 21 regionalen Verteiler, die so-
wohl Netzbetreiber als auch Lieferanten sind. Bei einem 
monatlichen Stromverbrauch ab 120 TL können Haus-
halte aktuell zu günstigeren Stromanbietern wechseln. 
Sie werden dann automatisch zu freien Verbrauchern, 
die ihren Strom dann direkt bei den Großhändlern kau-
fen können. Künftig sollen alle Haushalte unabhängig 
von ihrem Stromverbrauch zwischen den Anbietern frei 
wählen können.

Private Betreiber konventioneller Kraftwerke beklagen 
seit Monaten diesen zu geringen nicht kostendeckenden 
Strompreis und fordern eine Strompreiserhöhung von 
8-10 %, wolle man für das Jahr 2017 Engpässe bei der 
Stromproduktion vermeiden. Die aktuell auf der Börse 
zu erzielenden Preise liegen weit unter den Preisprojek-
tionen, die bei den Privatisierungen angestellt wurden. 
Hauptursachen werden in Überkapazitäten bei der 
Stromerzeugung und dem starken USD gesehen, weil 
Investoren Devisenkredite bedienen müssen, sowie bei 
abgeschriebenen staatlichen Kraftwerken mit ihren Ab-
nahmegarantien. Überdies macht die vorrangige Ein-
speisung von Strom aus erneuerbaren Energien den 
konventionellen Kraftwerksbetreibern zu schaffen, wenn 
in Zeiten der wirtschaftlichen Konsolidierung die Strom-
nachfrage weniger wächst als geplant.

14	 Der Titel Märtyrer wird offiziell an Soldaten und zivile Angehörige der 
türkischen Streitkräfte verliehen, die im Rahmen ihrer Pflichterfül-
lung ihr Leben verloren haben. Die Angehörigen 1. Grades erhalten 
nach der türkischen Berufsunfähigkeitsversicherung u.a. zahlreiche 
Privilegien (Ausbildung und Berufswahl), Renten sowie verbilligte 
Sozialwohnungen und billigen Strom. 

Abbildung 1.8: Haushaltsstrompreise in Deutsch-
land und der Türkei 2015 in Euro ct/kWh
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Eine wichtige Reform war die Diversifizierung der Ein-
speisevergütungen im Jahre 2011 und die überraschen-
de Neutaxierung der bisher in Euro angegeben Einspei-
setarife in USD. Außer Wasserkraft und Windkraft waren 
andere erneuerbare Energiequellen bis dato wenig at-
traktiv. Demnach werden folgende Tarife für die Dauer 
von 10 Jahren garantiert: Wasser- und Windkraft (7,3 
USD ct/kWh), Geothermie (10,5 USD ct/kWh) sowie Bio-
masse (inklusive Deponiegas) und Solar (13,5 USD ct/
kWh). Neues Element war die Einführung einer soge-
nannten Local-Content Regelung. Damit können Anla-
genbetreiber für die Dauer von fünf Jahren eine höhere 
Einspeisevergütung erzielen, wenn Komponenten ihrer 
Anlagen im Inland produziert wurden. So kann ein Wind-
anlagenbetreiber bis zu 50 % höhere Einspeisevergütung 
erhalten.

Stromerzeuger aus erneuerbaren Energiequellen können 
jährlich im Voraus optional zwischen dem garantierten 
Einspeisetarif oder dem jeweiligen Marktpreis wählen. Da 
auf dem freien Markt anfänglich über dem Einspeisetarif 
liegende Preise erzielt werden konnten, haben viele 
Wind- und Wasserkraftwerksbetreiber den freien Markt 
gewählt. Noch im Jahr 2014 lag der Börsenpreis (Groß-
handelspreis) für Strom im Durchschnitt über den garan-
tierten Einspeisetarifen von 7,3 USD ct/kWh. Überkapazi-
täten bei der Stromerzeugung aufgrund der wirtschaftli-
chen Konsolidierungsphase haben seit 2014 zu Stagnati-
on und Strompreisverfall geführt. Aufgrund dessen und 
des starken USD-Wechselkurses haben alle Betreiber 
erneuerbarer Energiekraftwerke im Jahr 2016 die Option 
der garantierten Feed-In Tarife gezogen. Durch den sog. 
YEKDEM-Subventionsmechanismus wird die Differenz 
zwischen Marktpreis und Einspeisetarif aus den Netzent-
gelten quer finanziert. 

Energie- und Strombörse

Ein weiterer wichtiger Schritt zur Liberalisierung des tür-
kischen Elektrizitätsmarktes war die Einführung einer 
Energiebörse. Die Energiemarktbetreiber AG (EPİAŞ), 
besser bekannt als Energiebörse Istanbul oder Energy 
Exchange Istanbul (EXIST) wurde am 12. März 2015 offi-
ziell gegründet und nahm ihren Betrieb auf. Aktuell wird 
auf der Börse nur Strom gehandelt, die Vorbereitungen 
zum Handel von Gas, Kohle und CO2-Zertifikaten laufen. 
Die Strombörse plant eine Zertifizierung des Stroms aus 
erneuerbaren Energiequellen, damit den Verbrauchern 
reiner Ökostrom angeboten werden kann. So soll EXIST 
nach dem Vorbild der EEX ein Handelsplatz für Energie 
und energienahe Produkte werden. 

Im März 2016 waren 856 Marktteilnehmer registriert, 
davon 678 Stromproduzenten, 156 Stromanbieter und 
21 Verteilnetzbetreiber und die Netzagentur TEİAŞ. Im 
Vergleich zu europäischen Strombörsen sind die OTC-
Geschäfte noch geringer, ihr Volumen ist aber in den 
letzten Jahren gestiegen und das wird auch für die Zu-
kunft so erwartet. Die staatliche EÜAŞ  verkauft fast ihren 
gesamten Strom über außerbörsliche Geschäfte direkt an 
die staatliche TETAŞ . Aktuell wird der Strom hauptsäch-
lich auf dem Spotmarkt verkauft, Stundenkontrakte exis-
tieren, sind aber noch unüblich wie auch Termingeschäf-
te. Die türkische Strombörse plant auch die Einführung 
einer Transparenzplattform, auf der alle marktrelevanten 
Daten veröffentlicht werden sollen. Inwiefern die Wahl 
des ETKB-Staatssekretärs im März d. J. zum Aufsichts-
ratsvorsitzenden von EPİAŞ  sowie einem Berater des 
Energieministers zum Mitglied des siebenköpfigen Auf-
sichtsrats die Unabhängigkeit der Börse beschneidet, 
muss abgewartet werden. 

Weitere Liberalisierungen

Eine weitere Liberalisierung ist die Regelung der lizenz-
freien Produktion von Strom für den Eigenbedarf bis zu 
einer Anlagengröße von 1 MW. Dies war insbesondere für 
Betreiber für Biogasanlagen und Solaranlagen aber auch 
Miniwindkrafträdern bedeutend. Überschüssige Kapazi-
täten müssen obligatorisch von den Versorgern in das 
Netz aufgenommen werden. Von 1430 gestellten Projekt-
anträgen wurden 449 Projekte angenommen (96 % da-
von Sonnenenergie). Die Implementierung läuft aber 
noch schleppend.

Weitere Liberalisierungsmaßnahmen sind geplant. So sol-
len zunehmende Teile der konventionellen Stromerzeu-
gerkapazitäten der staatlichen Erzeugergesellschaft 
EÜAŞ  mit langfristigen Verträgen an den freien Markt ge-
bracht werden. Es bestehen Überlegungen anstelle eines 
national einheitlichen Stromtarifs regionale Tarifmecha-
nismen einzuführen; dies könnte mittelfristig zu größeren 
dezentralen Stromerzeugungskapazitäten und der Bil-
dung von Inselnetzen beitragen.
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1.6	 Investitionsförderung und Privatisierungen

Trotz konjunktureller Konsolidierungsphase besteht wei-
ter ein unternehmerfreundliches Investitionsklima, was 
sich an den ca. 16 Mrd. USD ausländischen Direktinves-
titionen (FDI) im Jahr 2015 ablesen lässt. Über ein Drittel 
der Privatisierungserlöse insgesamt wurden im Energie-
bereich erzielt. Die Unternehmen profitieren weiter vom 
Investitionsfördergesetz aus dem Jahr 2012, welches ei-
ne Reihe von Subventionen, Steuerbefreiungen, zins-
günstigen Darlehen, Sonderabschreibungen und die Be-
freiung von Arbeitgebersozialbeiträgen bis zu 10 Jahren 
abgestuft nach den sechs Investitionsregionen des Lan-
des beinhaltet. Förderungen sind auch erhältlich in Frei-
handelszonen und organisierten Industriezonen. Im 
Energiesektor sind weitere Maßnahmen zur Stärkung des 
Investitionsklimas mit der Entbürokratisierung und Ver-
einfachung von Lizenzierung, Zulassungs- und Genehmi-
gungsverfahren bis Ende 2016 durch die EPDK geplant.

In den Ausschreibungsverfahren kommen seit Jahren 
verschiedene PPP-Modelle zum Tragen. Allen voran das 
Betreibermodell Build Operate Transfer (BOT), welches 
den Bau, Betrieb und Transfer des Projekts an den End-
nutzer am Ende der Projektlaufzeit beinhaltet. In der 
Türkei wurden nach diesem Modell Kraftwerke wie der 
Ilısu-Staudamm, der dritte Flughafen in Istanbul, die drit-
te Bosporusbrücke und die Autobahn Istanbul-Izmir pri-
vatisiert. Ein weiteres PPP-Betreibermodell ist Transfer of 
operational Rights (TOR). Hier bleibt die öffentliche Hand 
Eigentümerin einer bestehenden Anlage und das private 
Unternehmen betreibt die Anlage gegen ein Entgelt. Mit 
diesem Modell werden bestehende Kraftwerke, Seehäfen 
und Flughäfen in der Türkei betrieben. Eine Sonderform 
stellt Build Operate Own (BOO) dar, welches ebenfalls 
keinen Transfer von Eigentumsrecht auf den Kunden 
vorsieht. Nach diesem Schema sollen die beiden geplan-
ten Kernkraftwerke in Mersin/Akkuyu und Sinop gebaut 
und betrieben werden.

Kritiker beklagen allgemein die fehlende Transparenz bei 
Ausschreibungsverfahren und eine Tendenz zu Korrupti-
on und Nepotismus. Eine grundlegende Reform des öf-
fentlichen Ausschreibungswesens scheint notwendig 
und könnte durch die Eröffnung neuer EU-Verhand-
lungskapitel (u. a. Kapitel 5, Vergaberecht) auch von au-
ßen flankiert werden. Kritiker richten ihren Argwohn auf 
die zahlreichen Subventionen und Steuervergünstigun-
gen, derer die Unternehmen bei PPP habhaft werden. 
Durch umfangreiche staatliche Einnahmegarantien blei-
be das unternehmerische Risiko überschaubar; Folge 
davon seien Moral Hazard und eine Sozialisierung der 
Kosten wie bei den geplanten Kernkraftwerken.

Darüber hinaus bestehen bei PPP generationenübergrei-
fende Fragestellungen. So könnten Hypotheken für künf-
tige Generationen entstehen, wenn in 25-30 Jahren Hun-
derte von Kraftwerken, Staudämmen, Flughäfen, Auto-
bahnen etc. in einem schlechten, modernisierungswürdi-
gen Zustand zurück an den Staat fallen. Wenn der Staat 
dann vor einer möglichen weiteren Privatisierung erst in 
die Anlagen investieren muss, sollten Fragen nach der 
Verwendung aktuell erzielter Privatisierungserlöse, und 
ob daraus Rücklagen gebildet wurden, erlaubt sein.

Energietechnik – FuE und Innovationen

Die Agenda 2023 sieht Ausgaben für FuE, Innovationen 
und Technolgieentwicklung von insgesamt 3 % des BIP 
bis zum Jahr 2023 vor, was praktisch eine Übernahme 
des FuE-Ziels aus der europäischen Lissabonstrategie 
bedeutet. Prioritäre Ziele der nationalen Forschungs- und 
Technologiestrategien ist die Stärkung der Rahmenbe-
dingungen für FuE und Innovationen und die Beförde-
rung der Beteiligung inländischer Forscher an internatio-
nalen Netzwerken und multilateralen Forschungsräumen 
zu einer Internationalisierung der türkischen Wissen-
schaftslandschaft. Letztlich zielt dies auf den anvisierten 
Wandel des Landes hin zur Industrie- und Wissensgesell-
schaft, weg von der Montageindustrie (verlängerte Werk-
bank) zu einer hochtechnologiebasierten Wirtschaft mit 
hohen inländischen Wertschöpfungsketten. Die stark er-
gebnisorientierte Herangehensweise von staatlicher Seite 
in Form von spezieller Unterstützung von Innovationen 
und deren schnelle Umwandlung in Patente und markt-
fähige Produkte beinhaltet jedoch tendenziell die Gefahr 
einer Vernachlässigung von Grundlagenforschung. 
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Türkische Hightech Strategie /
Technologiefähigkeit

Im Mittelpunkt der Hightech Strategie und weiterer Stra-
tegien zu Technologie und Innovation steht die Stärkung 
der inländischen Technologiefähigkeit in 14 Wirtschafts-
sektoren, u. a. der Energietechnologien und grünen Tech-
nologien. Bis zum Jahr 2019 sollen 45 % aller erneuer-
baren Energieanlagen in der Stromproduktion mit inlän-
dischen Technologien realisiert werden. Im Rahmen ei-
ner Roadmap zur Nationalisierung der Technologiefähig-
keit und Technologienutzung sollen verstärkt FuE-Aspek-
te im Energiesektor berücksichtigt werden. Inländische 
Technologien sollen u. a. durch spezielle Offsetregelun-
gen bei internationalen Ausschreibungen und Projekten 
gefördert werden, in dem Technologieimporte an ausge-
glichene bilaterale Handelsbudgets mit diesen Ländern 
gebunden werden.

Die FuE-Kooperation zwischen anwendungsbasierter 
Forschung in der Industrie und der Grundlagenforschung 
an Universitäten wurde durch die Förderung der Techno-
logieparks an Universitäten seit Jahren gestärkt. Auch 
wenn viele Kooperationen mehr auf den Ausbau von 
Handelsaktivitäten gerichtet waren und als Businessin-
kubatoren wirkten denn auf Spitzentechnologieförde-
rung, entstanden gerade bei den Energietechnologien 
Cluster und Exzellenzzentren. Es wurden Patente ange-
meldet und eigene Technologielösungen wie u. a. bei der 
Umwandlung von Kohle zu Gas, Wasserstoff, Brennstoff-
zellen oder der Optimierung von Gasturbinenbrennkam-
mern zur Marktreife gebracht. Teilweise dürfte damit das 
Ziel der Energieeffizienzstrategie 50 innovative Produkte 
ausschließlich durch inländische FuE und eigene Tech-
nologien bis Ende 2015 zu entwickeln erreicht sein.

Zur Finanzierung dieser Ziele existiert schon ein ganzes 
Bündel von Maßnahmen. So bestehen beim wissen-
schaftlichen und technologischen Forschungsrat der 
Türkei (TÜBITAK) und dem Wissenschafts- und Techno-
logieministerium auch im Bereich der Umwelt- und Ener-
gietechnologien umfangreiche Förderinstrumente und 
Förderprogramme, wie die anteilige Grundfinanzierung 
für den Aufbau von FuE-Zentren. TÜBITAK hat 44 stel-
lenweise sehr umfangreiche Förderprogramme für Aka-
demiker in Form von Mobilitätsprogrammen und für Ins-
titutionen zum internationalen wissenschaftlichen und 
FuE-Austausch entwickelt. Die wissenschaftliche Infra-
struktur wird ebenfalls für technologiebasierte Projekte 
mit hoher Wertschöpfung gefördert. Namentlich sind 
u. a. Technologien zur Produktion von Biogas aus land-
wirtschaftlichen Abfällen, Technologien zur Erzeugung, 
Verteilung und Speicherung erneuerbarer Energien sowie 
weitere Umwelt- und Klimatechnologien genannt.
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1.7	 Green Growth und Klimaschutz in der Türkei

Im Jahr 2013 hat die Türkei mit einem Anteil von 0,95 % 
(363 Mio. t CO2) zu den weltweiten CO2-Emissionen bei-
getragen, was einer Zunahme seit dem Jahr 1990 von 
110,2 % entspricht. Historisch kumuliert wird die Türkei 
für 4 % aller weltweiten CO2-Emissionen verantwortlich 
gemacht. Diese Werte zeigen den Trend, dass das türki-
sche Wirtschaftswachstum weiter auf Kosten zunehmen-
der CO2-Emissionen generiert wird. Eine Dekarbonisie-
rung der Wirtschaft und eine Entkopplung von Wirt-
schaftswachstum und CO2-Ausstoß sind nicht in Sicht, 
solange dies die gesamtwirtschaftliche Entwicklung in 
seiner Gesamtheit gefährdet. 

Zwar hat die Türkei auf dem Klimagipfel in Paris ein nati-
onales CO2-Reduktionsziel von 21 % bis zum Jahr 2030 
abgegeben, plant in naher Zukunft die Einführung eines 
Handels mit CO2-Zertifikaten und will auch von den Kli-
mafinanzierungen des Grünen Klimafonds (GCF) profitie-
ren; türkische Klimaaktivisten kritisieren dieses Ziel je-
doch als zu wenig ambitioniert, zumal es sich hier um ein 
„Business-As-Usual-Szenario“ (BAU) handelt, also um 
keine Reduktion von CO2-Emissionen zum aktuellen son-
dern zu einem projektierten Zukunftsniveau. 

Kritiker fordern eine radikale Transformation des türki-
schen Energiemix, eine Abkehr von den fossilen Energie-
trägern Gas und Kohle zugunsten inländischer erneuer-
barer Energien. Begleitet werden soll dieser Wandel u. a. 
durch eine Kohlenstoffsteuer, die zur Subventionierung 
erneuerbarer Energien und Technologien eingesetzt wer-
den soll.

Auch wenn dieser Ansatz vonseiten des Umweltministe-
riums als zu ambitioniert und unrealistisch bezeichnet 
wird, scheint das Modell des Green Growth, welches von 
der türkischen Regierung prinzipiell begrüßt wird, ein 
adäquater Weg. Klimapolitische Widersprüche bestehen, 
solange das Land weiter an einheimischen fossilen Ener-
gieträgern festhält und ein neues Braunkohlezeitalter ein-
läutet, dem künftig auch der Abbau von Schiefergas fol-
gen könnte. Der Energieimportabhängigkeit der Türkei 
von fossilen Energieträgern und der außen- und sicher-
heitspolitischen Aspekte könnte sich das Land nachhaltig 
mit einer Energiewende entziehen. Bei den bestehenden 

Potenzialen erneuerbarer Energieträger könnte sich das 
Land mit einer neuen Energiepolitik vom Energienettoim-
porteur zum Stromexporteur entwickeln.

Gegen die Entwicklung solch futuristischer Szenarien ste-
hen aktuelle Notwendigkeiten, die das Dilemma von ent-
wicklungspolitischen Zielen und Klimaschutz zeigen. Ein 
schnellerer Ausbau der erneuerbaren Energien wird u. a. 
auch durch die Privatisierungswelle bei konventionellen 
Kraftwerken in den letzten Jahren behindert. Investoren 
in konventionelle Kraftwerke und Anlagen besitzen lang-
jährige Verträge mit Abnahme- und Preisgarantien. Der 
Staat kann nicht jetzt das Geschäftsmodell von privaten 
Anlagenbetreibern ad absurdum führen. Auf der anderen 
Seite bestehen noch langfristige Lieferverträge mit den 
Erdgaslieferanten und die inländische Technologiefähig-
keit bei den erneuerbaren Energien benötigt noch Zeit. 
Perspektivisch können grundlegende Strukturen erst im 
Zeitraffer verändert werden und erneuerbare Energien 
können maximal parallel zur Energieverbrauchszunahme 
steigen.
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1.8	 Energiepolitischer Ausblick – Chancen für Kooperationen  
und Investitionen

Außenpolitische Entwicklungen und die anhaltende kon-
junkturelle Konsolidierungsphase in den letzten drei Jah-
ren haben die attraktiven Investitionsrahmenbedingun-
gen des Landes positiv beeinflusst. Die ausländischen 
Direktinvestitionen im Jahr 2015 von annähernd 16 Mrd. 
USD, von denen 10 % in den Sektoren Strom, Gas und 
Wasser getätigt wurden, zeigen das nach wie vor attrakti-
ve Investitionsklima. Deutsche Unternehmen haben im 
gleichen Zeitraum für 380 USD Mio. in der Türkei inves-
tiert. 

Ob bei der Modernisierung des konventionellen Kraft-
werksparks, beim weiteren Ausbau der erneuerbaren 
Energien, Maßnahmen zur Energieeffizienz oder dem 
Ausbau der Netze bestehen für in- und ausländische 
Unternehmen gute Geschäftsmöglichkeiten mit Produk-
ten, Dienstleistungen, Technologien und Know-how, die 
dringend in der Türkei benötigt werden.

Deutsch-türkische Kooperationen

Das türkische Wirtschaftsministerium registrierte in der 
Türkei im Jahr 2015 insgesamt 6.460 Unternehmen mit 
deutscher Kapitalbeteiligung. Das entspricht fast einem 
Siebtel aller in der Türkei registrierten ausländischen Un-
ternehmen. Deutschland ist darüber hinaus der mit Ab-
stand wichtigste Wirtschafts- und Handelspartner der 
Türkei mit einem Gesamtaußenhandel von 34,8 Mrd. 
USD in 2015. Dem Import aus Deutschland von 
21,4 Mrd. USD standen Exporte im Wert von 13,4 Mrd. 
USD nach Deutschland gegenüber. Klassisch starke Wirt-
schaftssektoren sind u. a. der Maschinenbau und die 
Fahrzeugindustrie.

Auch im Bereich der Energie bestehen zwischen Unter-
nehmen beider Staaten große Investitionen und Koopera-
tionen. So sind namhafte deutsche Unternehmen in der 
türkischen Energiebranche in verschiedenen Teilberei-
chen tätig. Das deutsch-türkische Energieforum zwi-
schen dem BMWi und ETKB soll den Dialog von Unter-
nehmern und politischen Entscheidungsträgern und die 
verstärkte Zusammenarbeit beider Länder in fünf Ar-
beitsgruppen (1. Erneuerbare Energien, 2. Energieeffizi-
enz, 3. Konventionelle Kraftwerke, Kraftwerksmodernisie-
rung, Braunkohleförderung, 4. Stromverteilung und 
Übertragungsnetze sowie 5. Regulierung des Strom- und 
Gasmarktes, Einführung einer Energie- und Strombörse, 
Verbraucherinteressen) fördern. Damit sollen die Refor-
men im türkischen Energiesektor und die geplante Mo-
dernisierung begleitet und ein Beitrag zur Harmonisie-

rung mit dem europäischen Energierecht im Rahmen der 
laufenden EU-Beitrittsverhandlungen geleistet werden.

Ein thematisch stellenweise sehr fortgeschrittener Aus-
tausch zwischen den deutschen und türkischen Umwelt-
ministerien findet seit Jahren auf dem Lenkungsaus-
schuss Umwelt statt. Neben klassischen Umwelt-, Was-
ser- und Abfallthemen werden im Rahmen dieses Dialogs 
auch bilaterale Projekte im Bereich der erneuerbaren 
Energien und der Energieeffizienz durchgeführt. Das 
deutsch-türkische Wissenschaftsjahr hat im Jahr 2014 
wichtige Impulse zur weiteren Vernetzung der Wissen-
schafts- und Forschungslandschaften beider Länder ge-
setzt und zu Themen des Klimaschutzes und der Ener-
giewirtschaft gemeinsame Forschungsprojekte befördert. 
Wie eng die beiden Wissenschaftslandschaften verbun-
den sind, zeigt die Zahl von 1.187 Hochschulkooperatio-
nen zwischen deutschen und türkischen Universitäten.

Ausblick

Die Türkei spielt in diesem Jahr eine besondere Rolle im 
World Energy Council: Vom 9.–13. Oktober 2016 findet in 
Istanbul der World Energy Congress statt. Es handelt sich 
um die weltweit größte Energiekonferenz, die alle drei 
Jahre an einem anderen Ort ausgerichtet wird. Mehr un-
ter www.wec2016istanbul.org.tr
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2.1	 Zahlen & Fakten

Das Wachstum der Weltwirtschaft war 2015 ähnlich wie im Vorjahr relativ schwach und erreichte ersten Schätzungen zu­
folge nur rund +3,1 %. Das Wachstum liegt damit zwar geringfügig über dem Niveau des Vorjahres, dennoch stieg der 
globale Energiebedarf nur moderat um ca. +1,5 % auf rd. 22 Mrd. t SKE in 2015 an. Eine allmähliche Entkopplung zwi­
schen Wachstum und Energieverbrauch macht sich nun auch weltweit bemerkbar. 

Das weltwirtschaftliche Wachstum konzentriert sich er-
neut mit über 70 % auf die Entwicklungs- und Schwel-
lenländer, allen voran China, wenngleich der Anstieg eher 
bescheiden ausfiel. Gleichzeitig setzte eine stärkere wirt-
schaftliche Erholung bei einigen wenigen OECD-Ländern 
ein. Dafür sind vier wesentliche Veränderungen im welt-
wirtschaftlichen Gefüge derzeit maßgeblich verantwort-
lich: 

•	 Das verlangsamte Wirtschaftswachstum in China auf-
grund des eingeleiteten Übergangs von der Produkti-
onswirtschaft in eine mehr konsum- und dienstleis-
tungsorientierte Wirtschaft.

•	 Das weltweit insgesamt niedrige Energie- und Rohstoff-
preisniveau beflügelt zwar den Verbrauch, aber geziel-
te Energieeffizienzmaßnahmen steuern zumindest in 
den OECD-Ländern inzwischen erfolgreich gegen.

•	 Die in den USA eingeleitete Zinswende ist Beleg für 
eine wiedererstarkte US-Wirtschaft, die ihre Energie-
wirtschaft weiter auf Einsatz von Erdgas und Erneuer-
baren umstellt.

•	 Politische Bemühungen nicht nur der G7-Länder, die 
Ende 2015 in das Paris-Abkommen und die vorgese-
hene neue Klimarahmenkonvention (UNFCCC) gemün-
det sind, haben die verstärkte Dekarbonisierung des 
Energiesektors eingeleitet. Der Effekt wird ein sinken-
der Verbrauch fossiler Energieträger in den kommen-
den Jahrzehnten sein.

In den beiden weltweit größten Energieverbrauchslän-
dern USA und China verlief die Entwicklung im Grunde 
gegenläufig. Die US-Wirtschaft zog 2015 durchweg an, 
was als Stabilisierung der bereits im Vorjahr begonnenen 
Aufschwungphase gewertet werden kann. Dabei verrin-
gerte sich der US-Energieverbrauch insgesamt geringfü-
gig gegenüber dem Vorjahr. Diese Entwicklung ist Ergeb-
nis eines effizienteren Energieeinsatzes in den USA und 
belastete die fossilen Energieträger insgesamt mit einem 
Verbrauchsminus von rund 1,1 %. Gleichzeitig sank er-
neut die Importquote aufgrund der gestiegenen Eigen-
produktion insbesondere von unkonventionellem Erdgas 
und Erdöl. In China hingegen setzte sich die Verlangsa-
mung des Wachstums fort. Aufgrund bestehender Über-
kapazitäten in fast allen industriellen Bereichen, und 
eben auch in der Energiewirtschaft, hat sich die wirt-

schaftliche Dynamik weiter reduziert. Dies drosselte 
merklich den Anstieg des chinesischen Energiever-
brauchs, der mit 0,9 % so niedrig ausfiel wie seit 1998 
nicht mehr. 

Aus geopolitischer Sicht haben insbesondere die Krisen-
regionen im Nahen Osten mit Syrien und dem Irak, die 
weiterhin instabile Situation in der Ukraine und die ge-
genüber Russland immer noch bestehenden Wirtschafts-
sanktionen zu dem verhaltenen Wachstum beigetragen. 
Dagegen ist die Öffnung des Irans nach mehr als 20 
Jahren bestehender Sanktionen ein Lichtblick im mittle-
ren Osten. Allerdings wirft auch diese eigentlich erfreuli-
che Entwicklung bereits seine Schatten voraus, sollte 
sich daraus kurzfristig eine Erhöhung des Erdölangebo-
tes auf den Weltmärkten ergeben, würden die ohnehin 
niedrigen Ölpreise wohl noch weiter fallen, sofern nicht 
an anderer Stelle Drosselungen erfolgen. Alles in allem 
hat die jüngste geopolitische Entwicklung in den ver-
schiedenen Weltregionen trotz der gesunkenen Ener-
gierohstoffpreise einen geringeren Energieverbrauch zur 
Folge.

Kritisch sieht es in den Schwellenländern aus. Hier sinkt 
die Wachstumsdynamik das fünfte Jahr in Folge. Niedri-
ge Rohstoffpreise und damit geringere Erlöse aus dem 
Rohstofffgeschäft sowie nicht gelöste strukturelle Proble-
me vor allem auch in den BRIC-Staaten hinterlassen 
Spuren. Viele Industriebereiche erleben eine deutliche 
Abkühlung und sind mit erheblichen Überkapazitäten 
konfrontiert. Brasilien kämpft weiterhin mit einer tiefen 
Rezession und einem restriktiven Kurs, um Inflation und 
Staatsverschuldung zu dämpfen. Aufgrund der Belastun-
gen durch die wirtschaftlichen Sanktionen des Westens 
und durch den Einbruch der Ölpreise befindet sich auch 
Russland in einer Rezession. 

Die gerade durch COP21 wieder angeregten Klimaschutz-
maßnahmen verstärken neben dem Ausbau der regenera-
tiven Energien die Effizienzbemühungen in den Industri-
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eländern. Diese Entwicklung führt in der Konsequenz zu 
Minderverbrauch an Energie in vielen Bereichen.

Entwicklung einzelner Energierohstoffe

Erdöl ist und bleibt der quantitativ weltweit wichtigste 
Energierohstoff. Sein Verbrauchsanteil liegt weiterhin bei 
rund einem Drittel. Der verstärkte Rückgang der Ölpreise 
in 2015 lässt sich mit einem globalen Überangebot an 
Rohöl, insbesondere Schieferöl aus den USA, und aus-
bleibender Förderregulierung seitens OPEC bei weltweit 
abgeschwächter Nachfrage erklären. In der Konsequenz 
können die durch den niedrigen Ölpreis bedingten Inves-
titionseinsparungen aber perspektivisch wieder zu Ver-
sorgungsengpässen und damit zu Preissteigerungen füh-
ren. Grundsätzlich trägt die Nutzung nicht-konventionel-
ler Erdölvorkommen inzwischen signifikant zur globalen 
Verfügbarkeit bei. Deutschland ist mit derzeit 38 Liefer-
ländern umfassend diversifiziert.

Der weltweite Handel mit verflüssigtem Erdgas (LNG) hat 
auf Kosten des leitungsgebundenen Erdgastransportes 
im vergangenen Jahr wieder zugenommen. Durch das 
wachsende Angebot an LNG bleibt die Versorgungslage 

relativ entspannt. Dennoch bleiben die geopolitischen 
Risiken, wenn man beispielsweise an Lieferungen aus 
der Russischen Föderation, dem nahen Osten oder Nord-
Afrika denkt, ein Schlüsselfaktor bei der Erdgasversor-
gung, weshalb gerade die Erdgasversorgungssicherheit 
derzeit im Fokus der Energiepolitik der EU steht.

Aufgrund der laufenden Klimadiskussion, der noch allge-
mein guten Versorgungslage mit fossilen Energierohstof-
fen und dem stetigen Ausbau von erneuerbaren Energien 
kündigt sich der Steinkohle, bereits jetzt ein verhaltener 
Verbrauch mit nur noch geringen Zuwächsen, regional 
sogar deutlichen Rückgängen an. Das weltweite Überan-
gebot ist derzeit vor allem durch Überproduktionen vieler 
Exportkohlengruben sowie die Inbetriebnahme von neu-
en und effizienteren Steinkohlebergwerken hervorgeru-
fen, wobei die Marktbereinigung noch im Gange ist. In 
den USA verdrängt das geförderte Schiefergas zuneh-
mend die Nutzung der Steinkohle im Energiesektor. Dort 
kam es deshalb auch in 2015 zu zahlreichen Gru-
benschließungen in den kohleexportierenden US-Bun-
desstaaten an der Ostküste. Gleichzeitig haben in China 
die Schließungen von Gruben mit hohen Produktionskos-
ten Fahrt aufgenommen. In anderen Regionen verlaufen 
gerade tiefgreifende Restrukturierungsprozesse in der 

>Erdöl ist und bleibt der 
quantitativ weltweit 

wichtigste Energierohstoff.

>Durch das wachsende 
Angebot an LNG bleibt die 

Versorgungslage relativ entspannt.

Abbildung 2.1: Welt-Primärenergieverbrauch nach Energieträgern 1,4 % Wachstum (20,9 Mrd. t SKE)
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Kohleindustrie, z. B. Downsizing in Europa oder Up-
grading in Indien, um jeweils dem Strukturwandel der 
nationalen Energiesektoren gerecht zu werden. 

Weltweit besteht – anders als in Deutschland – ein weiter 
reges und sogar wachsendes Interesse an der energeti-
schen Nutzung von Kernbrennstoffen. In 2015 befanden 
sich rund 70 Kernreaktoren in 15 Ländern in Errichtung; 
davon entfielen allein 26 Anlagen auf China. Bereits heu-
te hat die Stromproduktion aus Kernenergie einen Anteil 
von annähernd 25 % erreicht. Insofern verwundert nicht, 
dass die weltweite Nachfrage nach Uran immer noch 
steigt. Dennoch kommt es vor allem in Kasachstan, dem 
derzeit wichtigsten Förderland für Uran, weiterhin zu Pro-
duktionsanpassungen, sodass auch die Preise in der let-
zen Zeit deutlich nachgegeben haben. 

Erneuerbare Energien nehmen global wie auch national 
eine immer gewichtigere Rolle innerhalb der diversen 
Energieträger ein. Weltweit konnte die installierte Leis-
tung der Erneuerbaren zur Stromgewinnung erneut zule-
gen und liegt inzwischen bei mehr als 1.800  GW. Das 
entspricht derzeit bereits fast ein Drittel der geschätzten 
globalen Gesamtkapazität. Die Wachstumsraten bei Pri-
märenergieverbrauch und Stromerzeugung aus erneuer-
baren Energien, insbesondere aus Windkraft, Photovolta-
ik und Bioenergien, sind entsprechend hoch. Bei Einsatz 
von Wasserkraft und Geothermie ergibt sich ein differen-
ziertes Bild der Anwendung. In beiden Fällen werden die 
Potenziale derzeit noch nicht umfassend genutzt. Insbe-
sondere bei der Geothermie liegen die Anteile an der 
globalen Stromerzeugung zurzeit bei nur rund 0,3 %. 

Weltweite Entwicklungen im Energieverbrauch

Mit vorläufig geschätzt etwa 1,5 % auf rund 22 Mrd.  t 
SKE in 2015 (nach erster Schätzung) lag der Zuwachs 
des Weltenergieverbrauchs leicht über dem Zuwachs des 
Vorjahres, aber deutlich unter der Wachstumsrate des 
Welt-Bruttoinlandsproduktes. Diese Entwicklung bestä-
tigt eine schleichende Entkopplung von Wirtschafts-
wachstum und Energieverbrauch, jetzt auch im weltwei-
ten Maßstab. 

Bezogen auf den weltweiten Energieverbrauch und die 
Anteile einzelner Energieträger daran sind im globalen 

Maßstab unterschiedliche Zuwächse zu verzeichnen, die 
nach ersten Schätzungen wie folgt aussehen: Erneuerba-
re Energien (+10,0 %), Kernkraft (+2,8 %), Erdgas 
(+1,3 %), Kohle (+0,4 %), und Erdöl (+1,7 %). 

Erdöl bleibt mit einem weltweiten Verbrauch von rund 
6,4 Mrd. t  SKE der global bedeutendste Energieträger. 
Die Kohle liegt insgesamt weiter an zweiter Stelle im glo-
balen Energiemix. Mit einem Produktions- und Ver-
brauchsanteil von etwas mehr als 50 % ist dabei China 
immer noch das weltweit mit Abstand wichtigste Kohle-
land. Der weltweite Kohleverbrauch betrug im vergange-
nen Jahr rund 5,8 Mrd. t SKE. Grund für diese annähern-
de Stagnation bei der Kohle (= Stein- und Braunkohle, 
dabei Nutzungen je nach Art und Qualität auch in Form 
von Kokskohle und Koks) ist das veränderte Nachfrage-
verhalten in den klassischen Kohleverbrauchsländern 
und die weiter zunehmende Marktbereinigung im inter-
nationalen Steinkohlenbergbau. 

Erneuerbare Energien sind dagegen weltweit auf dem Vor-
marsch. Insbesondere neue Installationen von Wind- und 
Solarenergie in Asien, Afrika und Südamerika tragen zu 
dem Trend bei. Aber auch in den USA und in großen 
Teilen Europas sind die Erneuerbaren weiter auf Expansi-
onskurs. 

Die Kernenergie erlebt – derzeit vornehmlich in Asien – 
eine Art von Renaissance mit Wiederinbetriebnahmen 
(Japan) und neuen Kernreaktoren (China, Korea). Der 
internationale Aufwärtstrend bei Erdgas hat sich inzwi-
schen etwas abgeschwächt, sodass in 2015 nur ein Zu-
wachs von 1,3 % auf 4,7 Mrd. t SKE verzeichnet werden 
konnte. 

Insgesamt decken die fossilen Energieträger damit im-
mer noch rund 80 % des weltweiten Energieverbrauchs, 
die erneuerbaren Energien erringen trotz höherer Zu-
wachsraten bei steigendem Gesamtbedarf nur in relativ 
kleinen Schritten größere Anteile. Gleichzeitig verstetigt 
sich vor allem in den Industrieländern die Entwicklung 
hin zu mehr Energieeffizienz und damit relativen Energie-
einsparungen in der gesamten Verbrauchskette. 

>In den USA verdrängt das 
geförderte Schiefergas 

zunehmend die Nutzung der 
Steinkohle im Energiesektor.

>Diese Entwicklung 
bestätigt eine 

schleichende Entkopplung von 
Wirtschaftswachstum und 
Energieverbrauch, jetzt auch im 
weltweiten Maßstab.
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Weltreserven von Energierohstoffen

Von der Größe der geologisch bekannten oder geschätz-
ten Vorkommen her, also den Ressourcen, entfallen nach 
Angaben der BGR allein auf die Kohle global rund 90 % 
der verfügbaren fossilen Energieträger. Anders sind die 
Verhältnisse heute jedoch unter Berücksichtigung der 
wirtschaftlichen Gewinnbarkeit, also bezüglich der Re-
serven. Daran hat die Kohle einen weltweiten Anteil von 
gut 50 %.

Unverändert gilt: Fossile Energierohstoffreserven sind 
geographisch sehr unterschiedlich auf der Welt verteilt. 
Konventionelle Rohölvorkommen konzentrieren sich 
stark auf den politisch instabilen Nahen Osten. Auch bei 
Einrechnung von so genanntem nicht-konventionellem 
Erdöl beträgt dessen Anteil an den weltweiten Erdölreser-
ven immer noch fast 50 %. Erdgas (konventionelles und 
unkonventionelles) und vor allem Kohle hingegen kom-
men in vielen Teilen der Erde vor, wenngleich sich auch 
hier auf wenige Länder große Anteile konzentrieren. 

Zudem verschieben sich die Gewichte durch Anwendung 
neuer (nicht-konventioneller) Explorations-, Förder- und 
Aufbereitungstechniken. In den USA hat „Fracking“ als 
besonderes Gewinnungsverfahren zu einer beispiellosen 
Steigerung der Gasproduktion geführt. 

Veränderungen im globalen Kohlemarkt

Die Veränderung der Energieversorgungsstrukturen hat 
sich ausgehend von den USA, die ihre Energie- und spe-
ziell Stromversorgung derzeit auf mehr Erdgas zu Lasten 
der Kohle umstellen und zum Eigenversorger und sogar 
Exporteur beim Erdgas werden, fortgesetzt. In China 
schränkt man inzwischen den Verbrauch von Kohle in 
der Energieversorgung – auf weiter hohem Niveau – ein 
und versucht, alle anderen energietechnologischen Opti-
onen stärker zu nutzen. 

>Unverändert gilt: Fossile 
Energierohstoffreserven sind 

geographisch sehr unterschiedlich 
auf der Welt verteilt. 

Abbildung 2.2: Weltreserven von Energierohstoffen
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Der Trend einer rückläufigen Kohleförderung hat sich 
auch in 2015 fortgesetzt. Alternativen sind die erneuer-
baren Energien in allen Formen einschließlich Wasser-
kraft und die Kernenergie. Beides wird derzeit in einem 
Ausbaupfad von der chinesischen Regierung vorange-
trieben. Auch in Europa lässt sich eine zunehmende Ab-
kehr von der Kohleverstromung in Europa beobachten. 
Großbritannien beispielsweise will nun bis spätestens 
2025 ganz aus der Kohleverstromung aussteigen. Anders 
ist die Situation etwa in Indien und anderen asiatischen 
Ländern. Dort setzt man ganz gegen den internationalen 
Trend zunehmend auf die Kohle in der Verstromung. 

Wegen des überwiegenden Rückzugs ist der weltweite 
Kraftwerkskohlenhandel indes gerade im letzten Jahr 
spürbar eingebrochen. Der Rückgang lag bei rund 5 %.

Diese Entwicklung hat ebenfalls starken Einfluss auf den 
internationalen Frachtschiffsbau genommen. Die Schiffs-
verschrottungen übertreffen inzwischen die Inbetriebnah-
men, so dass der Markt für Frachtraum bei sinkendem 
Handelsvolumen mit Massenrohstoffen entsprechend 
knapper werden dürfte. Bislang gibt es jedoch noch be-
trächtliche Überkapazitäten und sehr niedrige Frachtra-
ten, auch wegen der gesunkenen Treibstoffkosten.

Treiber des Energieverbrauchs

Dennoch stützt sich der weltweite Energieverbrauchs
trend vor allem auf die Zuwächse in den Schwellenlän-
dern, die aufgrund des im Vergleich zu den Industrielän-
dern immer noch höheren Wachstums, der größeren 
Bevölkerungszahl, der fortlaufenden Urbanisierung und 
der dort teils noch weniger effizienten Produktionsverfah-
ren – z.T. wird erstmalig industrielle Produktion über-
haupt aufgebaut – einen höheren Energieeinsatz erfor-
dern. Der jetzt spürbare Wirtschaftsaufschwung in den 
USA trägt ebenfalls wesentlich dazu bei, dass sich der 
Energieverbrauch 2015 erhöht hat. Darüber hinaus führ-
ten die Witterungsbedingungen und der davon abhängi-
ge Energiebedarf für Wärme- und Kühlprozesse in Nord-
amerika insgesamt zu höherem Energiebedarf, während 
in Europa, beeinflusst durch den milden Winter und den 
lauen Sommer 2015, weniger verbraucht wurde. Insofern 
war die Entwicklung in Europa insgesamt gegenläufig. 
Hinzugekommen ist, dass sich der Trend hin zu einer 
Verbesserung der Energieeffizienz in Europa weiter ver-
stetigte. 

Abbildung 2.3: China – größter Kohlemarkt der Welt
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Gleichwohl bleibt die wirtschaftliche Dynamik ein wesent-
licher Treiber des Energieverbrauchs. Insgesamt erhöhte 
sich das Weltwirtschaftswachstum 2015 auf durch-
schnittlich 3,1 % gegenüber 2,6 % im Jahr davor. Das 
Wachstrum in den USA lag mit rund 2,6 % fast im Median. 
In Deutschland war ein Anstieg des Bruttoinlandsproduk-
tes in Höhe von 1,7 % zu verzeichnen, so dass sich die 
gegenüber den schwächeren Vorjahren positive Entwick-
lung fortsetzte. Dennoch bleibt das Wirtschaftswachstum 
in Deutschland im internationalen Vergleich auch 2015 
eher bescheiden. 

Dagegen wuchsen etwa die aufstrebenden Volkswirt-
schaften in Indien und in den südostasiatischen Ländern 
Malaysia, Vietnam, Kambodscha, Philippinen und Indone-
sien mit Raten zwischen rund 5-7 % noch einmal deut-
lich stärker als in den Vorjahren. Enttäuschend hingegen 
waren die relativ schwachen Wachstumsraten einiger 
ehemaliger „Tigerländer“ wie Singapur und Thailand, die 
lediglich im Bereich von 2 % lagen oder Südamerika, das 

mit Wachstumsraten von um 1 % (Beispiele: Brasilien 
+1 %, Argentienien +0,4 %, Venezuela -10,0 %) der 
Weltwirtschaft hinterherlief. In den Entwicklungs- und 
Schwellenländern ging das BIP-Wachstum insgesamt da-
durch leicht auf 4,2 % zurück. 

In einigen wenigen klassischen Industrieländern konnte 
das Wirtschaftswachstum mit gut 1 % nur schwach zule-
gen (Beispiele: Japan +0,6 %, Kanada +1,0 %,). Die Er-
wartungen übertroffen hat das Wachstum innerhalb der 
Europäischen Union, die trotz der Griechenland-Krise und 
der deflationären Tendenzen im Euroraum 2015 eine 
Wachstumsrate von +1,9 % erreichte. 

Die bedeutendsten Einflussfaktoren für die Entwicklung 
von Weltenergieverbrauch und -stromerzeugung auf glo-
baler Ebene sind weiter die Dynamik des globalen Bevöl-
kerungs- und Wirtschaftswachstums sowie der Fortschritt 
der Elektrifizierung, die alle Energiequellen einbeziehen. 
Nach Statistiken des UN-Bevölkerungsfonds (UNFPA) ist 
die Weltbevölkerung inzwischen über die Marke von 
7 Mrd. Menschen gestiegen. Bis zum Ende ihres Progno-
sezeitraums im Jahr 2035 geht die IEA in ihrem Referenz-
Szenario von einer Weltbevölkerung von 8,6 Mrd. aus. Bis 
2050, so rechnet die UN (United Nations) in ihren World 
Population Prospects vor, muss mit einer Zunahme auf 
9,3 Mrd. Menschen gerechnet werden. Die Bevölkerung 

>Der jetzt spürbare 
Wirtschaftsaufschwung in den 

USA trägt ebenfalls wesentlich dazu 
bei, dass sich der Energieverbrauch 
2015 erhöht hat.

Abbildung 2.4: Seewärtige Kraftwerkskohlenexporte nach Lieferländern
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der Industrieländer hingegen bewegt sich bis 2035 annä-
hernd auf dem Niveau von 1990 (1,3 Mrd.). Das künftige 
Bevölkerungswachstum findet demnach ausschließlich in 
Entwicklungs- und Schwellenländern statt.

Weltweite Stromerzeugung

Die weiter steigende Weltbevölkerung mit Zuwachsraten 
von geschätzt 70-80 Millionen Menschen je Jahr sowie der 
technische Fortschritt führen zu einem ständig steigenden 
Bedarf an Strom. In 2015 hat sich nach ersten vorläufigen 
Schätzungen die Weltstromerzeugung um rund 2,1 % er-
höht und bewegt sich damit in etwa auf Vorjahresniveau. 
Damit wuchsen Stromerzeugung und Stromverbrauch 
weltweit etwas stärker als der Gesamtenergiebedarf.

Der Anteil der fossilen Energieträger Kohle und (mit weni-
ger Gewicht) Erdgas an der globalen Stromerzeugung 
ging 2015 ungeachtet mancher nationaler Bemühungen 
um eine Energiewende gerade im Stromsektor nicht zu-

rück. Die Kohle ist mit einem Anteil von 40 % bei der 
Stromerzeugung weltweit nach wie vor der dominierende 
Energieträger und deutlich vor dem Erdgas mit einem 
Anteil von rund 22 %. 

Die in vielen Ländern nicht zu vernachlässigende, wenn-
gleich hier weniger bedeutsame Stromerzeugung aus Erd-
öl ist dagegen 2015 im langjährigen Trend weiter zurück-
gegangen. 

Die weltweite Stromerzeugung aus Kernenergie mit einem 
Anteil von rund 11 % ist im Vergleich zum Vorjahr um ca. 
2,8 % gestiegen. 

Der Einsatz der Erneuerbaren mit Wasserkraft, Wind, Son-
ne und Bioenergien nahm 2015 auch im Weltmaßstab 
deutlich zu und lag mit einem Anteil von zusammen rund 
23 % höher als in den Vorjahren. Dies ist vor allem auf 
den kräftigen Zuwachs der „neuen“ erneuerbaren Ener-
gien wie Windkraft und Photovoltaik zurückzuführen, 
während der traditionelle Beitrag der Wasserkraft eher 
stabil blieb. Bis die erneuerbaren Energien, wie von der 
IEA für die Zeit ab etwa 2040 vorausgesagt, weltweit die 
führende Rolle in der Stromerzeugung werden und in 
diesem Sektor die bisherige Nr. 1, die Kohle, überflügeln, 
ist also aus Sicht 2015 noch ein weiter Weg zurückzule-
gen.

>In 2015 hat sich nach ersten 
vorläufigen Schätzungen die 

Weltstromerzeugung um rd. 2,1 % 
erhöht und bewegt sich damit in 
etwa auf Vorjahresniveau.

Abbildung 2.5: Welt-Nettostromerzeugung nach Energieträgern, rund 24.040 TWh

TW
h

0

5.000

10.000

15.000

20.000

25.000

Wasser/
Sonstige

Erdgas

Erdöl

Kohle

Kernenergie

19
70

19
80

19
90

20
00

20
10

20
11

20
12

20
13

20
14

20
15

23 %

22 %

4 %

40 %

11 %

Quellen: BP Statistical Review of World Energy 2015 / IEA World Energy Outlook 2015 / World Nuclear Association /  
World Hydropower Association / Eigene Schätzungen



Weltenergierat - Deutschland

43

Energie in der Welt

In allen veröffentlichten Szenarien und Prognosen wird von der Annahme eines auch künftig steigenden Weltenergiever­
brauchs ausgegangen. Zum künftigen Energiemix ist festzuhalten, dass den erneuerbaren Energien das größte Wachstums­
potenzial zugeschrieben wird. Dennoch behalten die fossilen Energien, also Kohle, Erdöl und Erdgas, noch auf Jahrzehnte 
eine dominierende Rolle bei der Deckung des globalen Energiebedarfs. Die Kernenergie wird unterschiedlich eingeschätzt. 

Zur künftigen weltweiten Entwicklung von Angebot und 
Nachfrage im Energiebereich legen verschiedenste Insti-
tutionen regelmäßig Analysen vor. Dies sind insbesonde-
re der World Energy Council (WEC), die Internationale 
Energie-Agentur (IEA), sowie die internationalen Öl- und 
Gaskonzerne ExxonMobil und BP. Die Ergebnisse aktuell 
veröffentlichter Studien werden nachfolgend skizziert mit 
Ausnahme des World Energy Council. Dieser wird im 
Oktober 2016 im Rahmen der Weltenergiekonferenz in 
Istanbul eine Neuauflage der zuletzt im Oktober 2013 
veröffentlichten Studie vorstellen – mit Perspektiven zur 
Weltenergieversorgung bis 2060.

Modellrechnungen der IEA bis 2040

Im November 2015 hat die International Energy Agency 
(IEA) den World Energy Outlook (WEO 2015) veröffent-
licht. Dem Ausblick mit Zeithorizont 2040 liegen drei 
Szenarien zugrunde, für die – abhängig von den jeweils 

getroffenen Annahmen – ein quantifizierter Ausblick zur 
Entwicklung von Angebot und Nachfrage nach Energie-
trägern sowie nach Weltregionen gegeben wird. Ergän-
zend wird ein „Low Oil Price Scenario“ betrachtet. Bei 
den Szenarien handelt es sich ausdrücklich nicht um 
Prognosen sondern um – unter den getroffenen Annah-
men – mögliche konsistente Zukunftsbilder. 

•	 Das New Policies Scenario (NPS) berücksichtigt die 
Politiken und Maßnahmen, die bis Mitte 2015 umge-
setzt bzw. angekündigt waren einschließlich der ener-
gierelevanten Zusagen im Vorfeld der COP21, die bis 
zum 1. Oktober 2015 übermittelt worden waren.

•	 Im Current Policies Scenario (CPS) sind die bis Mitte 
2015 bereits umgesetzten energie- und klimapoliti-
schen Rahmenbedingungen zugrunde gelegt. Für die 
bis zu diesem Zeitpunkt getroffenen Maßnahmen wird 
unterstellt, dass sie für den gesamten Betrachtungs-
zeitraum gelten und politisch nicht revidiert werden.

2.2	 Szenarien und Prognosen über die Entwicklung  
der Welt-Energieversorgung

Abbildung 2.6: Primärenergieverbrauch weltweit in Mtoe
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•	 Im 450 Scenario wird eine Begrenzung der Konzentra-
tion von Treibhausgasen in der Atmosphäre auf 450 
parts per million of CO2-equivalent angenommen. Bei 
diesem Szenario handelt es sich – anders als beim 
NPS und beim CPS – um ein sogenanntes Zielszena-
rio. Das Ziel (Begrenzung des Temperaturanstiegs um 
zwei Grad gegenüber dem vorindustriellen Niveau) 
wird gesetzt, und es werden Maßnahmen ermittelt, die 
für das Erreichen des Ziels ergriffen werden müssen.

•	 Im Low Oil Price Scenario, das – so die IEA – nicht 
vollkommen ausgeschlossen werden kann, wird ein 
neues Preisgleichgewicht auf dem Ölmarkt von 50 bis 
60 USD/Barrel unterstellt. Dieses Preisniveau hat in 
diesem Szenario bis in die 2020er Jahre Bestand und 
unterstellt bis zum Jahr 2040 einen Anstieg des Prei-
ses auf 85 USD/Barrel (ausgedrückt in Preisen des 
Jahres 2014).

Das NPS wird von der IEA als Hauptszenario klassifiziert. 
Diese Wahl macht, wie in der Szenariotechnik üblich, 
keine Aussage über die Wahrscheinlichkeit des Eintre-
tens oder die Wünschbarkeit dieses oder eines der ande-
ren Szenarien. Vielmehr werden die Entwicklungstrends 
veranschaulicht, die sich unter den jeweiligen Rahmen-

setzungen nach Einschätzung der IEA abzeichnen. An-
gesichts der Klassifikation des NPS als Hauptszenario 
konzentrieren sich die nachfolgenden Aussagen darauf.

Zentrale Ergebnisse auf der Nachfrageseite im 
New Policies Scenario

Der weltweite Primärenergieverbrauch nimmt von 
13,6 Mrd. Tonnen Öläquivalent (toe) im Jahr 2013 um 
32 % auf 17,9 Mrd. toe im Jahr 2040 zu. Dies entspricht 
einem jahresdurchschnittlichen Wachstum von 1,0 %. 
Dieser Anstieg geht ausschließlich auf die Entwicklung in 
den Nicht-OECD-Staaten zurück. Der Energieeffizienz 
kommt eine Schlüsselrolle zu. Während die Weltwirt-
schaft bis 2040 um 150 % wächst, bleibt der Anstieg des 
Energieverbrauchs auf knapp ein Drittel begrenzt.

>Der Energieeffizienz kommt 
eine Schlüsselrolle zu. 

Während die Weltwirtschaft bis 2040 
um 150 % wächst, bleibt der Anstieg 
des Energieverbrauchs auf knapp ein 
Drittel begrenzt.

Abbildung 2.7: Globale Stromerzeugung in TWh
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Der Schwerpunkt der Energienachfrage verschiebt sich 
maßgeblich in Richtung Asien, insbesondere nach Indien, 
China und in andere aufstrebende Staaten Südostasiens 
sowie in die Länder des Mittleren Ostens. Im NPS dominiert 
zunächst China das Bild in dieser Region, bevor Indien ab 
2025/30 die Rolle des Hauptwachstumsmotors übernimmt. 

Wichtigste Aussagen zur Angebotsseite im New 
Policies Scenario

Alle Energieträger werden künftig verstärkt nachgefragt. 
Fossile Energieträger müssen 53 % des globalen Nach-
fragezuwachses bestreiten. Erneuerbare Energien tragen 
mit 34 % zur Deckung des zusätzlich bis 2040 erwarte-
ten Bedarfs bei, die Kernenergie mit 13 %. Erdöl bleibt 
der wichtigste fossile Energieträger im globalen Primär-
energiemix, obwohl sein Anteil von 31 % im Jahr 2013 
auf 26 % im Jahr 2040 sinkt. Die Nachfrage nach Kohle 
steigt weiter leicht an. 2040 werden weltweit 12 % mehr 
Kohle verbraucht als 2013. Der globale Kohleverbrauch 
erhöht sich mit jahresdurchschnittlichen Raten von 
0,4 %, während in den vergangenen 30 Jahren durch-
schnittlich 2,5 % Wachstum pro Jahr für Kohle verzeich-
net worden waren. Für den verbleibenden Anstieg des 
Kohleverbrauchs sind fast allein Indien und andere asia-

tische Staaten verantwortlich. In der OECD wird dagegen 
mit einem Rückgang des Kohleverbrauchs um 40 % ge-
rechnet, in der EU sogar um 65 %. Erdgas ist der einzige 
fossile Energieträger, dessen Anteil am globalen Energie-
verbrauch steigt, und zwar von 21 % im Jahr 2013 auf 
24 % im Jahr 2040. Der Einsatz erneuerbarer Energien, 
einschließlich Wasserkraft, erhöht sich um 80 %. Der 
Anteil der erneuerbaren Energien am Primärenergiemix 
steigt von 14 % im Jahr 2013 auf 19 % im Jahr 2040 
(unter Einbeziehung traditioneller Biomasse in Entwick-
lungsländern sowie großer Wasserkraftwerksprojekte).

Die gesamte globale Erzeugung von Elektrizität nimmt bis 
2040 um rund 70 % im Vergleich zu 2013 zu. 88 % die-
ses Zuwachses entfallen auf Nicht-OECD-Staaten. Für 
China weisen die Modellrechnungen einen Anstieg der 
Stromerzeugung um 95 % aus, für Indien sogar um 
246 %. Dem stehen bescheidene 6 % erwarteter Anstieg 
für die EU gegenüber. 

>Die Nachfrage nach Kohle 
steigt weiter leicht an. 2040 

werden weltweit 12 % mehr Kohle 
verbraucht als 2013.

Abbildung 2.8: Globale Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien in TWh
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Die weltweite Kapazität an Stromerzeugungsanlagen 
steigt von 5.884 GW im Jahr 2013 um rund 80 % auf 
10.570 GW im Jahr 2040 an. Den gesamten Zubau an 
Stromerzeugungskapazität veranschlagt die IEA im Zeit-
raum 2015 bis 2040 auf 6.713 GW. In der gleichen Zeit 
werden gemäß den Annahmen der IEA insgesamt 2.303 
GW stillgelegt. Die Kapazität an Stromerzeugungsanlagen 
wächst somit weltweit von 2015 bis 2040 um 4.410 GW. 
Mit 3.622 GW entfallen 54 % der gesamten Zubauleis-
tung auf erneuerbare Energien. Der Zubau auf Basis Gas 
und Kohle wird mit 1.453 GW bzw. 1.142 GW beziffert. 
Außerdem werden 131 GW ölbasierte Kapazitäten errich-
tet. Bei der Kernenergie wird mit einem Brutto-Zubau von 
365 GW gerechnet. 

Der Energiemix in der Stromerzeugung ändert sich zulas-
ten der fossilen Brennstoffe. Trotzdem halten die fossilen 
Energien 2040 noch einen Anteil von 54 % (2013: 67 %). 
Der Beitrag von Kohle geht von heute 41 % auf 30 % 

zurück. In der EU ist der errechnete Rückgang sogar 
noch ausgeprägter – von 28 % auf 6 % im Jahr 2040. 
Der Anteil von Erdgas zur Weltstromerzeugung erhöht 
sich von 22 % auf 23 %. Die Stromerzeugung aus Kern-
energie nimmt im Projektionszeitraum bis 2040 um 86 % 
zu, wobei China, Korea, Indien und Russland führend 
sind. Damit steigt der Anteil der Kernenergie – gemessen 
an der Stromerzeugungsmenge – leicht an, und zwar von 
11 auf 12 %.

Die Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien verdrei-
facht sich nahezu zwischen 2013 und 2040. Der Anteil 
der erneuerbaren Energien an der Weltstromerzeugung 
erhöht sich in diesem Zeitraum von 22 % auf 34 %. Sie 
verdrängen damit die Kohle auf den zweiten Rang. Das 
stärkste absolute Wachstum unter den erneuerbaren 
Energien wird bei Wind und Wasser erwartet – mehr als 
eine Versechsfachung der Stromerzeugung auf Basis 
Wind bis 2040 gegenüber 2013. Damit erreicht Wind 
2040 an der weltweiten Stromerzeugung einen Anteil von 
9,0 %. Photovoltaik trägt 2040 mit 3,9 % zur weltweiten 
Stromerzeugung bei. Der Anteil von Wasser wird auf 
15,7 % beziffert. Auf Bioenergie und andere erneuerbare 
Energien, wie u. a. Geothermie, entfallen 5,5 %.

>Die Stromerzeugung aus 
Kernenergie nimmt im 

Projektionszeitraum bis 2040 um 
86 % zu, wobei China, Korea, Indien 
und Russland führend sind.

Abbildung 2.9: 2015 bis 2040 erwarteter weltweiter Zubau von Kraftwerkskapazität von 6.713 GW
(davon ein Drittel Ersatz bestehender Anlagen) entspricht …

… 36 x dem heutigen deutschen Kraftwerkspark!
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Energien

Quelle: International Energy Agency, World Energy Outlook 2015, New Policies Scenario



Weltenergierat - Deutschland

47

Energie in der Welt

Entwicklung der CO2-Emissionen

Die globalen energiebedingten CO2-Emissionen erhöhen 
sich von 31,6 Mrd. Tonnen im Jahr 2013 um 16 % auf 
36,7 Mrd. Tonnen im Jahr 2040. Das ausgewiesene 
Wachstum der globalen CO2-Emissionen ist allein den 
Nicht-OECD-Staaten zuzuschreiben; dort wird ein An-
stieg der CO2-Emissionen um 41 % erwartet. Demgegen-
über gehen die Emissionen in den OECD-Staaten bis 
2040 um 25 % im Vergleich zum Stand des Jahres 2013 
zurück. Dies hat eine Verringerung des Anteils der OECD-
Staaten an den globalen CO2-Emissionen von 38 % im 
Jahr 2013 auf 24 % im Jahr 2040 zur Folge. Für die EU 
wird der Rückgang der CO2-Emissionen sogar auf 41 % 
beziffert. Damit halbiert sich deren Anteil an den weltwei-
ten CO2-Emissionen von 10 % im Jahr 2013 auf 5 % im 
Jahr 2040.

Weitere Erkenntnisse aus dem WEO 2015

Die bei der Klimakonferenz in Paris im Dezember 2015 
von den Teilnehmerstaaten gemachten Zusagen zur Be-
grenzung der Emission an Treibhausgasen reichen bei 
weitem nicht aus, damit sich eine Entwicklung entspre-
chend dem 450 ppm-Pfad einstellt. Die IEA unterstellt in 
diesem Zielszenario für das Jahr 2040 einen CO2-Preis 
für die Stromerzeugung und die Industrie in den OECD-
Staaten von 140 USD/t und in den Nicht-OECD-Staaten 
von 125 USD/t (jeweils ausgedrückt im Geldwert des 
Jahres 2014). In nominalen Größen wären das 230 USD/t 
beziehungsweise 205 USD/t.

Gerade dort, wo noch mit einem Wachstum der CO2-
Emissionen zu rechnen ist, rangiert der Klimaschutz in 
der Prioritätenskala deutlich hinter den Zielen Wirt-
schaftswachstum, Arbeitsplätze und Begrenzung von 
Schadstoffemissionen zur Verbesserung der lokalen Um-
weltsituation. Die gegenwärtigen Klimazusagen reichen 
nur aus, den prognostizierten Temperaturanstieg bis En-
de dieses Jahrhunderts auf 2,7 Grad Celsius gegenüber 
dem vorindustriellen Niveau zu begrenzen.

Die IEA erwartet, dass auch in anderen Weltregionen als 
Europa verstärkt in den Ausbau erneuerbarer Energien 
investiert wird. Die Transformation wird sich international 

jedoch bei weitem nicht mit der Geschwindigkeit vollzie-
hen, wie dies in Deutschland diskutiert wird. Der Anteil 
der erneuerbaren Energien am globalen Primärenergie-
verbrauch erhöht sich gemäß New Policies Scenario von 
14 % im Jahr 2013 auf 19 % im Jahr 2040. 

Der Steigerung der Energieeffizienz und dem Ausbau der 
erneuerbaren Energien wird die größte Relevanz beim 
Übergang zu einer nachhaltigen Energieversorgung bei-
gemessen. Auch Kernenergie erhöht ihren Anteil an der 
Weltstromerzeugung. Demgegenüber unterstellt die IEA, 
dass 2040 nur 3 % der weltweiten Kraftwerkskapazität 
auf Basis Kohle mit CCS ausgestattet sein werden (63 GW 
von insgesamt 2.468 GW Kohle-Kraftwerkskapazität).

Bewertung

Die Ergebnisse der IEA sind geprägt durch die in den 
Modellrechnungen getroffenen Annahmen. Dazu gehört 
beispielsweise, dass die CO2-Preise in der EU im New 
Policies Scenario (NPS) auf nominal über 80 USD/t bis 
2040 und damit wesentlich stärker als in allen anderen 
Weltregionen steigen. Für neue Kernkraftwerke setzt die 
IEA Stromgestehungskosten an, die nicht höher sind als 
die Kosten der Erzeugung von Strom in Kohlekraftwer-
ken. Dies mag zu dem überproportionalen Anstieg der 
Kernenergie an der weltweiten Stromerzeugung beitra-
gen, berücksichtigt aber nicht, dass die Realisierung der 
im Modell in dem genannten Zeitrahmen errechneten 
zusätzlichen Kapazitäten extrem unwahrscheinlich ist. 
Ähnlich überschätzt sein könnte die von der IEA für Erd-
gas ausgewiesene Entwicklung. So wird im NPS bei-
spielsweise für die EU allein bis 2025 ein Bruttozubau an 
Kraftwerkskapazität auf Basis Erdgas von 91 GW unter-
stellt; das ist fast halb so viel, wie den erneuerbaren 
Energien mit 187 GW an Kapazitätszubau in diesem 
Zeitraum zugerechnet wird. Im Gesamtzeitraum 2015 bis 
2040 entspricht der Bruttozubau an Kapazität auf Basis 
erneuerbarer Energien in der EU 72,5 % der gesamten 
neu installierten Stromerzeugungskapazität. Auf Kohle 
entfallen 5 %, auf Erdgas 17 % und auf Kernenergie 
5,5 % des gesamten Bruttozubaus in Höhe von 792 MW.

Outlook von ExxonMobil bis 2040

Im Global Energy Outlook, im Januar 2016 von ExxonMo-
bil veröffentlicht, wird ein Anstieg der weltweiten Energie-
nachfrage um 25 % im Zeitraum 2014 bis 2040 prognos-
tiziert. Die zusätzliche Nachfrage entspricht dem heuti-
gen Energieverbrauch von Nord- und Südamerika. Der 
Zuwachs geht ausschließlich auf die Entwicklung in den 

>Die Stromerzeugung aus 
erneuerbaren Energien 

verdreifacht sich nahezu zwischen 
2013 und 2040.
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Nicht-OECD-Staaten zurück. Dort wird mit einer Erhö-
hung der Energienachfrage um 45 % gerechnet, wäh-
rend der Verbrauch im OECD-Raum konstant bleibt. Die 
Welt wird elektrischer. So legt der globale Stromverbrauch 
in den kommenden 25 Jahren um 65 % zu. Zu 85 % 
wird diese Entwicklung durch die Nicht-OECD-Staaten 
bestimmt.

Treiber sind das Wachstum der Weltbevölkerung von 7,2 
auf 9 Milliarden Menschen im Jahr 2040 und die Verdop-
pelung der Wirtschaftsleistung. Effizienzgewinne sorgen 
dafür, dass der Energieverbrauch pro Einheit GPD im 
Zeitraum 2014 bis 2040 um 40 % sinkt.

Zur Deckung der wachsenden Energienachfrage sind alle 
wirtschaftlich nutzbaren Energiequellen nötig. Fossile 
Energien leisten mit 63 % den größten Beitrag zur De-
ckung des zusätzlichen Verbrauchs. Kernenergie ist zu 
19 % und erneuerbare Energien sind zu 18 % beteiligt. 
Das stärkste Wachstum in absoluten Größen wird für 
Erdgas unterstellt, während für Kohle ein leicht rückläufi-
ger Bedarf angenommen wird.

Sieben zentrale Erkenntnisse

ExxonMobil kennzeichnet die bis 2040 prognostizierte 
Entwicklung in sieben Punkten.

•	 Das Pro-Kopf-Einkommen erhöht sich um 60 % in 
den OECD-Staaten und um 135 % im Nicht-OECD-
Raum.

•	 Der steigende Lebensstandard führt zu verstärkter 
Nachfrage nach Autos, Haushaltsgeräten und Com-
putern sowie nach weiteren Annehmlichkeiten wie 
Klimatisierung. Beispiel China: Dort nimmt die Anzahl 
der Autos pro 100 Einwohner von 10 auf 30 im Jahr 
2040 zu. Global steigt die Zahl der Autos bis 2040 um 
80 %.

•	 Der Energiemix verändert sich. Entscheidend sind die 
Wirtschaftlichkeit und die Politiken der Regierungen 
– insbesondere zur Treibhausgas-Minderung. Der An-
teil der Kohle an der Stromerzeugung vermindert sich 
von 40 auf 30 %. Demgegenüber nimmt der Anteil 
von Erdgas an der Stromerzeugung auf 30 % zu.

•	 Der Gasverbrauch steigt stark an – in der Stromerzeu-
gung, in der Industrie und in einigen Anwendungen 
im Verkehr. Damit ist Erdgas der einzige fossile Ener-
gieträger, dessen Marktanteil bis 2040 noch wächst.

>Zur Deckung der wachsenden 
Energienachfrage sind 

alle wirtschaftlich nutzbaren 
Energiequellen nötig.

Tabelle 1: Preisannahmen im WEO 2015 (New Policies Scenario)

Einheit* 2014 2020 2030 2040
Brennstoffpreise
Rohöl-Importpreise (IEA) $/barrel 97 80 113 128
Erdgas

USA $/MBtu 4,4 4,7 6,2 7,5
Europa (Importe) $/MBtu 9,3 7,8 11,2 12,4
Japan (Importe) $/MBtu 16,2 11,0 13,0 14,1

Kesselkohlen-Importpreise (OECD) $/t 78 94 102 108
CO2-Preise**
EU (Kraftwerke, Industrie, Flugverkehr) $/t 6 22 37 50
Chile (Kraftwerke) $/t – 6 12 20
Korea (Kraftwerke und Industrie) $/t – 22 37 50
China (Kraftwerke und Industrie) $/t – 10 23 35
Südafrika (Kraftwerke und Industrie) $/t – 7 15 24

* Angaben in realen Größen (2014er Preisstand), also geldwertbereinigt

** Annahme, dass alle Investitionsentscheidungen im Bereich der Stromerzeugung in Kanada, USA und Japan auf Basis unausgesprochener  
CO2-„Schattenpreise“ getroffen werden, die von heute 13 $/t auf 40 $/t im Jahr 2040 steigen.
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•	 Die Brennstoff-Effizienz von so genannten Light-duty 
Vehicles (wie Pkw, Vans, Pick-ups) verbessert sich um 
80 %.

•	 Öl bleibt wichtigster Energieträger – gestützt auf die 
Nachfrage im Transport und in der Chemie.

•	 Die CO2-Emissionen nehmen zunächst noch leicht zu 
und erreichen weltweit 2030 den höchsten Stand. Pro 
Einheit GPD wird eine Halbierung der globalen CO2-
Emissionen bis 2040 erreicht.

Öl bleibt dominierende Energiequelle im 
Transportsektor

Für den Transportsektor wird mit 28 % ein überdurch-
schnittliches Wachstum des Energieverbrauchs bis 2040 
erwartet. Der bei weitem größte Teil der Nachfrage im 
Transportsektor wird auch 2040 durch Öl gedeckt; 88 % 
im Jahr 2040 gegenüber 94 % im Jahr 2014. Dabei wird 
mit einer Verschiebung auf Diesel gerechnet – wegen des 
besonders stark wachsenden kommerziellen Transports. 
Die Benzinnachfrage bleibt demgegenüber weitgehend 
stabil. Der Gasanteil nimmt von 2 % auf 5 % zu; das 
Wachstum kommt aus dem Verbrauch für Heavy-duty 
Vehicles. Der Anteil von konventionellen Hybrid-Fahrzeu-
gen an den Neuzulassungen steigt weltweit von 2 % auf 
40 %. Demgegenüber wird für Plug-in Hybrids und voll-
elektrifizierte Autos 2040 ein Anteil von weniger als 10 % 
an den Neuzulassungen erwartet. Damit verdoppelt sich 
der Stromverbrauch für Transportzwecke, bleibt aber 
auch 2040 auf einen Anteil von nur 2 % an der gesamten 
Energienachfrage dieses Sektors begrenzt. Der Ver-
brauch von Biokraftstoffen verdoppelt sich ebenfalls bis 
2040. Deren Anteil am Energieverbrauch im Transport-
sektor steigt von 3 auf 5 %.

Strom Gewinner im Gebäudesektor

Trotz verbesserter Energieeffizienz wird global von einem 
weiter wachsenden Bedarf an Energie für Wohnhäuser 
sowie für Bürogebäude, Geschäfte, Schulen, Kirchen 
und Krankenhäuser ausgegangen. Der Zuwachs wird auf 
25 % für den Zeitraum 2014 bis 2040 beziffert. Als die 
großen Treiber dieser Entwicklung werden der Anstieg 

der Zahl der Haushalte insbesondere in Asien und ande-
ren Regionen der Nicht-OECD-Staaten sowie der verbes-
serte Komfort identifiziert. Daneben wird mit einem deut-
lichen Anstieg des Energieverbrauchs im Sektor Handel/
Gewerbe/Dienstleistungen gerechnet. Differenziert nach 
Energieträgern ergibt sich folgendes Bild: Fast das ge-
samte Verbrauchswachstum wird durch Elektrizität ge-
deckt. Mit einer Zunahme des Stromverbrauchs um 
mehr als 70 % erreicht der Anteil von Strom am Energie-
verbrauch dieses Sektors 2040 rund 41 %. Auf Biomas-
se entfallen 2040 rund 22 %, auf Gas 20 %, auf Öl 10 % 
und auf andere Energien, wie Kohle, 7 %.

Schwerindustrie und Chemie Treiber der 
Entwicklung in der Industrie

Der Energieverbrauch der Industrie wächst von 2014 bis 
2040 um knapp 30 %. Wichtigste Treiber dieses Wachs-
tums sind die Schwerindustrie (Stahl und Zement) sowie 
die Chemie. Der Brennstoffmix der Industrie verschiebt 
sich. Strom legt am stärksten zu und erreicht 2040 einen 
Anteil von 20 % am gesamten Energieverbrauch der In-
dustrie (2014: 17 %). Marktanteilsgewinne verzeichnen 
auch Gas (von 23 auf 26 %) und Öl (von 29 auf 30 %). 
Demgegenüber vermindert sich der Verbrauch an Kohle 
– verbunden mit einem Rückgang des Anteils am Ge-
samtverbrauch von 22 auf 16 %. Auf sonstige Energien 
entfallen 2040 etwa 8 % (2014: 9 %).

Veränderungen im Energiemix zur 
Stromerzeugung

Die globale Stromnachfrage steigt zwischen 2014 und 
2040 um 65 %. Etwa die Hälfte des Stromverbrauchs 
entfällt auf die Industrie. Die andere Hälfte resultiert aus 
dem Bedarf von Haushalten sowie Handel/Gewerbe/
Dienstleistungen. Die Nachfrage des Transportsektors 
wird für 2040 auf lediglich 2 % des gesamten Stromver-
brauchs veranschlagt. ExxonMobil erwartet eine signifi-
kante Veränderung im Energiemix zur Stromerzeugung. 
Als Gewinner sieht der Konzern Erdgas, erneuerbare 
Energien und Kernenergie. Verluste muss insbesondere 
die Kohle hinnehmen. Öl spielt als Einsatzenergie zur 
Stromerzeugung nur eine untergeordnete Rolle. 2040 
werden laut ExxonMobil jeweils 30 % des Stroms auf 
Basis von Erdgas und Kohle erzeugt – gegenüber Antei-
len von 23 % für Erdgas und 40 % für Kohle im Jahr 
2014. Wind und Solarenergie tragen 2040 zusammen zu 
mehr als 10 % der Stromerzeugung bei – gegenüber 4 % 
im Jahr 2014. Der Anteil der Wasserkraft bleibt weitge-
hend konstant. Die Kernenergie-Kapazität wächst um 

>Der Anteil von 
konventionellen Hybrid-

Fahrzeugen an den Neuzulassungen 
steigt weltweit von 2 % auf 40 %.
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85 % – insbesondere in China. Damit erhöht sich der 
Anteil der Kernenergie im Vergleich zum 2014 erreichten 
Beitrag. Öl trägt 2040 in noch geringerem Umfang zur 
Stromerzeugung bei als heute.

Bewertung

Laut ExxonMobil werden Wind und Solar selbst im Jahr 
2040 kaum mehr als 10 % zur globalen Stromerzeugung 
beitragen. Es ist zweifelhaft, ob ein derart niedriger Anteil, 
der in Deutschland bereits 2015 mit 19 % weit über-
schritten wurde, für 2040 realistisch ist. Im Gegensatz 
dazu könnte die Entwicklung bei Kernenergie und Gas 
überschätzt worden sein. Zweifelhaft erscheint auch, ob 
der Beitrag von Strom im Transportsektor auf lediglich 
2 % begrenzt bleibt. Ein höherer Stromanteil wäre mit 
einem niedrigeren Beitrag von Mineralölprodukten ver-
bunden; gleichwohl bliebe Öl im Transportsektor unver-
ändert die dominierende Energiequelle.

BP Energy Outlook 2016 

Der jährliche Energy Outlook von BP, zuletzt im Februar 
2016 vorgelegt, basiert auf erwarteten Trends bezüglich 
Wirtschafts- und Bevölkerungswachstum sowie aus heu-
tiger Sicht absehbaren Entwicklungen in Politik und 
Technologie. Der Base Case, der im Zentrum der Analyse 
von BP steht, wird als der wahrscheinlichste Pfad bezüg-
lich der künftigen Energieversorgung klassifiziert. Ange-
sichts der bestehenden Unsicherheiten hat BP zusätzlich 
eine Reihe alternativer Zukunftspfade erarbeitet.

Im Base Case erwartet BP, dass die weltweite Bevölke-
rungszahl um 1,5 Milliarden auf nahezu 8,8 Milliarden 
bis 2035 zunimmt. Dabei steht Afrika für fast die Hälfte 
des Anstiegs der Weltbevölkerung. Ferner wird erwartet, 
dass sich die weltweite Wirtschaftsleistung im Zeitraum 
2014 bis 2035 mehr als verdoppelt. China und Indien 
repräsentieren die Hälfte des unterstellten globalen Wirt-
schaftswachstums.

Aufgrund der im Base Case getroffenen Annahmen 
nimmt der weltweite Primärenergieverbrauch bis 2035 
mit jährlichen Raten von 1,4 % und damit um 34 % im 
Vergleich zu 2014 zu. Das Wachstum des Energiever-
brauchs ist damit geringer als im Zeitraum 2000 bis 2014 
(+2,3 %/Jahr); außerdem entkoppeln sich Energiever-
brauch und Wirtschaftsleistung weiter sehr deutlich. Fos-
sile Energien bleiben die dominierende Quelle. Sie tragen 
60 % zur Deckung des Anstiegs des Energieverbrauchs 
bei und halten 2035 noch einen Anteil von 80 % am ge-

samten Primärenergieverbrauch – gegenüber 86 % im 
Jahr 2014. Es wird von einer zunehmenden Elektrifizie-
rung ausgegangen. Mehr als die Hälfte des Wachstums 
des Primärenergieverbrauchs erklärt sich durch den 
überproportional starken Anstieg der Stromerzeugung.

Entwicklung nach Energieträgern

Erdgas wächst unter allen fossilen Energieträgern am 
stärksten, und zwar um 1,8 % pro Jahr im Zeitraum 
2014 bis 2035. Damit steigt der Anteil von Erdgas am 
Primärenergieverbrauch um rund 2 Prozentpunkte an. 
Der Ölverbrauch nimmt mit 0,9 % pro Jahr halb so stark 
wie der Gasverbrauch zu. Diese Entwicklung ist verbun-
den mit einem Zuwachs im Ölverbrauch um 20 million 
barrel per day (mb/d) auf 112 mb/d im Jahr 2035. Nicht-
OPEC Staaten bringen etwa 11 mb/d dieser zusätzlich 
nachgefragten Mengen auf. Davon entfallen die größten 
Anteile auf US-Schieferöl, auf brasilianische Tiefsee-För-
derung und auf kanadische Ölsände. Für Kohle werden 
die geringsten Wachstumsperspektiven aufgezeigt. So 
bleibt der Verbrauchsanstieg bei diesem Energieträger 
auf 0,5 % begrenzt – gegenüber jährlichen Zuwachsra-
ten von nahezu 3 % während der vergangenen 20 Jahre. 
Damit verringert sich der Anteil von Kohle am Primär-
energieverbrauch um 5 Prozentpunkte auf knapp 25 % 
im Jahr 2035. Erdgas steigt zum zweitwichtigsten Ener-
gieträger auf und verdrängt Kohle in der Rangliste der 
wichtigsten Energieträger auf den dritten Platz. Öl bleibt 
auch 2035 wichtigster Primärenergieträger – trotz der 
Einbuße von drei Prozentpunkten im Vergleich zu 2014. 
Kernenergie legt mit 1,9 %/Jahr am stärksten unter allen 
konventionellen Energien zu. Der Beitrag der Wasserkraft 
erhöht sich mit jährlichen Raten von 1,8 %. Das größte 
Wachstum wird für die anderen erneuerbaren Energien, 
insbesondere Wind und Sonne, erwartet, und zwar um 
6,6 % pro Jahr. Ein wichtiger Treiber dieser Entwicklung 
sind fortgesetzte Kostensenkungen. So wird für Onshore 
Wind eine Kostenreduktion von 25 % und für Photovolta-
ik von 40 % für die nächsten 20 Jahre angenommen. 
Damit vergrößert sich der Anteil aller erneuerbaren Ener-
gien am Primärenergieverbrauch von 9,3 % im Jahr 
2014 auf 15,3 % im Jahr 2035.

Trends nach Weltregionen

Die EU bleibt führend in Bezug auf den Ausbau neuer 
erneuerbarer Energien, wie Wind und Solar. In absoluten 
Größen ist das Wachstum dieser erneuerbaren Energien 
in den USA allerdings größer als in der EU, in China er-
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folgt ein stärkerer Ausbau als in der EU und den USA 
zusammen.

Der deutliche Rückgang im Wachstum bei Kohle im Ver-
gleich zu den vergangenen Dekaden erklärt sich vor al-
lem durch die Entwicklung in China. Trotzdem bleibt 
China der weltweit größte Kohlemarkt mit einem Anteil 
von fast 50 % der gesamten weltweiten Kohleversorgung. 
Für die USA und OECD Europa wird ein Rückgang des 
Kohleverbrauchs um mehr als 50 % erwartet. Entschei-
dende Treiber sind laut BP die fallenden Kosten der er-
neuerbaren Energien und verschärfte Umwelt- und Kli-
mavorgaben.

Der größte Anteil des Nachfrageanstiegs bei Gas kommt 
von Entwicklungs- und Schwellenländern, wobei China 
und Indien für 30 % und der Mittlere Osten für mehr als 
20 % des Verbrauchsanstiegs verantwortlich sind.

Der Anstieg der Ölnachfrage wird hauptsächlich getrie-
ben von der Zunahme der weltweiten Fahrzeugflotte. BP 
erwartet, dass sich die weltweite Zahl der Fahrzeuge von 
heute 1,2 Milliarden auf 2,4 Milliarden im Jahr 2035 
verdoppelt. Der Verbrauchsanstieg wird durch fortgesetz-
te Effizienzverbesserungen der Fahrzeuge von 2-3 % pro 
Jahr gebremst – verglichen mit 1,5 % pro Jahr während 
der letzten Dekade.

Für Kernenergie ist China der stärkste Wachstumsmarkt. 
Demgegenüber wird für die EU und für Nordamerika mit 
einem Rückgang der Stromerzeugung auf Basis Kern-
energie gerechnet; der Ersatz alter vom Netz gehender 
Kernkraftwerke durch Neubauten wird aufgrund politi-
scher und ökonomischer Herausforderungen als be-
grenzt angesehen. Für Japan wird eine Wiederinbetrieb-
nahme von Kernkraftwerken in den nächsten fünf Jahren 
erwartet – mit der Folge, dass bis 2020 etwa 60 % des 
Stands von 2010 erreicht wird.

Fortgesetzter Aufwärtstrend bei CO2-Emissionen

Die CO2-Emissionen aus der Nutzung von Energie neh-
men bis 2035 weiter zu, und zwar mit jahresdurch-
schnittlichen Raten von 0,9 %. Dies ist zwar weniger als 
halb so viel wie die Zuwachsraten der vergangenen 20 
Jahre – begründet durch höhere Steigerungsraten bei 
der Energieeffizienz und einem wachsenden Anteil von 
CO2-ärmeren Energieträgern. 2035 sind sie gleichwohl 
um 20 % höher als 2014. Damit bewegen sich die CO2-
Emissionen – trotz klimapolitischer Maßnahmen – auf 
einem Pfad oberhalb des von Klimawissenschaftlern 
empfohlenen Niveaus (450 ppm). 

Vergleich mit der BP-Prognose  
von Januar 2015

Änderungen gegenüber dem letztjährigen Outlook beste-
hen insbesondere hinsichtlich der erwarteten Höhe des 
Energieverbrauchs und in Bezug auf den Energiemix. So 
wird der Primärenergieverbrauch im Jahr 2035 um 1 % 
geringer eingeschätzt als Anfang 2015. Besonders stark 
sind die Annahmen zur Höhe des künftigen Kohlever-
brauchs zurückgenommen worden. Es wird auch ein 
geringerer Gasverbrauch unterstellt, als noch vor einem 
Jahr erwartet worden war. Demgegenüber werden den 
erneuerbaren Energien bessere Wachstumsperspektiven 
eingeräumt. Ein entscheidender Faktor bei der Neube-
wertung der Kohle ist die Einschätzung der Entwicklung 
in China. So wird erwartet, dass der Primärenergiever-
brauch in China nur noch mit jahresdurchschnittlichen 
Raten von 2 % steigt – gegenüber 8 % pro Jahr im Zeit-
raum 2000 bis 2014 und die Wirtschaftsleistung nur 
noch mit durchschnittlich 5 % pro Jahr zunimmt. Dies 
wäre eine Halbierung im Vergleich zu dem seit 2000 rea-
lisierten Wirtschaftswachstum. Der Kohleverbrauch in 
China erhöht sich nur noch mit einer Rate von 0,2 % pro 
Jahr. Damit verringert sich der Kohleanteil am Primär-
energieverbrauch des Landes von zwei Drittel auf weni-
ger als die Hälfte im Jahr 2035. Neben den reduzierten 
Annahmen zum Wirtschaftswachstum wird dafür auch 
eine verschärfte Umweltpolitik als Ursache gesehen.

Bewertung

Bei einer Entwicklung, wie sie in der BP-Prognose aufge-
zeigt ist, würde das 2-Grad-Ziel voraussichtlich deutlich 
verfehlt. Dies belegt, dass der Ersatz von Kohle durch 
Erdgas, der in der BP-Prognose einen großen Raum ein-
nimmt, nicht zu einer hinreichenden Dämpfung der CO2-
Emissionen führt. Gleichzeitig wird erkennbar, dass die 

>In absoluten Größen ist das 
Wachstum dieser erneuerbaren 

Energien in den USA allerdings 
größer als in der EU, in China erfolgt 
ein stärkerer Ausbau als in der EU 
und den USA zusammen.
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breite Anwendung der Technologie der Abscheidung und 
Nutzung beziehungsweise Speicherung von CO2 (CC(U)S) 
unverzichtbar ist. Auf fossile Energien wird nämlich auch 
2035 noch der bei weitem größte Teil des Primärenergie-
verbrauchs entfallen, selbst wenn man davon ausgeht, 
dass BP die Dynamik bei den erneuerbaren Energien er-
neut deutlich unterschätzt haben könnte.

Fazit zur weltweiten Energieversorgung

•	 In allen in den Vergleich einbezogenen Szenarien und 
Prognosen wird von einem künftig weiter steigenden 
Primärenergieverbrauch ausgegangen. So rechnet die 
IEA im New Policies Scenario mit einem globalen 
Wachstum des Primärenergieverbrauchs von 1,0 % 
pro Jahr im Zeitraum 2013 bis 2040. ExxonMobil 
weist für die Periode 2014 bis 2040 eine jahresdurch-
schnittliche Zuwachsrate von 0,9 % aus. Die BP-Pro-
gnose ist auf den Zeithorizont 2035 begrenzt und hat 
für diesen Zeitabschnitt – ab dem Jahr 2014 gerech-
net – ein jahresdurchschnittliches Wachstum von 
1,4 % ermittelt. 

•	 Bezüglich der Stromerzeugung gehen sowohl die IEA 
als auch ExxonMobil von doppelt so starken Wachs-
tumsperspektiven aus, konkret von 2,0 % pro Jahr 
(IEA) bzw. 1,9 % pro Jahr (ExxonMobil) – jeweils bis 
2040. BP nennt keine vergleichbaren Zahlen zur 
Stromerzeugung.

•	 Entscheidende Treiber für die Entwicklung von Pri-
märenergieverbrauch und Stromerzeugung sind das 
Bevölkerungswachstum und die erwartete Verdoppe-
lung der Wirtschaftsleistung innerhalb der kommen-
den 25 Jahre.

•	 Der Anstieg des Energieverbrauchs ist fast ausschließ-
lich auf die Entwicklungs- und Schwellenländer kon-
zentriert.

•	 Die Energieeffizienz verbessert sich deutlich. Dies 
kommt in einem stark sinkenden Energieverbrauch 
pro Einheit GDP zum Ausdruck.

•	 Fossile Energien bleiben bis 2050 die wichtigste Basis 
für die Energieversorgung. Ihr absoluter Beitrag zur 
Deckung des Energiebedarfs wird zunehmen. Der An-
teil von Kohle, Erdöl und Erdgas am Primärenergiever-
brauch liegt auch in Szenarien, die eine sehr ambitio-
nierte Klimapolitik unterstellen, langfristig deutlich 
über 60 %.

•	 Erneuerbare Energien verzeichnen die stärksten 
Wachstumsraten unter allen Energiequellen. Dennoch 
bleibt ihr Anteil an der Deckung des Primärenergiever-
brauchs noch auf Jahrzehnte unterhalb von 30 %.

•	 Der Strombedarf wächst stärker als der gesamte Pri-
märenergieverbrauch. In diesem Sektor wird auch das 
größte Entwicklungspotenzial für die erneuerbaren 
Energien gesehen.

•	 Die Perspektiven der Kernenergie werden gemäß dem 
überwiegenden Teil der Szenarien und Prognosen ver-
halten eingeschätzt. Der künftige Beitrag der Kern-
energie zur Deckung des Primärenergieverbrauchs 
wird zwischen 5 bis 6 % entsprechend dem heutigen 
Anteil und maximal 10 % gesehen, wobei ein Anteil 
nahe der 10 %-Marke als eher unwahrscheinlich ein-
zustufen ist.

•	 Der Verbrauch an Kohle nimmt in den meisten Szena-
rien in absoluten Größen in den unmittelbar bevorste-
henden Jahrzehnten zu. Die langfristigen Perspekti-
ven der Kohle sind unmittelbar verknüpft mit der Fra-
ge, ob es einen Durchbruch bei der CCS-Technologie 
gibt.

•	 Die globalen CO2-Emissionen erhöhen sich gemäß 
den vorgelegten Szenarien und Prognosen durchgän-
gig – abgesehen vom Zielszenario 450 der IEA – zu-
mindest in den nächsten zehn Jahren noch weiter, 
bevor eine Trendwende erreichbar erscheint.

Im Oktober 2016 wird der World Energy Council im Rah-
men der Weltenergiekonferenz in Istanbul eine Neuaufla-
ge der zuletzt im Oktober 2013 veröffentlichten Studie 
„World Energy Scenarios“ vorstellen – mit Perspektiven 
zur Weltenergieversorgung bis 2060.
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Die Klimavereinbarung von Paris ist ein wesentlicher Schritt zur Stärkung des globalen Klimaschutzes. Das Zwei-Grad-Ziel 
wurde bekräftigt, ebenso wurde die Anpassung an den Klimawandel als Thema stärker berücksichtigt. Nun steht die Umset­
zung der Vereinbarung an, was vor allem zu nationalen bzw. regionalen Diskussionen führen wird.

Die Verhandlungsergebnisse bei der UN-Klimakonferenz 
„Conference of the Parties“ (COP 21), die vom 30. No-
vember bis zum 12. Dezember 2015 in Paris stattfand, 
wurden mit großer Erleichterung aufgenommen. Immer-
hin gibt es nun seit dem Kyoto-Protokoll von 1997 wieder 
den Entwurf eines global gültigen Klimaschutzabkom-
mens. Dabei wurde das Kyoto-Protokoll inhaltlich weiter-
entwickelt, da nun ein völkerrechtlich verbindliches Ab-
kommen existiert, das Verpflichtungen für alle 195 Staa-
ten enthält, ohne die Länder in einzelnen Klassen aufzu-
teilen.

Die wichtigsten Ergebnisse der COP 21

Der Pariser Klimagipfel hat zwei fundamentale Ergebnis-
se hervorgebracht: 

1. Alle knapp 200 Verhandlungsstaaten haben sich erst-
mals in einem Abkommen geeinigt, die Erderwärmung 
auf maximal 2 °C, möglichst aber sogar auf 1.5 °C zu 
begrenzen. 

2. Gleichzeitig wurde ein Langfrist-Ziel vereinbart: dass in 
der zweiten Hälfte des 21. Jahrhunderts (zwischen 2050 
und 2100) sogenannte „Treibhausgas-Neutralität“ er-
reicht werden muss. In diesem Zeitrahmen darf global 
nur mehr so viel Treibhausgase emittiert werden, wie 
gleichzeitig gebunden werden – u. a. durch Aufforstun-
gen, CCS, etc.

Das globale Ziel soll dabei durch Klimaschutz- Zusagen 
der Länder – sogenannte INDCs1 – erfolgen. Mit einer 
detaillierten Liste von Maßnahmen, zeitlicher Umsetzung 
und Methoden sollen die Länder dabei ihren Weg zu ge-
ringeren Treibhausgasemissionen skizzieren. Die INDCs 
sollen alle fünf Jahre weiterentwickelt werden und dabei 
zunehmend ehrgeizigere Ziele aufweisen. Die erste Run-
de für die Nachfolge-INDCs ist für 2018 geplant.

Die Umsetzung steht und fällt mit der Finanzierung: Ne-
ben Minderungsmaßnahmen sollen verstärkt auch An-
passungsmaßnahmen in armen Ländern gefördert wer-
den, flankiert von technischen Hilfen. Der Green Climate 
Fund (GCF) soll bis 2025 jährlich 100 Mrd. USD bereit-

1	 INDC ist die Abkürzung für „Intended Nationally Determined Contri-
bution“. Bislang wurden 189 INDCs abgegeben (Stand 5. Februar 
2016), darunter auch die zehn größten CO2-Emittenten.

stellen. Allerdings genügen die bisherigen Zusagen für 
die Finanzierung des GCF nur teilweise. Die bisherigen 
Investitionen des GCF betrafen acht Projekte mit einem 
Volumen von 168 Millionen USD. Das Klimaabkommen 
trifft erwartungsgemäß keine Aussagen zu Haftungsüber-
nahmen für Klimaschäden.

Zudem sollen alle Länder ihre Treibhausgasemissionen 
mit einem einheitlichen System überwachen. 

Bewertung des Klimaabkommens

Skeptiker sehen in der Vertragsstruktur eine Schwach-
stelle: Die Verpflichtungen der Länder über die INDCs 
sind zwar völkerrechtlich verbindliche freiwillige Selbst-
verpflichtungen – jedoch ohne Sanktionen. Europäische 
Erfahrungen mit dem Stabilitäts- und Wachstumspakt 
oder globale Erfahrungen mit den G20-Zielen von Pitts-
burgh zeigen, dass Verfehlung derartiger Abmachungen 
nicht mit einem nachhaltigen Vertrauensverlust einher-
geht – sondern sehr schnell vergessen und vergeben 
wird. Zudem reichen die INDC-Zusagen nach ersten Be-
rechnungen nicht aus, um das 2-Grad-Ziel zu erreichen, 
d. h. hier sind weitere Verpflichtungen seitens der Staaten 
notwendig. Einige INDCs werden auch unterschiedlich 
bewertet: Brasilien verpflichtete sich als erstes Entwick-
lungsland zu einem absoluten Emissionsziel und will bis 
2025 37 % weniger als im Jahr 2005 ausstoßen. Einige 
Umweltorganisationen kritisierten, dass Brasilien damit 
aber dennoch in den nächsten Jahren einen Anstieg von 
Emissionen in Kauf nähme, da die Emissionen im Jahr 
2012 bereits um 41 % unterhalb 2005 lagen.

Kritiker weisen zudem darauf hin, dass in den Beschlüs-
sen von Paris keine konkreten Ideen zu finden seien, in-
wieweit marktwirtschaftliche Steuerungsinstrumente zur 
kosteneffizienten Zielerreichung eingesetzt werden kön-
nen. Das ist umso erstaunlicher, als z. B. mit der EU, 
Regionen in China und in den USA bereits eine ganze 
Reihe von Erfahrungen mit Emissionshandelssystemen 
gemacht wurden. Zudem ist ein global einheitlicher Wert 
für Emissionen notwendig, um Wettbewerbsverzerrungen 
für Industriebetriebe zu begrenzen.

Kritisch gesehen wird auch die Formulierung „so schnell 
wie möglich“ für den Zeitpunkt, ab wann die globalen 
Treibhausgasemissionen sinken sollen.

2.3	 Klimaverhandlungen COP 21 in Paris 
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Eine positivere Sichtweise sieht in den INDCs einen ge-
lungenen ersten Schritt, dass sich alle Länder Gedanken 
um ihre Treibhausgasemissionen gemacht haben – und 
wie sie die bis wann mit welchen Mitteln vermeiden kön-
nen. Alleine das Wissen um diese Möglichkeiten wird 
dann auch dazu führen, dass vieles realisiert wird.

Zudem strahlen die Ergebnisse von Paris auch auf ande-
re internationale Gremien aus und können diese unter-
stützen. Der G20-Stabilitätsrat will z. B. Kriterien zur Be-
wertung von Klimarisiken unter Leitung von Michael 
Bloomberg entwickeln. Ein weiteres Beispiel ist die ge-
meinsame Erklärung der USA und Chinas zum Klima-
wandel, welche bereits vor der COP21 verkündet wurde.

Bereits zum Auftakt der COP21-Gespräche haben der 
französische Premier Hollande und der indische Minis-
terpräsident Modi eine internationale Solarallianz vorge-
stellt. Damit soll der weitere Ausbau der Solarenergie vor 
allem in Entwicklungsländern vorangebracht werden. In-
dien will bis 2022 eine gesamte PV-Leistung von 100 GW 
erreichen. Ebenfalls zu Beginn der Gespräche stellte sich 
die „Breakthrough Energy Coalition“ vor – mit 25 Investo-
ren aus 10 Ländern, darunter Bill Gates, Richard Bran-

>Skeptiker sehen in der 
Vertragsstruktur eine 

Schwachstelle: Die Verpflichtungen 
der Länder über die INDCs sind 
zwar völkerrechtlich verbindliche 
freiwillige Selbstverpflichtungen – 
jedoch ohne Sanktionen.

Abbildung 2.10: Die 15 größten CO2-Emittenten im Jahr 2014
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Im Vergleich zum Vorjahr gab es bei der Reihenfolge nur eine Änderung: Mexiko überholte das Vereinigte Königreich. Die 15 größten CO2-Emittenten 
haben dabei einen Anteil von etwas mehr als 75 % an den globalen CO2-Emissionen.

Quelle: BP Statistical Review of World Energy 2015
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son, Jeff Bezos und Mark Zuckerberg. Die Gruppe möch-
te vor allem in Technologien investieren, die noch sehr 
am Anfang der Lernkurve stehen, dabei aber viele Berei-
che abdecken z. B. Stromerzeugung und -speicher, 
Transport und Landwirtschaft.

Für die Realisierung der INDCs ist die nationale Gesetz-
gebung entscheidend. Hierbei hatte es im Februar in den 
USA ein aufsehenerregendes Urteil des Obersten Ge-
richtshofes gegeben: Die Richter stoppten die Umset-
zung des Clean Power Plans, ein zentraler Bestandteil 
von Obamas Klimaagenda. Damit ist das Regelwerk zur 
Vermeidung von Treibhausgasen zunächst ausgesetzt, 
um offene rechtliche Fragen zu klären. Eine freiwillige 
Zusammenarbeit zwischen der US-Umweltbehörde EPA 
und Bundesstaaten ist möglich, wird aber typischerweise 
nicht von den US-Bundesstaaten mit großer Emissions-
fracht angestrebt.

Für den Weltenergierat ist die Botschaft der COP 21, dass 
der Energiesektor die am besten geeignete Technologie 
einsetzen, Innovationen vorantreiben und anwenden 
muss. Zwar wurde in Paris kein globales Preissystem für 
Emissionen etabliert, aber die Zielvorgabe über die INDCs 
gibt zumindest eine Idee, wo der Preis in etwa liegen 
könnte. Energieunternehmen sind daher zunehmend ge-
zwungen, auf neue klimafreundlichere Lösungen zu set-
zen, um sowohl im Wettbewerb bestehen zu können als 
auch nationale Akzeptanz für ihr Geschäftsmodell zu er-
halten. 

Die Entwicklung der CO2-Emissionen weltweit

Von den fünfzehn größten CO2-Emittentenländern schaff-
ten es seit 1990 nur drei, ihre CO2-Emissionen zu sen-
ken: Russland (-990 Mio. t), Deutschland (-240 Mio. t) 
und das Vereinigte Königreich (-152 Mio. t). Global nah-
men die Emissionen seit 1990 jedoch um etwas mehr als 
11.000 Mio. t zu, d. h. um knapp 50 %.

>Für den Weltenergierat ist die 
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2.4	 Perspektiven für die Stromversorgung Afrikas

Südlich der Sahara haben rund 290 von 915 Millionen Menschen Zugang zu Elektrizität und die Gesamtanzahl der Men­
schen ohne Zugang steigt. Trotzdem lässt sich eine umfassende Entwicklung ablesen: von 2000 bis 2012 ist die Strompro­
duktion in Afrika absolut um etwa 65 % gestiegen. Die jüngeren Szenarien beschreiben verhalten optimistische Perspekti­
ven, vorausgesetzt die Etablierung entwicklungsorientierter politischer Rahmenbedingungen und ein erfolgreicher Techno­
logietransfer gelingen. 

Aktuelle Situation des afrikanischen 
Stromsektors

„Zwar sieht die Lage in den verschiedenen Regionen 
unterschiedlich aus, aber in den afrikanischen Ländern 
südlich der Sahara haben nur insgesamt 290 von 915 
Millionen Menschen Zugang zu Elektrizität und die Ge-
samtanzahl der Menschen ohne Zugang steigt… Der 
gravierende Mangel an grundlegender Elektrizitätsinfra-
struktur untergräbt derzeit sämtliche Bemühungen, eine 
schnellere soziale und wirtschaftliche Entwicklung zu er-
zielen. Die Minderheit, die heute über einen Netzan-
schluss verfügt, hat mit einer unzuverlässigen Stromver-
sorgung zu kämpfen. Deshalb besteht vielerorts … die 
Notwendigkeit, kostspielige Notstromgeneratoren mit 
Diesel oder Benzin zu betreiben. In vielen Fällen gehören 
die Stromtarife zu den teuersten der Welt und mit Aus-
nahme Südafrikas sind die Leitungsverluste aufgrund 
von schlecht gewarteten Übertragungs- und Verteilungs-
netzen doppelt so hoch wie im weltweiten Durchschnitt. 
Langsam wird die Effizienz durch Reformprogramme er-
höht und auch von Privatinvestoren neues Kapital in die 
Region gebracht….“ 

Wer diese Zeilen der Zusammenfassung über den aktuel-
len Stand der Stromwirtschaft südlich der Sahara aus der 
Studie der Internationalen Energieagentur (IEA) von 2014 
„A Focus on Energy Prospects in Sub-Saharan Africa“ 2 
liest, fragt sich unwillkürlich, was sich in der Region seit 
Jahrzehnten eigentlich geändert hat, da er vermutet, 
dass eine fast gleichlautende Beschreibung (mit anderen 

2	 International Energy Agency (IEA), A FOCUS ON ENERGY PROS-
PECTS IN SUB-SAHARAN AFRICA World Energy Outlook Special 
Report, OECD/IEA Paris 2014 

absoluten Zahlen) auch vor mehreren Jahrzehnten zu-
treffend gewesen wäre. 

Bei tieferer Befassung muss der pauschale Eindruck re-
vidiert werden. Von 2000 bis 2012 ist die Stromprodukti-
on in Afrika trotz diverser Krisen absolut um etwa 65 % 
gestiegen, südlich der Sahara um ca. 43 %, was aller-
dings eine Stagnation der Erzeugung pro Kopf der Bevöl-
kerung bedeutet. 

In einigen Ländern West- und Ost-Afrikas wurde die Er-
zeugung, von einer sehr niedrigen Basis, mehr als ver-
doppelt, während sie im südlichen Afrika, wo der Pro-
Kopf-Verbrauch schon vorher deutlich höher lag, nur 
noch um knapp 30 % gesteigert werden konnte. 

Die Betrachtung einzelner Länder und Perioden3 würde 
zeigen, dass die quantitative Situation und Dynamik des 
Stromsektors sehr divers ist und auch im Zeitablauf in 
den einzelnen Ländern stark schwankt. Dieses Muster ist 
auch in Bezug auf die Qualität der Versorgung erkennbar. 
Die Mangelsituation wird im Zeitablauf im Durchschnitt 
kaum verbessert. Den Verbesserungen in einigen Län-
dern und Perioden stehen Verschlechterungen in ande-
ren gegenüber. Dies bestärkt wiederum das generelle 
Bild der chronischen Defizite in der Qualität, jetzt aller-
dings auf einem quantitativ höheren Niveau als früher. 

Gemeinsame Herausforderungen in der 
afrikanischen Stromversorgung 

Aus Sicht der afrikanischen Länder besteht daher die 
Herausforderung allgemein formuliert darin, die doppelte 
Mangelsituation – (a) kein Zugang und (b) unzuverlässi-
ge Versorgung, wo Zugang besteht – zu beseitigen und 
gleichzeitig (c) die aufgrund der angestrebten wirtschaft-
lichen Entwicklung und sozialer Verbesserungen steigen-
de Stromnachfrage zu bedienen, und dies bei sich fun-
damental ändernden Randbedingungen (Klimaschutz-
politik, Klimawandel, Energiepreise, Technologiekosten 
u. a.m.). 

3	 Möglich ist das für einige Länder anhand der Daten-Basis der Welt-
bank anhand des Indikators: Electricity Consumption per Capita 
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Die spezifischen Herausforderungen für die Länder sind 
angesichts des unterschiedlichen Stands der Versor-
gung, der technologischen Fähigkeiten und Dynamik, 
der energetischen Ressourcen, des Zustands der Institu-
tionen und der wirtschaftlichen und politischen Charak-
teristika sehr unterschiedlich. Naturräumliche und ande-
re Gemeinsamkeiten, sowie die Nähe und Optionen zur 
Zusammenarbeit, erlauben die zusammengefasste Be-
trachtung der Regionen Nord-, West-, Zentral-, Ost- und 
südliches Afrika, auch wenn innerhalb der Regionen so 
extreme Unterschiede wie zwischen der Republik Süd-
Afrika mit einer Stromerzeugung von ca. 4400 kWh/a 
und Tansania mit ca. 100 kWh/a pro Einwohner im Jahre 
2012 bestehen können. 

Langrist-Referenzszenarien für die  
Regionen Afrikas

In jüngerer Vergangenheit wurden neue Energie-Lang-
fristszenarien für Afrika vorgelegt, für den Energiesektor 
insgesamt von der IEA und von einer Gruppe um Green-
peace4 oder auch speziell für den Stromsektor von 
McKinsey5. Der Vergleich der Haupt- bzw. Referenzsze-
narien dieser Studien zeigt, welche Entwicklung für den 
Kontinent erwartet wird, wobei eine eher positive wirt-
schaftliche, soziale und politische Entwicklungserwar-
tung unterstellt wird. 

Nahezu übereinstimmend beschreiben die Referenzsze-
narien eine Vervierfachung der Erzeugung in dreißig Jah-
ren bis 2040. Das bedeutet eine Verbesserung des allge-
meinen Versorgungsgrades (Elektrifizierung) und auch 
eine Verbesserung der Qualität der Versorgung wie auch 
eine Verdoppelung des Stromverbrauchs pro Kopf. 

Die Betrachtung nach Regionen und Energieträgern zeigt 
das bis 2040 weiterbestehende sehr unterschiedliche 
Gewicht der Regionen sowie die regional recht unter-
schiedlichen Technologie-Schwerpunkte in der Erzeu-
gungsstruktur. Nord- und das südliche Afrika sollen ge-
mäß IEA jeweils einen Jahresverbrauch von um die 
700 TWh (674 bzw. 725; pro Kopf um die 1.720 bzw. 
2.140 kWh) erreichen, Westafrika 473 TWh (pro Kopf 
etwa 700 kWh), Ostafrika 230 TWh (pro Kopf etwa 

4	 Teske, S. et al.: Energy [R]evolution, A sustainable World Energy Out-
look 2015, Greenpeace International, GWEC, Solar Power Europe, 
September 2015, http://issuu.com/greenpeaceinternational/docs/
energy-revolution-2015-full-hr/1?e=2537715/30188730 

5	 Castellano, A. et al.: Brighter Africa, The growth potential of the sub-
Saharan electricity sector February 2015 Mc Kinsey & Company, ht-
tp://www.mckinsey.com/insights/energy_resources_materials/powe-
ring_africa 

510  kWh) und Zentralafrika 114 TWh (pro Kopf etwa 
420 kWh). 

In allen Referenzszenarien bleiben die fossilen Energien 
vorherrschend, mit 63 bis 75 % Anteil an der Erzeugung. 
Demnach würde die Kohle eine absolut starke Rolle be-
halten mit Eintritt in die Erzeugung in West- und Ostafrika 
und mehr Erzeugung in Nord- und Südafrika, aber antei-
lig eine deutlich geringere Rolle als heute. Erdgas wird 
eine größere Rolle als Kohle zugewiesen mit knapp 40 % 
bei IEA und Greenpeace und über 51 % bei McKinsey, 
besonders in Nordafrika und Westafrika, aber auch im 
südlichen Afrika. Mineralöl bleibt bei allen in der heuti-
gen niedrigen Größenordnung. 

Alle Referenzszenarien offenbaren eine große Skepsis 
gegenüber der Kernenergieentwicklung in Afrika. Hinge-
gen wird ein hoher (Greenpeace und McKinsey) bis sehr 
hoher (IEA) Zuwachs bei der Wasserkraft angesetzt und 
das in allen Regionen außer Nordafrika. 

Von aktuell unter 1 % wachsend auf maximal 15 % Anteil 
wird die Erzeugung aus erneuerbarer Energie (ohne Was-
ser) erwartet. Dabei sehen IEA und Greenpeace eine 
wachsende Bedeutung der Bioenergie wie auch der Geo-
thermie (in Ostafrika bis südliches Afrika). Was Solar-
energie betrifft, sieht McKinsey bereits im Referenzsze-
nario einen beträchtlicheren Beitrag der Photovoltaik als 
die beiden anderen, ist hingegen vorsichtiger, was den 
Beitrag von Windenergie und solarthermischer Stromer-
zeugung betrifft. 

Recht unterschiedlich werden die mit den Referenzsze-
narien verbundenen Investitionen geschätzt. IEA setzt 
über 1.200 Mrd. USD(2013) bis 2040 in Afrika südlich 
der Sahara an, je etwa zur Hälfte in Erzeugung und Net-
ze. McKinsey bleibt mit knapp 800 Mrd. USD deutlich 
dahinter zurück, mit auffallend wenigen 300 Mrd. Inves-
titionen in Netze. Greenpeace gibt nur eine Zahl für die 
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Abbildung 2.11: Stromerzeugung in Afrika nach Energieträgern, in TWh; Ist-2012, Referenz und 
Alternativszenarien 2040
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Abbildung 2.12: Stromerzeugung nach Energieträgern und Regionen in Afrika 2040 gemäß IEA New 
Policies Scenario, in TWh
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Stromerzeugung in ganz Afrika einschließlich Nordafrika 
an, die mit knapp 800 Milliarden USD den ca. 600 (IEA) 
bzw. ca. 500 (Greenpeace) Mrd. USD (jeweils nur für 
Afrika südlich der Sahara) nicht entgegensteht. 

Die Treibhausgasemissionen steigen in allen Referenz-
szenarien unterproportional zur Stromerzeugung, je nach 
Rolle der Fossilen auf mehr (McKinsey) oder weniger als 
das Doppelte (bei IEA und Greenpeace). 

Alternative Szenarien und relevante 
Einflussfaktoren

Wie auch die Alternativszenarien von IEA und Green-
peace verdeutlichen und die Variantendiskussion von 
McKinsey bezeugt, ist es möglich, dass der Stromsektor 
in Afrika eine deutlich andere Entwicklung nimmt. 

IEA entwirft ein den Stromsektor betreffendes optimisti-
sches Szenario ‚African Century‘ mit einer besseren Re-
gierungsführung und einem besseren Sektor-Manage-
ment, einschließlich einer entwicklungsorientierten effek-
tiveren Nutzung der Öl- und Gaseinnahmen, bei dem 
weitere 450 Mrd. USD im Stromsektor investiert werden, 
die Lieferausfälle halbiert und allgemeine Versorgung zu-
mindest in urbanen Gebieten erreicht wird, und bei dem 
eine vertiefte grenzüberschreitende regionale Zusam-
menarbeit und Integration zu mehr Stromaustausch 
führt, unter Nutzung großtechnischer Erzeugung und 
Übertragung. 

Die Greenpeace Gruppe entwickelt ganz andere Szenari-
en mit einem radikalem Umbau der Stromerzeugung 
(plus Energie-Effizienz) zugunsten breiter Anwendung 
erneuerbarer Energien (mit sehr viel Wind-, Solarthermie 
und auch Photovoltaik-Kapazität, aber auch Geothermie, 
Bio- und Meeresenergie). Die Erzeugungs-Investitionen 
würden im Vergleich zum Referenzszenario noch einmal 
mindestens vervierfacht, wobei die Stromerzeugungskos-
ten wegen der vermiedenen Brennstoffkosten im Durch-
schnitt sinken sollen. 

Wie die IEA diskutiert McKinsey eine stärkere regionale 
Systemintegration mit Zusatzinvestitionen, die nach Maß-
gabe seines regionalen Stromerzeugungsmodells Kosten-
senkungen ergibt. Einen beschleunigten emissionssen-
kenden Ausbau erneuerbarer Energien sieht McKinsey 
nur mit empfindlichen Kostenerhöhungen möglich, hin-
gegen große Chancen in Gestalt einer massiven Erdgas-
entwicklung. Dezentrale Konzepte mit Mini-Grid und Off-
Grid Versorgung, die von IEA schon im Referenzszenario 
gewürdigt werden, betrachtet McKinsey als vernachläs-
sigbare Quantität. 

Es gibt somit kritische Faktorenkomplexe auch über die 
in den o.g. Szenarien berücksichtigten hinaus, die in die 
eine oder andere Richtung wirken können. Beispielswei-
se haben sich seit Erstellung der Szenarien Niedrig-Preis-
Tendenzen in den globalen Energie-Märkten verfestigt, 
die nicht in den Szenario-Annahmen vorgesehen waren 
und die zumindest mittelfristig anhalten können. Fort-
dauernde Überangebote mit niedrigen Preisen in den 
Öl- und Gasmärkten würden entgegen den Erwartungen 
die Produktionsentwicklung in alten und neuen afrikani-
schen Öl- oder Gasförderländern auch mittelfristig ver-
langsamen sowie die Einnahmen und das Wachstum 
dämpfen. In Ölimport-Ländern allerdings bliebe die 
Außenhandelsbilanz entlastet. Ähnliche Wirkungen hät-
ten krisenhafte Konjunkturen an den Rohstoffmärkten 
und damit ein nachlassendes Interesse Chinas als Inves-
tor in afrikanische Infrastrukturprojekte.

Die Perspektiven für die Stromversorgung Afrikas sind in 
zweifacher Hinsicht von dem Thema „Klimawandel“ be-
einflusst. Mit der COP 16 der UNFCCC in Paris 2015 gibt 
es veränderte Erwartungen in der globalen Klimaschutz-
politik. So reduzieren Entwicklungs- und Geschäftsban-
ken treibhausgasemissionsintensive Projektfinanzierun-
gen. Für kohlenstoffarme Projekte, namentlich erneuer-
bare Energien, stehen hingegen aus Klimaschutzmitteln 
und gehebelter Privatfinanzierung erhöhte Volumina zur 
Verfügung, zu gemindertem Risiko und anderen verbes-
serten Konditionen. Zweitens wird Energieinfrastruktur 
von den zunehmenden Wetterextremen tangiert; beson-
ders Wasserkraftwerke können nicht wie geplant genutzt 
werden. Dies erfordert Anpassungsfinanzierung.

Die Technologieentwicklung eröffnet günstigenfalls neue 
Optionen auch für Afrika. Kostenentwicklungen bei neu-
en Energietechnologien können die Wettbewerbsfähigkeit 
fundamental ändern; das gilt insbesondere für die solare 
Stromerzeugung und Speichertechnologien, speziell für 
die Solare CSP-Technologie mit mehrstündigem Wärme-
speicher, um die Wertigkeit des Stroms in Spitzenlastzei-
ten zu steigern. Die tiefgreifenden Folgen der neuen In-
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formations- und Kommunikationstechnologien (IKT) für 
die Strukturen und Organisation des Stromsektors erfas-
sen früher oder später auch die Länder Afrikas.6 Im Zu-
sammenhang mit Inselnetzen (Mini- oder Micro-Grids) 
auf der Basis von kleineren Anlagen können sie eine 
größere Bedeutung in der peri-urbanen und der ländli-
chen Elektrifizierung erhalten sowie in der bottom-up-
Netzintegration und auch einen Beitrag zur Stabilisierung 
der Versorgung leisten. Die neuen IKT erlauben völlig 
andere Konzepte bei individuellen PV-Systemen („Pay-
as-you-go“), die in einigen Ländern bereits populäre Ge-
schäftsmodelle erlaubt haben.7 Dezentrale PV-Anlagen 
werden in vielen Orten Afrikas bei Haushalten und Ge-
werbe bereits jetzt zunehmend populär, auch wo es keine 
net-metering Option gibt, auch als Anlage einer relativ 
gesicherten Versorgung, an Stelle von Diesel Notstromag-
gregaten. 

Die genannten externen Faktoren (Energiepreise, Klima-
politik und Kostenentwicklung der Technologien) beein-
flussen die Entwicklung in Afrika direkt, aber auch indi-
rekt über die von ihnen ausgelösten internen ökonomi-
schen Antriebskräfte und Verschiebungen der politischen 
Kräfte-Verhältnisse. Die Folgen für Wirtschaft und Strom-
sektor können für speziell betroffene Länder in ihrer 
Richtung gedeutet werden, sind aber in Intensität und 
Umfang und zeitlichen Zyklen ungewiss, zumal sie durch 
die internen Faktoren und Politiken in der Wirkung be-
stärkt oder konterkariert werden können. 

6	 Vgl. Suding, P. et al. , Profound Change in the Power Sector – Drivers, 
Impacts, Responses and Institutional Development – What it holds for 
Emerging and Developing Countries and how International Cooperati-
on should prepare for it , GIZ Discussion paper, Eschborn (in Vorbe-
reitung 2016)

7	 Vgl. o.V. What the world can learn from Africa in World Energy Focus 
#18, December 2015, pp.3; http://worldenergyfocus.org/wp-content/
uploads/2015/12/EP_WEF_2015_18_MR01.pdf

Rahmenbedingungen für die zukünftige 
Stromversorgung

Bei allen Stromtechnologien ist Afrika mit der Problema-
tik konfrontiert, die Anlagen zum weitaus größten Teil 
importieren zu müssen, was bei Schwäche der Währung 
und einem niedrigen internen Preisniveau noch schwer-
wiegender wird. 

Daher sind die Bemühungen sehr wichtig für die Er-
schwinglichkeit als auch für die interne Produktions- und 
Beschäftigungsentwicklung, Anlagen bzw. Komponenten 
lokal herstellen und errichten zu können sowie Ingenieur- 
und andere Serviceleistungen lokal bereitzustellen. Die 
Erschwinglichkeit wird allerdings auch durch den Bezug 
von Anlagen und Leistungen aus Ländern mit vergleichs-
weise niedrigem Kostenniveau z. B. aus Indien, China, 
Brasilien oder anderen afrikanischen Ländern verbes-
sert. Technologietransfer ist wesentlicher Bestandteil. 

Unter den internen Faktoren spielt die allgemeine wie 
auch sektorale ‚Governance‘ eine große Rolle, die we-
sentlich den Ausbau und die Qualität des Stromangebots 
mitbestimmen. Wird es zu einer Stärkung der entwick-
lungsorientierten gegenüber den ausbeutungsorientier-
ten Kräften kommen? Fortschritte in einigen Ländern 
auch im effektiven Sektor Management geben Anlass zu 
Erwartungen in Bezug auf Senkung von technischen und 
nicht-technischen Verlusten, erhöhte Wirtschaftlichkeit, 
verbesserte Investitionsfähigkeit und -bedingungen. Dem 
stehen aber nach wie vor geringe effektive Fortschritte in 
anderen Ländern und Rückschläge gegenüber. Und die 
Behinderung von Infrastrukturentwicklung und ihres Be-
triebs aufgrund bewaffneter Auseinandersetzungen ist 
nicht gebannt.
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3.1	 Zahlen & Fakten

Die Energiemärkte und insbesondere der Stromsektor befinden sich in der EU-28 im Umbruch. Nach einer langen Phase 
konstanten Wachstums im Verbrauch über mehrere Dekaden zeigen die Verbräuche in den vergangenen Jahren einen stag­
nierenden Trend. Zudem hat sich der Energiemix in den vergangenen Jahren deutlich hin zu erneuerbaren Energien verscho­
ben und damit maßgeblich zu der Reduktion der CO2-Emissionen beigetragen. 

Wirtschaftliche Rahmenbedingungen

Die Wirtschaft in der Europäischen Union konnte auch in 
2015 ihr Wachstum fortsetzen. Das Bruttosozialprodukt 
(BSP) nahm 2015 in der EU-28 real um 1,8 % im Ver-
gleich zum Vorjahr zu. Oberhalb dieses EU-weit erzielten 
Durchschnitts rangierten die Länder Spanien, Polen und 
Schweden mit einem Wachstum von mehr als von 3 % 
und Großbritannien mit über 2 %. In Deutschland erhöh-
te sich die Wirtschaftsleistung um 1,7 %. Dank einer 
fortgesetzten Verbesserung in der Energieintensität konn-
te trotz des Wirtschaftswachstums der Primärenergiever-
brauch weiter reduziert werden. Neben Energieeffizienz-
maßnahmen trug aber auch das milde Winterwetter zu 
der Reduzierung bei.

Primärenergieverbrauch sinkt kontinuierlich

Der Primärenergieverbrauch in der EU-28 betrug nach 
ersten Schätzungen in 2015 ca. 1590 Mtoe. Dies bedeu-
tet einen Rückgang von fast 1 % gegenüber dem Vorjah-
resniveau. Damit reduzierte sich der Verbrauch kontinu-
ierlich seit dem zwischenzeitlichen Rekordwert in 2010 
nach der Erholung von der Eurokrise. Der rückläufige 

>Dank einer fortgesetzten 
Verbesserung in der 

Energieintensität konnte trotz 
des Wirtschaftswachstums der 
Primärenergieverbrauch weiter 
reduziert werden.

3.	Energie in der Europäischen Union

Abbildung 3.1: Primärenergieverbrauch, EU-28, 2008-2015 in Mtoe
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Energieverbrauch resultierte teils aus dem sehr milden 
Winterwetter am Ende des Jahres, durch das der höhere 
Verbrauch zu Beginn des Jahres aufgrund tieferer Tem-
peraturen als im Vorjahr mehr als kompensiert wurde. 
Andere Beiträge zur rückläufigen Entwicklung des Ener-
giebedarfs lieferten die fortgesetzten Bemühungen in der 
EU-28, die Energieintensität in allen Sektoren zu verbes-
sern. 

Um die Energieeffizienz in Zukunft noch nachhaltiger zu 
verbessern, hat die EU weiterreichende Programme zur 
Steigerung der Effizienz und neue Zielvorgaben beschlos-
sen. Nach diesen soll der Energieverbrauch bis 2030 um 
mindestens 27 % gegenüber dem ohne Maßnahmen 
prognostizierten Verbrauch reduziert werden. Die Ener-
gieintensität, d. h. der spezifische Energieverbrauch pro 
Einheit BSP, konnte seit 2010 von einem Wert von 0,130 
kgoe pro Euro BSP (Preisbasis 2015) auf ca. 0,112 kgoe 
pro Euro BSP in 2015 verbessert werden. 

Die Anteile der einzelnen Energieträger für die gesamte 
EU-28 veränderten sich in 2015 nur geringfügig gegen-
über dem Vorjahr. Die fossilen Energieträger decken zu-
sammen einen Anteil von ca. 73 % der Primärenergie-
versorgung ab, wobei in diesem Segment eine leichte 
Verschiebung von Kohle zu Gas stattfand. Öl dominiert 
weiterhin als einzelner Energieträger mit einem Anteil von 
35 %, hauptsächlich getrieben durch den Verbrauch im 
Transportsektor. Gas hat sich seit einigen Jahren als 
Energieträger mit dem zweithöchsten Anteil (22 % in 

2015) etabliert. Auf EU-Ebene konnte die Kernenergie 
ihren Anteil von ca. 14 % am Gesamtenergieverbrauch 
behaupten. Die erneuerbaren Energien einschließlich 
Wasserkraft trugen zusammen zu ca. 13 % zur Abde-
ckung des Energieverbrauchs bei. Dies bedeutet eine 
Stagnation gegenüber dem Vorjahr, da der Zuwachs bei 
Wind, Solar und anderen erneuerbaren Energien durch 
den geringeren Beitrag der Wasserkraft aufgrund unter-
durchschnittlicher Niederschläge kompensiert wurde. 
Der Ausbau der erneuerbaren Energien außerhalb des 
Stromsektors soll durch diverse Förderprogramme der 
EU-28, u. a. die Förderung der Elektro-Mobilität, in Zu-
kunft stärker gestützt werden. 

Stromverbrauch steigt erstmals wieder leicht an

Die Brutto-Stromerzeugung der EU-28 lag in 2015 nach 
den bisher verfügbaren statistischen Daten mit ca. 3246 
TWh fast 2 % über dem Vorjahresniveau. Das Wachstum 
in der Stromproduktion wurde insbesondere durch den 
gestiegenen Verbrauch in den Ländern Deutschland, Po-
len, Schweden und Niederlande getrieben. Einen beson-
ders hohen Zuwachs im Stromverbrauch wiesen auch 
die Länder im südwestlichen Teil der EU-28 auf. Gerade 
in den Sommermonaten lag hier der Stromverbrauch 
aufgrund der deutlich überdurchschnittlichen Tempera-
turen und dem damit vermehrten Betrieb von Klimaanla-
gen höher als im Vorjahr. Damit lag die Stromerzeugung 
nach mehreren Jahren der Reduzierung in 2015 wieder 
etwa auf dem Niveau von 2011. Eine besondere Situation 
lag in Deutschland vor, wo der Verbrauch sank, die inlän-
dische Stromproduktion aber anstieg. Der Zuwachs in 
der Produktion in Deutschland ist überwiegend dem wei-
terhin starken Ausbau der Wind- und Solarenergie zuzu-
rechnen. Ein Teil des in Deutschland produzierten Stroms 
aus erneuerbaren Energien konnte nicht zeitgleich mit 
der Produktion im Inland verbraucht werden und wurde 
deshalb in Nachbarländer exportiert. 

Im Energiemix zur Stromerzeugung gab es in 2015, wie 
in den Jahren zuvor, eine weitere Verschiebung von der 
fossilen/nuklearen Stromerzeugung hin zu den erneuer-
baren Energien. Da der Beitrag der Wasserkraft aufgrund 
unterdurchschnittlicher Niederschläge geringer ausfiel, 

>Die Brutto-Stromerzeugung 
der EU-28 lag in 2015 nach 

den bisher verfügbaren statistischen 
Daten mit ca. 3246 TWh fast 2 % über 
dem Vorjahresniveau.

Abbildung 3.2: Struktur des Primärenergie
verbrauchs EU-28, 2015, absolut ca. 1.590 Mtoe
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war die Verschiebung zu den erneuerbaren Energien ins-
gesamt aber moderat. Der Anteil der erneuerbaren Ener-
gien stieg in 2015 auf 29 % gegenüber 28 % in 2014, 
der Anteil von Wind und Solar stieg separat aber von 
11 % auf 13 % im gleichen Zeitraum. Das relative 
Wachstum in 2015 gegenüber dem Vorjahr war für die 
Erzeugung aus Wind und Solar mit 26 % bzw. 23 % be-
achtlich. Dies resultierte zum einen aus dem fortschrei-
tenden Zubau an Erzeugungskapazitäten, aber auch aus 
besonders günstigen Windverhältnissen und starker sola-
rer Einstrahlung im vergangenen Jahr. Die in 2015 deut-
lich erhöhte Kapazität von Offshore-Windparks trug 
ebenfalls maßgeblich zur gestiegenen Stromerzeugung 
aus Wind bei. 

Innerhalb der konventionellen Stromerzeugung konnten 
Gaskraftwerke nach einem mehrjährigen Rückgang erst-
mals wieder ihren Beitrag an der Stromerzeugung leicht 
erhöhen. Auch die Produktion aus Kohlekraftwerken leg-
te 2015 zu. Dafür fiel 2015 die Stromerzeugung aus 
Kernkraftwerken zurück, da einige Anlagen wie z. B. in 
Belgien, Tschechien oder Schweden z.T. längere Still-
stände wegen außerplanmäßiger Wartungsarbeiten hat-

ten. Den größten absoluten Zuwachs hatte die Windener-
gie, die 2015 um mehr als 60 TWh in der EU-28 gegen-
über 2014 zunahm. 

Trotz der stark reduzierten Preise für alle fossilen Brenn-
stoffe wie Kohle, Öl und Erdgas in 2015 aufgrund eines 
weltweiten Überangebots, bleibt die wirtschaftliche Situa-
tion für die konventionellen Kraftwerke schwierig. Der 
Großhandelspreis für Grundlaststrom fiel wegen der ver-
mehrten Einspeisung der erneuerbaren Energien zum 
Jahresende in einigen Ländern auf einen Wert unterhalb 
von 30 Euro pro MWh. Außerdem geht die Auslastung 
der konventionellen Kraftwerke wegen der wachsenden 
Einspeisung von erneuerbaren Energien seit Jahren kon-
tinuierlich zurück. 

Der Erlös aus dem Stromverkauf allein ist für viele konven-
tionelle Anlagen nicht mehr ausreichend, um deren varia-
blen Betriebskosten decken zu können. Die Refinanzie-
rung von Neuanlagen ist unter diesen Marktbedingungen 
in fast allen EU-28 Ländern nicht darstellbar. Lediglich 
KWK-Anlagen mit zusätzlichen Einkünften aus dem Wär-
meverkauf rechtfertigen das Investment in einzelne Kraft-

Abbildung 3.3: Entwicklung der Brutto-Stromerzeugung EU-28, 2008-2015, in TWh
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Abbildung 3.4: Entwicklung der Stromerzeugung einzelner Energieträger in 2015 im Vergleich zu 2014, in TWh
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Abbildung 3.5: Struktur der Stromerzeugung  
EU-28, 2015, insgesamt 3246 TWh
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Abbildung 3.6: Anteile ausgewählter Länder an  
der gesamten EU-28 Stromerzeugung, 2015
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werksprojekte. Der alternde Kraftwerkspark in der EU-28 
erfordert aber grundsätzlich Investitionen in neue Anlagen.

Trotz des intensiven Ausbaus der erneuerbaren Energien 
im Stromsektor in der EU-28 dominierte mit einem ge-
meinsamen Anteil von 71 % nach wie vor die konventio-
nelle Stromerzeugung aus fossilen und nuklearen Ener-
gieträgern. Diese ist nur ca. 1 % geringer als im Vorjahr. 
Die Anteile der einzelnen fossilen Energien wie Kohle mit 
ca. 26 %, Öl mit 2 % und Erdgas mit ca. 17 % addierten 
sich zu einem Gesamtanteil von 45 %, d. h. nahezu die 
Hälfte der Stromerzeugung der EU-28 basierte weiterhin 
auf fossilen Energieträgern. Die Kernenergie hielt einen 
Anteil von 26 % und hatte damit gemeinsam mit der 
Kohle mit einem gleichwertigen Anteil den größten Ein-
zelbeitrag an der Stromerzeugung.

Innerhalb der erneuerbaren Energien rangierte 2015 
noch einmal die „traditionelle“ Wasserkraft mit einem 
Anteil von 11 % an erster Stelle, aber dicht gefolgt von 

der sehr dynamisch wachsenden Windenergie mit einem 
Anteil von nunmehr 10 %. Die Stromerzeugung aus Bio-
masse/Müll erreichte einen Beitrag von 5 %, während die 
Solarenergie gemittelt über alle Mitgliedsländer einen An-
teil von 3 % erzielen konnte. Gerade die Stromerzeugung 
aus Solarenergie war in den einzelnen Mitgliedsländern 
aber sehr unterschiedlich. In den Ländern Deutschland, 
Italien und Spanien war deren Anteil mit 5 % bis 9 % 
deutlich höher als der EU-Durchschnitt.

>Trotz des intensiven Ausbaus 
der erneuerbaren Energien im 

Stromsektor in der EU-28 dominierte 
mit einem gemeinsamen Anteil von 
71 % nach wie vor die konventionelle 
Stromerzeugung aus fossilen und 
nuklearen Energieträgern.

Abbildung 3.7: Energiemix in der Stromerzeugung für ausgewählte Länder der EU-28, 2015;  
Absolutwerte in TWh
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In der EU-28 positionieren sich die einzelnen Mitglieds-
länder im Ranking nach der Stromerzeugung entspre-
chend ihrer Wirtschaftsleistung und Bevölkerungszahl. 
Die Anteile der drei größten Erzeugerländer Deutschland 
(20 %), Frankreich (18 %) und Großbritannien (10 %) 
machten zusammen 48 % aus, sie deckten damit fast die 
Hälfte der gesamten Stromerzeugung in der EU-28 ab. 
Die sieben Länder mit den größten Anteilen an der Strom-
erzeugung (zusätzlich Italien, Spanien, Polen und Schwe-
den) erreichten bereits einen Anteil von 76 %. Damit liegt 
deren Anteil in 2015 ca. 2 %-Punkte höher als in 2014. 

Der Energiemix in der Stromerzeugung ist in den einzel-
nen Mitgliedsländern der EU-28 sehr unterschiedlich. Der 
Stellenwert der einzelnen Energieträger ist in den Ländern 
bedingt durch die historische Entwicklung des Stromsek-
tors, der Versorgungsmöglichkeit mit einzelnen Energie-
trägern (nationale Ressourcen bzw. Importmöglichkeit) 
sowie durch die Energiepolitik in den letzten ein bis zwei 
Dekaden definiert. So hat die Kohle in Polen einen sehr 
hohen Anteil von über 80 %. Aber auch in Deutschland 
und den Niederlanden liegt der Anteil mit 42 % bzw. 
38 % weit über dem EU-Durchschnitt. In Großbritannien 
reduzierte sich der Anteil der Kohle drastisch um ca. 
10 %-Punkte auf nunmehr 24 % in 2015. Damit machte 
Großbritannien einen großen Schritt auf dem Weg, die 

Stromerzeugung aus Kohle bis 2025 zu beenden. Auf EU-
28-Ebene legte die Erzeugung aus Kohle in 2015 wegen 
der niedrigeren Erzeugungskosten in Kohlekraftwerken, 
u. a. aufgrund sehr niedriger CO2-Preise, nochmals leicht 
zu. Bei der Kernenergie nimmt Frankreich eine Sonderrol-
le ein. Der Anteil der Kernenergie lag dort trotz der Ankün-
digung der Regierung, den Anteil bis 2025 auf 50 % re-
duzieren zu wollen, weiterhin bei 76 %. 

Besonders hohe Anteile an erneuerbarer Energie hat 
Schweden mit 61 % (hauptsächlich Wasserkraft mit 
50 %), gefolgt von dem in der Grafik 3.8 nicht aufgeführ-
ten Österreich mit einem ebenfalls 61 %-igen Anteil, und 
Italien, Spanien und Deutschland mit Anteilen zwischen 
40 % und 30 %. Bei den kombinierten Anteilen von Wind- 
und Solarenergie lagen Spanien und Deutschland mit 
22 % bzw. 19 % in Führung. In Deutschland wurden 2015 
nationale Rekordwerte bei der absoluten Produktion aus 
Wind- und Solarenergie von 86 und fast 39 TWh erreicht.

CO2 Emissionen stagnieren

Die CO2-Emissionen im Strom- und Industriesektor (wie 
im ETS erfasst) stagnierten nach bisherigen Schätzungen 
in 2015 auf EU-28 Ebene. Die Emissionen konnten wegen 

Abbildung 3.8: CO2-Emissionen vom Stromsektor und Industrie (ETS) in der EU-28; Absolutwerte in Mt
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der nur geringfügig erhöhten Erzeugung aus allen erneu-
erbaren Energien, der geringeren Produktion aus Kern-
kraft und der deshalb gestiegenen Erzeugung aus fossilen 
Brennstoffen nur um knapp 1 % reduziert werden. Aller-
dings konnten in 2014 die CO2-Emissionen um ca. 6 % 
gegenüber 2013 reduziert werden, so dass die langfristi-
gen Minderungsziele EU-weit nicht gefährdet erscheinen. 

Einige Länder haben sich aber besonders ambitionierte 
nationale Ziele für die Emissionsminderungen gesetzt, 
u. a. Großbritannien, Deutschland und Frankreich, deren 
Erreichung noch zusätzliche Maßnahmen erforderlich 
machen. In jüngster Zeit werden neben dem Stromsektor 
auch vermehrt die anderen Verbrauchssektoren für die 
Emissionsminderungen in Betracht gezogen. Diverse 
Programme der EU zielen auf eine Emissionsminderung 

im Wärme- und Verkehrssektor ab (z. B. Effizienzpro-
gramme bzw. e-Mobilität).

Stromaustausch innerhalb der EU-28 erreicht 
neue Höchstwerte

Der Stromaustausch zwischen den Mitgliedsländern in 
der EU-28 betrug 2015 ca. 400 TWh, dies entspricht et-
wa 12 % der Stromerzeugung in der EU-28. Die Summe 
der Importe betrug 402 TWh, während sich die Exporte 
auf 387 TWh saldierten. Die Differenz zwischen beiden 
Werten resultiert aus Netto-Importen aus Nicht-EU-Län-
dern wie Norwegen, Schweiz, Russland etc. Der größte 
Netto-Stromexporteur der EU ist Frankreich mit einem 
Export-/Importsaldo von 63 TWh, gefolgt von Deutsch-
land mit einem Exportüberschuss von 52 TWh. Dies be-
deutet für Deutschland gegenüber dem Vorjahr eine Stei-
gerung von 45 %. Der Zuwachs resultiert sowohl aus ge-
ringeren Importen als auch aus deutlich erhöhten Expor-
ten im Vergleich zum Vorjahr. Deutschland nutzte ver-
mehrt den Stromaustausch zum Ausbalancieren der 
fluktuierenden Erzeugung aus erneuerbaren Energien. 
Schweden konnte ebenfalls seine Rolle als Nettostromex-

>Die CO2-Emissionen im Strom- 
und Industriesektor (wie 

im ETS erfasst) stagnierten nach 
bisherigen Schätzungen in 2015 auf 
EU-28 Ebene.

Abbildung 3.9: Stromimporte/-exporte in der EU-28, 2015, in GWh
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porteur 2015 ausbauen mit einem Überschuss von nun-
mehr 20 TWh. 

Bei den Nettostromimporteuren bleibt wie bisher Italien 
an der Spitzenposition mit einem Nettoimportsaldo von 
45 TWh. Italien bezieht seit vielen Jahren wegen der 
günstigeren Bezugspreise gegenüber einer Eigenerzeu-
gung Strom aus dem Ausland, bevorzugt aus Frankreich. 
Großbritannien hat sich in den letzten Jahren zu einem 
bedeutenden Stromimporteur innerhalb der EU-28 ent-
wickelt. Auch 2015 stieg der Stromimport auf nunmehr 
21 TWh an, das entspricht etwa 6 % des Strombedarfs. 
Die Kapazität der Interkonnektoren zwischen Großbritan-
nien und Kontinentaleuropa wurde in den vergangenen 
Jahren deutlich erhöht und es bestehen weitere Pläne für 
zusätzliche Leitungen. Wegen der geplanten Stilllegun-
gen von Kohle- und Kernkraftwerken wird sich Großbri-

tannien auch für die Absicherung der Systemlast zuneh-
mend auf diese Interkonnektoren verlassen müssen.

Einen deutlich erhöhten Bedarf für eine Stromversorgung 
aus Nachbarländern wies im vergangenen Jahr Belgien 
auf, das aufgrund der unplanmäßigen Abschaltung einiger 
Kernkraftblöcke nicht in der Lage war, seinen Bedarf durch 
den nationalen Kraftwerkspark abzudecken. Diese Um-
stände führten wiederum in den Niederlanden zu einer 
ausgeglicheneren Stromaustauschbilanz im Vergleich zum 
Vorjahr, da vermehrt Stromexporte nach Belgien erfolgten.

Neben dem technisch bedingten Stromaustausch zum 
Ausgleich der nationalen Stromnachfragen mit den zur 
Verfügung stehenden Erzeugungskapazitäten, gewinnt 
der Stromaustausch aus wirtschaftlichen Gründen immer 
mehr an Bedeutung. So werden die Stromexporte von 
Deutschland maßgeblich von dem niedrigen Börsenpreis 
für Strom aufgrund einer umfänglichen Einspeisung von 
erneuerbaren Energien beflügelt. Ein verstärkter Strom-
austausch innerhalb der EU ist durchaus erwünscht von 
der Europäischen Kommission und soll zu einer erhöhten 
Transparenz und Nivellierung in der Strompreisfindung 
(„Price Coupling of Regions“ Initiative) führen. In der 
EU-28 sehen die Länder den Rückgriff auf Kraftwerkska-
pazitäten in den Nachbarländern aber auch zunehmend 

>Der größte Netto-Strom
exporteur der EU ist 

Frankreich mit einem Export-/
Importsaldo von 63 TWh, gefolgt 
von Deutschland mit einem 
Exportüberschuss von 52 TWh.

Abbildung 3.10: Installierte Kraftwerksleistung EU-28, 2008-2015, in GW
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als Möglichkeit, bestehende nationale Versorgungseng-
pässe zu managen. Dies birgt generell längerfristig Risi-
ken, da wegen der unsicheren wirtschaftlichen Situation 
von konventionellen Anlagen EU-weit kaum noch Investi-
tionen in neue Kraftwerke getätigt und existierende Anla-
gen stillgelegt werden. Außerdem bedarf es für den 
Rückgriff auf ausländische Kraftwerke ausreichend 
grenzüberschreitende Netzkapazitäten. Mittelfristig wird 
sich die derzeitige „Überversorgung“ in der Kraftwerks-
kapazität trotz des Ausbaus der erneuerbaren Energien 
vermutlich in regionale Engpässe wandeln.

Über 1.000 GW installierte Leistung für 
Stromerzeugungsanlagen

Die Entwicklung der Kapazität von Stromerzeugungsanla-
gen ist in den letzten Jahren abgeflacht. Sie beträgt wie 
im Vorjahr etwa 1.000 GW in der EU-28. Während bis 
2012 der Ausbau der erneuerbaren Energien von einer 
nahezu unveränderten Leistung bei den konventionellen 
Anlagen begleitet wurde, werden seit 2013 vermehrt kon-
ventionelle Kraftwerke stillgelegt. Neben der Schließung 
von Kraftwerken aufgrund des Erreichens der techni-
schen Lebensdauer kommen zusätzliche Stilllegungen 
von Kernkraftwerken und fossilen Erzeugungsanlagen 
aufgrund von nationalen Energiepolitiken bzw. wirtschaft-
lichen Aspekten hinzu. Aufgrund des Ausbaus der er-
neuerbaren Energien reduziert sich die Auslastung von 
konventionellen Anlagen immer mehr und die Einkünfte 
aus dem Stromverkauf erlauben vielfach keinen wirt-
schaftlichen Betrieb mehr. Die Regierungen in diversen 
Ländern haben dieses Problem erkannt und planen die 
Einführung von Marktmechanismen, um zusätzliche Ein-
nahmen aus der Bereitstellung von verfügbarer Kraft-
werkskapazität (Kapazitätsmarkt) zu gewährleisten. 

Bei den fossilen Kraftwerken wurde die Erzeugungskapa-
zität trotz eines vereinzelten Zubaus insgesamt 2015 ge-
genüber 2014 um mehr als 10 GW EU-weit reduziert. 
Besonders stark war der Rückgang bei kohle- und öl-
befeuerten Anlagen, aber auch gasbefeuerte Dampfkraft-
werke wurden vereinzelt außer Betrieb genommen. Bei 
den Kernkraftwerken reduzierte sich die Leistung durch 
die endgültige Stilllegung von Grafenrheinfeld in Deutsch-
land um 1345 MW.

Die installierte Kapazität der erneuerbaren Energien legte 
2015 um etwa 25 GW EU-weit gegenüber dem Vorjahr 
zu, davon ca. 20 GW allein bei Wind und Solar. Die instal-
lierte Leistung für Solar erhöhte sich 2015 um ca. 9 GW, 
während sie für Wind insgesamt um 12,4 GW wuchs. Bei 
der Windenergie entfielen davon 9,8 GW auf Onshore-
Anlagen und 2,6 GW auf Offshore Windparks. Gerade für 
Wind Offshore war das vergangene Jahr sehr erfolgreich, 
nachdem die Probleme bei der Netzanbindung, die in 
den vorhergehenden Jahren hemmend auf die Installati-
onen von Offshore Windparks gewirkt haben, gelöst wer-
den konnten. Die installierten Leistungen erreichten 
2015 für Solar EU-weit 91 GW und für Wind 142 GW. 
Dies sind immer noch weltweit führende Gesamtleistun-
gen, obschon bei den Neuinstallationen sowohl bei Solar 
als auch bei Wind Onshore China die führende Position 
übernommen hat.

Ausblick – Stromsektor im Umbruch

Die Energiemärkte und insbesondere der Stromsektor 
befinden sich in der EU-28 im Umbruch. Nach einer 
langen Phase konstanten Wachstums im Verbrauch über 
mehrere Dekaden zeigen die Verbräuche in den vergan-
genen Jahren einen stagnierenden Trend. Zudem hat 
sich der Energiemix in den vergangenen Jahren deutlich 
hin zu erneuerbaren Energien verschoben und damit 
maßgeblich zu der Reduktion der CO2-Emissionen beige-
tragen. Der Ausbau der erneuerbaren Energien verlor in 
der jüngsten Vergangenheit aber ein wenig an Dynamik, 
da einige Länder die Einspeisevergütungen reduzierten. 
Es wird erwartet, dass die erneuerbaren Energien sich 
nach mehr als einer Dekade der Markeinführung ver-
mehrt unabhängig von Subventionen behaupten.

Auf der anderen Seite geraten die konventionellen Anla-
gen wegen der rückläufigen Auslastungen zunehmend 
unter Druck. Um die notwendigen Kapazitäten für fest 
verfügbare Kraftwerksleistung auch in Zukunft zu si-
chern, sind neue Marktmechanismen erforderlich, um 
die Wirtschaftlichkeit zu gewährleisten. Darüber hinaus 
werden neue technische Anforderungen sowohl für die 
konventionellen Anlagen (höhere Betriebsflexibilität) als 
auch für die erneuerbaren Energien (Beitrag zur System-
balance und Nutzung von zeitweiliger Überproduktion) 
erkennbar. Die Fortführung der europaweiten Energie-
wende bleibt herausfordernd.

>Die Entwicklung der Kapazität 
von Stromerzeugungsanlagen 
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3.2	 Energieunion – Prioritäten der Europäischen Kommission 

Energiepolitik hat in den letzten Jahren einen immer größeren Stellenwert innerhalb der europäischen Institutionen erlangt. 
Vieles spricht für die Europäische Energieunion: Die geopolitische Relevanz von Energie aufgrund der hohen Importabhän­
gigkeit der EU, die zentrale Bedeutung von Versorgungssicherheit und Wettbewerbsfähigkeit sowie die Umsetzung von 
Nachhaltigkeit und Klimaschutz machen eine abgestimmte Energiepolitik notwendig. 

Energieunionsstrategie – mehr als nur ein 
Energiebinnenmarkt

Die Anfang 2015 vorgelegte Mitteilung zur energie- und 
klimapolitischen Strategie unter dem Titel „Krisenfeste 
Energieunion mit einer zukunftsorientierten Klimaschutz-
strategie“ erfindet das Rad nicht neu. Im Wesentlichen 
greift sie bisherige Politiken und Maßnahmen auf EU-
Ebene auf und gruppiert sie rund um die Säulen „höhere 
Versorgungssicherheit“, die „Schaffung eines europäi-
schen Energiebinnenmarkts“, „Energieeffizienz“, „emis-
sionsärmere Industrie“ sowie „Forschung, Innovation 
und Wettbewerbsfähigkeit“ neu. Ein wesentlicher Bau-
stein sind hier die bereits unter der alten Kommission 
vorgeschlagenen und inzwischen von den Staats- und 
Regierungschefs beschlossenen Zielvorgaben bis 2030 
für Klimaschutz (-40 %), Erneuerbaren-Ausbau (mindes-
tens 27 %) und Energieeffizienz (mind. 27 %, indikativ). 

Allerdings enthält die Strategie für eine Energieunion 
doch einige neue Ansätze und versucht insbesondere 
durch die besondere Betonung der Solidarität und die 
vertiefte Förderung grenzüberschreitender regionaler Ko-
operation eine neue Dynamik zu erreichen. Neu ist vor 
allem auch die Arbeitsweise der Juncker-Kommission, 
die in der verstärkten Koordinierung zusammenhängen-
der Politikbereiche über die jeweiligen Generaldirektio-
nen hinweg sektorübergreifend eine bessere inhaltliche 
Abstimmung verfolgt.

Sehr viel wurde bereits beim angestrebten Zusammen-
wachsen der Energiemärkte erreicht, aber es liegt auch 
immer noch ein weiter Weg vor den Europäern. In einigen 
Bereichen wie der Sicherstellung ausreichender Versor-
gungssicherheit im Stromsektor, aber auch der Förde-
rung erneuerbarer Energien besteht der Eindruck, dass 

man eher wieder auseinanderdriftet als zusammen-
wächst bzw. negative Wechselwirkungen nationaler Poli-
tiken zur Abschottung führen. Die Juncker-Kommission 
demonstriert im Zuge ihrer Energieunionsstrategie den 
Willen, dem entgegenzuwirken und substantiellere Fort-
schritte in der gemeinsamen Energiepolitik zu erreichen. 
Ein klarer Fahrplan zeichnet die konkreten Maßnahmen 
in den kommenden Jahren vor. Jährliche, im Herbst vor-
zulegende Berichte zum Stand der Energieunion, sollen 
die Fortschritte überprüfen und Regelungs- bzw. Umset-
zungslücken in den einzelnen Mitgliedstaaten benennen. 
Ein erster Bericht wurde im November 2015 vorgelegt, 
begleitet von umfangreichen Anhängen und Dokumen-
ten, u. a. einem aktualisierten Umsetzungszeitplan, Fact 
sheets und detaillierten Länderanalysen.

2016 wird das „Jahr der Ergebnisse“

Der Bericht selbst enthält kaum Überraschungen. 
Deutschland wird ein relativ guter Umsetzungsstand be-
scheinigt, mit Nachbesserungsbedarf in den Bereichen 
Energieeffizienz, Marktintegration Erneuerbarer und Inf-
rastrukturausbau. Insgesamt hilft er den Umsetzungs-
stand transparent zu machen und wird einen gewissen 
öffentlichen Druck über eine stärkere Sichtbarkeit von 
Umsetzungsdefiziten bewirken können.

Klar wird bei Betrachtung des Fahrplans, dass 2016 vor 
allem das Jahr der Umsetzung sein wird, nachdem 2015 
im Zeichen der Strategieentwicklung stand. So sollen 
90 % der konkreten Maßnahmen der Energieunionsstra-
tegie in diesem Jahr von der Kommission vorgeschlagen 
werden: Im Februar 2016 wurde bereits das „Gaspaket“ 
mit Überarbeitungsvorschlägen zur Gasversorgungssi-
cherheitsverordnung und der Entscheidung zu zwischen-
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staatlichen Abkommen im Energiebereich, sowie Strate-
gien zu LNG und Gasspeicher und zu Wärme/Kälte vor-
gelegt1. Ende des 1. Halbjahres 2016 sollen der Entwurf 
zur Lastenteilung beim Klimaschutz in den Nicht-Emissi-
onshandelssektoren (u.a Landwirtschaft, Gebäude, Ver-
kehr) und zum Umgang mit Landnutzung und Landnut-
zungsänderung sowie Forstwirtschaft (LULUCF, Land-
use and land-use change and forestry) sowie eine Strate-
gie für nachhaltigen Verkehr folgen. Im September 2016 
sollen Vorschläge zur Überarbeitung der Energieeffizienz 
und der Gebäudeeffizienzrichtlinie gemacht werden, En-
de 2016 das große Maßnahmenpaket zur Überarbeitung 
des Strommarktdesigns und der Erneuerbaren-Richtlinie 
sowie zur Energieunions-Governance folgen.

Überarbeitung des Strommarktdesigns als 
zentrales Europäisierungsinstrument

Die Überarbeitung des Strommarktdesigns ist dabei vor-
aussichtlich das ambitionierteste Projekt der Kommission 
zur Überwindung von nationalen Grenzen und Errei-
chung eines europäischen Ansatzes in der Energiepolitik. 
Vor dem Hintergrund der Dekarbonisierungsagenda und 
des bereits beschlossenen Ausbauziels für Erneuerbare 
von mind. 27 % Anteil am Energieverbrauch bis 2030 ist 
bis dahin mit einem Anteil Erneuerbaren im EU-weiten 
Strommix von knapp 50 % zu rechnen. Selbst wenn dies 
sicher nicht in allen Mitgliedstaaten gleichermaßen der 
Fall sein wird, sind die grenzüberschreitenden Auswir-
kungen in einem verbundenen Strombinnenmarkt nicht 
zu vermeiden und bereits heute deutlich spürbar. 

Wie die Kommission in entsprechenden Mitteilungen2 
zum Strommarktdesign und dem Endkundenmarkt dar-
gelegt haben, erfordert die europaweit erfolgende Ener-
giewende, verbunden mit der zunehmenden Anzahl fluk-
tuierender Erzeugung durch erneuerbare Energien und 
einer voranschreitenden Digitalisierung eine Überprü-

1	 https://ec.europa.eu/energy/en/news/commission-proposes-new-ru-
les-gas-and-heating-and-cooling-strategy

2	 https://ec.europa.eu/energy/en/news/new-electricity-market-consu-
mers

fung des bestehenden Strommarktdesigns. Insbesonde-
re die Hebung der notwendigen Flexibilitätspotenziale in 
Erzeugung, Nachfragemanagement und Speichertech-
nologien steht im Fokus der Diskussion. Die stärkere 
Verzahnung der Großhandels- und Endkundenebene, die 
stärkere Marktintegration Erneuerbarer, ausreichende In-
vestitions- und Innovationsanreize, ein europäischer An-
satz bei der Sicherung der Versorgung, die Belohnung 
von Flexibilitäten, die Stärkung von Verbrauchern sowie 
Anpassung institutioneller Strukturen (ENTSO, ACER, 
VNB) sind hier die wesentlichen Bausteine.

Noch erscheint es sehr fraglich, inwieweit Mitgliedstaaten 
und Akteure bereit sind, die Beseitigung von Markthem-
nissen und eine stärkere Europäisierung der Energiepoli-
tik zu akzeptieren. Hierunter fallen die Beseitigung von 
regulierten Preisen und Begrenzung bzw. Öffnung der 
nationalen Kapazitätsmechanismen, die von nationalen 
Grenzen losgelöste Definitionen von Preiszonen sowie 
überstaatliche Entscheidungsbefugnisse über grenz-
überschreitende Systemsicherheitskoordinatoren. Dies 
liegt in erster Linie an den immer noch sehr unterschied-
lichen Ausgangsbedingungen und damit Auswirkungen 
europäischer Regelungen in den einzelnen Mitgliedstaa-
ten. Aufgrund der Vielzahl der betroffenen Politikberei-
che, ist davon auszugehen, dass politische Kompromiss-
pakete geschnürt werden, auch wenn das Verhandlungs-
klima 2016 aufgrund der erheblichen Krisen (Flüchtlin-
ge, Griechenland, Brexit …) nicht zum Besten steht. 
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3.3	 Börsenhandel an der EPEX und der EEX

An der European Power Exchange Spot SE (EPEX) und der European Energy Exchange AG (EEX) zeigten die Handelsumsätze 
im Jahr 2015 durchweg eine steigende Tendenz.

Der Stromhandel an beiden Börsen zusammen zeigte 
2015 Umsätze von 3.018 TWh (2014: 1.961 TWh) und 
legte damit um 54 % zu. Der Gashandel für Lieferung in 
die Marktgebiete Gaspool und NetConnect Germany 
(NCG) konnte sich wie im Vorjahr deutlich steigern und 
lag 2015 bei 292 TWh (2013: 215 TWh). Der Handel mit 
Emissionsrechten belebte sich wieder: Wurden 2014 le-
diglich 532 Millionen Emissionsrechte umgesetzt, waren 
es 2015 knapp 677 Millionen. 

Ebenso wie in den Vorjahren sanken die Preise am Strom-
spotmarkt. Lag der Jahresmittelwert für Grundlast („ba-
se“) 2014 bei 32,76 €/MWh, sank er 2015 auf 31,63 €/
MWh. Die Steigerung bei der Produktion erneuerbarer 
Energien als auch sinkende Kohle- und Erdgasnotierun-
gen bei nach wie vor verhaltenem Stromverbrauch in 
vielen europäischen Ländern sind Ursachen dieser Ent-
wicklung.

Seit 2011 ist der Preis für Grundlaststrom um 38 % gefal-
len. Die Börse sieht in den nächsten Jahren keine stei-
genden Strompreise.

Neben der wirtschaftlich angespannten Situation in vie-
len europäischen Ländern und der daraus resultierenden 
geringeren Stromnachfrage, führten auf der Erzeugungs-
seite die geringeren Preise für Steinkohle und Erdgas 
sowie die Zunahme an erneuerbarem Strom zu dieser 
Entwicklung.

Die Aussichten für die Strompreise im Großhandelsmarkt 
sind sehr verhalten: Der seit 2011 anhaltende Preisver-
fall, setzt sich bei den Terminmarktnotierungen fort. Erst 
ab 2020 sieht der Terminmarkt wieder eine – aber nur 
sehr leichte – Erholung der Preise.

Die Gashandelspreise für den Future mit Lieferung im 
Folgemonat zeigten 2015 eine im Jahresmittel sinkende 
Tendenz: Sie bewegten sich in etwa zwischen 16,00 €/
MWh und 22,50 €/MWh. Der Gasverbrauch in Europa 

>Seit 2011 ist der Preis für 
Grundlaststrom um 38 % 

gefallen. Die Börse sieht in den 
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Abbildung 3.11: Strompreisnotierungen der EPEX mit jeweiligem Jahresmittelwert für Grundlast
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Die (geglätteten) Spotpreisnotierungen der EPEX (rote Kurven) mit dem jeweiligen Jahresmittelwert für Grundlast (in roter Schrift) zeigen seit 2011 eine 
sinkende Tendenz am Strommarkt an. Die Terminnotierungen der EEX für die Lieferjahre 2016–2022 (Preise in den blauen Kästen) gehen hier ab etwa 

2020 von einer sehr leichten Erholung aus.

Quelle: EEX und EPEX
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sank in den letzten Jahren erheblich. In Deutschland 
wurde 2015 mit 2.804 PJ zwar 5 % mehr Gas als im 
Vorjahr verbraucht (Grund: kühle Witterung), allerdings 
ist der Wert immer noch deutlich unter den mehr als 
3.300 PJ, die 2006 verbraucht wurden. Der Gaspreis an 
den Großhandelsmärkten ist jedoch nur ein Teil des End-
kundenpreises neben diversen Steuern und Abgaben.

Die Marktpreise für EU Emissionsrechte zeigten im Jahr 
2015 wiederum eine etwas festere Tendenz, liegen je-
doch auch mit rund 8,50 €/t CO2 in der Spitze deutlich 
unter den historischen Höchstständen. Gründe für den 
Anstieg waren die Veränderungen am Emissionshandels-
markt durch Eingriffe seitens der EU, welche die Mengen 
verkürzt haben. Ebenso hat die leichte wirtschaftliche 
Aufhellung dazu geführt, dass es mehr Nachfrage nach 
Emissionsrechten gab. Gebremst wurde der Anstieg 
durch den Ausbau erneuerbarer Energien bei nahezu 
unveränderter Nachfrage nach Strom.

Die EEX baute ihre Rolle als europäische Börse weiter 
aus: Die Integration der APX (Amsterdam) führte zur Er-
weiterung des Angebotes um Kontrakte für die Nieder-
lande, Großbritannien und Belgien. Andere ausländische 
Märkte, für welche die EEX Kontrakte anbietet, entwickel-
ten sich 2015 ebenfalls sehr positiv, so z. B. Frankreich 

(298,9 TWh, + 261 %) und Italien (396,3 TWh, + 243 %). 
Der Intraday-Handel unterstreicht ebenso die internatio-
nale Dimension des Stromhandels: 2015 lag alleine hier 
der Anteil des grenzüberschreitenden Handels bei 
15,3 % – ein deutliches Anzeichen, dass Stabilität im 
Stromsystem nicht alleine durch nationale Lösungen ge-
funden wird.

Die EEG-Umlage für 2016 liegt bei 63,54 €/MWh und da-
mit rund doppelt so hoch wie die letzte Terminpreisnotie-
rung Grundlastlieferung 2016 von 28,08 €/MWh. Zusam-
men mit anderen regulatorisch getriebenen Preiskompo-
nenten (weitere Abgaben und Umlagen, Stromsteuer, 
Netzentgelt) sorgt das für einen Endkundenpreis, der nur 
in einem geringen Umfang von wettbewerblich ermittel-
ten Bestandteilen beeinflusst wird. Der Anteil für Be-
schaffung und Vertrieb am Strompreis beträgt 2016 le-
diglich gut 21  %. Bei Haushaltskunden ist damit eine 
Preisdifferenzierung durch Erzielen von Einkaufsvorteilen 
für Vertriebe nur schwer möglich.

Während in den vergangenen Jahren die Netzbetreiber 
eine Mittelfristprognose für die EEG-Umlage vorgestellt 
hatten, welche die Bandbreite der EEG-Umlage für die 
nächsten Jahre skizzierte, wurde 2015 darauf verzichtet. 

Abbildung 3.12: EGIX in €/MWh für Gaslieferungen im Folgemonat an Gaspool und NCG

Se
pt

em
be

r

Ja
nu

ar

Fe
br

ua
r

März Ap
ril Mai

Ju
ni Ju

li

Au
gu

st

Okto
be

r

Nov
em

be
r

Dez
em

be
r

 23
 22
 21
 20
19
18
17
16
15

 24
 25
 26
 27
 28
 29
30

Gaspool 2015 NCG 2015 Gaspool 2014 NCG 2014

€
/M

W
h

Quelle: EEX und EPEX



Weltenergierat - Deutschland

75

Energie in der Europäischen Union

Abbildung 3.13: CO2-Preis-Index in €/t CO2
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Die EEX erstellt mit dem E-carbix einen monatlichen CO2-Preis-Index in €/t CO2 basierend auf den täglichen Notierungen.  
Dargestellt sind zudem die monatlichen Tiefst- und Höchststände.

Quelle: EEX und EPEX

Abbildung 3.14: Monatliche Mittelwerte Grundlaststrom in €/MWh am Spotmarkt 2015 im Vergleich zu 
Jahresmittelwerten 2014
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Die Bundesregierung erklärt zur mittelfristigen Entwick-
lung der EEG-Umlage, dass sich alleine aus Schwankun-
gen beim Wetter und beim Börsenstrompreis ein Unsi-
cherheitsbereich von rund 3 Mrd. Euro für das EEG-
Konto bzw. von fast 1 ct/kWh für die EEG-Umlage für das 
jeweils folgende Jahr ergibt. 

Bei einer weitergehenden Prognose für das jeweils über-
nächste Jahr (wie in der früheren Mittelfristprognose) 
oder darüber hinaus würden sich naturgemäß die Unsi-
cherheiten weiter verschärfen und die mögliche Band-
breite der Entwicklung sei folglich noch größer. Damit er-
höhen die Prognoserisiken – neben den Marktrisiken – 
die Ungenauigkeit einer Abschätzung der zukünftigen 
EEG-Umlage.

Die Grafik 3.15 zeigt die Marktentwicklung am Spotmarkt 
für Strom und die Markteinschätzung für die zukünftigen 
Strompreise am Terminmarkt. Zudem eingezeichnet ist die 
Historie der EEG-Umlage sowie eine Prognose der Agora 
Energiewende zur weiteren Entwicklung. Ältere EEG-Prog-
nosen unterschätzten den raschen Anstieg deutlich, wäh-
rend Agora nun weiterhin von einem – wenn auch leichte-
ren Wachstum – der EEG-Umlage ausgeht. Teilweise ist 

der Anstieg der EEG-Umlage auch auf die sinkenden 
Marktpreise zurückzuführen, da die Vermarktungserlöse 
des EEG-Stroms geringer sind. Zudem macht die Grafik 
deutlich, dass die EEG-Umlage schon lange keine kleine 
Korrektur zum Marktpreis ist, sondern ein wesentlicher 
Bestandteil des Strompreises für Endkunden.

>Die Bundesregierung 
erklärt zur mittelfristigen 
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Wetter und beim Börsenstrompreis 
ein Unsicherheitsbereich von rund 
3 Mrd. Euro für das EEG-Konto bzw. 
von fast 1 ct/kWh für die EEG-
Umlage für das jeweils folgende Jahr 
ergibt. 

Abbildung 3.15: Jahresmittelwerte für Grundlast Strom und Prognosen zur EEG-Umlage, in €/MWh
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Agora Energiewende. Bisherige Prognosen zur EEG-Umlage unterschätzten den Anstieg deutlich.

Quelle: EEX, EPEX, BMUB, DLR, BEE, Agora Energiewende
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3.4	 Netzausbau in Europa – e-Highway 2050

Die Europäische Union (EU) hat sich ein ambitioniertes Klimaziel gesetzt: Bis 2050 sollen die Treibhausgasemissionen um 
80–95 % im Vergleich zum Jahr 1990 sinken. Zu erreichen ist diese Vorgabe nur durch den weiteren Ausbau der fluktuie­
renden erneuerbaren Energien. Zugleich besteht die Notwendigkeit, dass die Stromversorgung auch weiterhin sicher und 
stabil bleibt. Umsetzen lassen sich diese Ziele nur mit einer leistungsfähigen europäischen Netzinfrastruktur. Unter dem 
Dach von ENTSO-E wurde ein europäisches Forschungskonsortium beauftragt, einen Blick in die Zukunft des europäischen 
Stromnetzes zu werfen. Konkret sollte das Forschungsprojekt e-Highway 2050 eine langfristige Planungsmethodik für den 
notwendigen Aus- und Umbau des europäischen Stromübertragungsnetzes entwickeln.

E-Highway 2050: der modulare 
Netzentwicklungsplan für Europa

Unter dem Dach von ENTSO-E und mit Unterstützung 
der Europäischen Kommission wurde ein europäisches 
Forschungskonsortium3 bestehend aus europäischen 
Übertragungsnetzbetreibern, Forschungsinstituten, Uni-
versitäten und NGOs beauftragt, einen Blick in die Zu-
kunft des europäischen Stromnetzes zu werfen. Konkret 
sollte das Forschungsprojekt e-Highway 2050 eine lang-
fristige Planungsmethodik für den notwendigen Aus- und 
Umbau des europäischen Stromübertragungsnetzes ent-
wickeln. Die Ergebnisse münden in einen modularen 
Netzentwicklungsplan für das europäische Stromübertra-
gungsnetz bis 2050, der zur Entwicklung eines integrier-
ten europäischen Strommarkts beitragen soll.

Was ist ein e-Highway?

E-Highways (Electricity Highways) sind Hochspannungs-
übertragungsleitungen in einem gesamteuropäischen 
Verbundnetz, die sehr große Strommengen aufnehmen 
und über weite Strecken zu den Verbrauchern transpor-
tieren. Notwendig werden diese e-Highways durch das 
Voranschreiten der europäischen „Energiewende“. Sie 
können einen wichtigen Beitrag leisten, um größere und 
langanhaltende Schwankungen der erneuerbaren Ener-
gien auszugleichen und effiziente Erzeugungsstandorte 
zu erschließen. Außerdem können sie potenzielle Spei-
cherorte wie beispielsweise in Skandinavien und Lastzen-
tren wie etwa in West- und Zentraleuropa miteinander 
verbinden. 

3	 Das Projektkonsortium besteht aus: RTE (Frankreich), SINTEF (Nor-
wegen), Amprion (Deutschland), TECHNOFI (Frankreich), REN (Por-
tugal), ELIA Group (Belgien und Deutschland), RSE (Italien), Deut-
sche Energie-Agentur GmbH (dena, Deutschland), ENTSO-E (Belgi-
en), CEPS (Tschechien), SWISSGRID (Schweiz), TERNA (Italien), 
Brunel University (UK), Universidad Pontificia Comillas (Spanien), 
Instituto Superior Técnico (IST, Portugal), Katholieke Universiteit Leu-
ven (KUL, Belgien), ENSIEL (Italien), TU Berlin (Deutschland), ECN 
(Niederlande), IPE (Polen), EURELECTRIC (Belgien), EUROPACABLE 
(Belgien), EWEA (Belgien), T & D Europe (Belgien), POYRY (UK), E3G 
(Belgien), PSE Operator (Polen) und Collingwood Environmental Plan-
ning (CEP, UK).

Die europäische Erzeugungsstruktur der 
Zukunft

Die Grundlage für den Netzentwicklungsplan der Zukunft 
bilden Energieszenarien, die ebenfalls im Rahmen des 
Projekts e-Highway 2050 entwickelt wurden: Ausgangs-
punkt war das beschriebene europäische Klimaziel für 
das Jahr 2050. Wie dieses Ziel genau erreicht werden 
und welchen Beitrag zur Emissionsminderung welche 
Branche leisten soll, ist noch nicht im Detail definiert. Um 
diese große Unsicherheit bezüglich der langfristigen Ent-
wicklungen abzubilden, wurden von den verschiedenen 
Projektteams im Rahmen des Projektes fünf extreme, 
aber mögliche europäische Energieszenarien für das 
Jahr 2050 herangezogen:

•	 Large Scale RES (zentrale Erzeugung und Speicher
ung erneuerbarer Energien)

•	 Big & Market (hohes Wirtschaftswachstum, markt
basierte Energiepolitik)

•	 Fossil & Nuclear (stagnierender Ausbau erneuerbarer 
Energien, Emissionsminderung durch Nuklearenergie 
und CO2-Abscheidung fossiler Kraftwerke)

•	 100 % RES (100 % erneuerbare Energien, sowohl de-
zentrale als auch zentrale Erzeugung und Speicher
ung)

•	 Small & Local (dezentrale Erzeugung und Speicher
ung bei geringerem Verbrauchsniveau)

Für jedes Szenario wurden Strombedarfe und installierte 
Kapazitäten für die verschiedenen Erzeugungstechnolo-
gien festgelegt. Dabei erfolgte eine Festlegung immer 
weiter detailliert: von „globaler“ europäischen Ebene hin 
zu einer lokalen Ebene. Diese wurde durch „Cluster“ 
dargestellt, welche gleichzeitig als Basis für ein Knoten-
modell des europäischen Übertragungsnetzes dienten. 
Die Annahmen zum Ausbauzustand des Übertragungs-
netzes zu Beginn des Analysehorizontes entsprachen 
denen des aktuellen europäischen Netzentwicklungs-
plans (TYNDP 2014). 
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Die langfristige Zielarchitektur des 
europäischen Stromnetzes

Darauf aufbauend wurden für alle Szenarien sogenannte 
„Übertragungsbedarfe“ zwischen den Regionen identifi-
ziert, die bis zum Jahr 2050 realisiert sein sollten. Diese 
Bedarfe stellen Kapazitäten im Übertragungssystem dar, 
die für Transportaufgaben zur Verfügung stehen müssen, 
um die erneuerbaren Energien in das Versorgungssystem 
zu integrieren. Unter verschiedenen Annahmen zur Ak-
zeptanz des Netzausbaus in der Bevölkerung, die sich 
direkt auf realisierbare Technologie-Optionen auswirken, 
wurden anschließend die Kosten des Ausbaus abgeleitet. 
Diese wurden in einer Bewertung des Kosten-Nutzen-
Verhältnisses den geringeren Systemkosten gegenüber-
gestellt.

Aus diesen Analysen und Berechnungen ergeben sich 
Zielnetzarchitekturen, die einen hohen volkswirtschaftli-
chen Nutzen bei gleichzeitig hohem Niveau an Versor-
gungsicherheit bieten. Folgende „Treiber“ bestimmen 
dabei maßgeblich die verschiedenen Elemente des Ziel-

Abbildung 3.16: E-highways

Quelle: Europäische Kommission, DG Energy

Abbildung 3.17: Netzarchitekturen der einzelnen Energieszenarien

Quelle: Eigendarstellung aus dem Projekt
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systems. So erhöhen insbesondere die Anbindung der 
Offshore-Windenergie in der Nordsee, die Verknüpfung 
der großen Speicherpotenziale Skandinaviens mit Mittel-
europa und die unterschiedlichen Erneuerbaren-Erzeu-
gungsprofile zwischen dem Norden und Süden Europas 
(Wind vs. PV) den Bedarf nach einem überregionalen 
Netzausbau.

Weil die Geografie der regionalen Erzeugungs- und Netz-
cluster immer gleich bleibt, lassen sich zudem die Über-
tragungsnetzbedarfe zwischen den Szenarien verglei-
chen. Daraus leiteten sich sogenannte „No-Regret-In-
vestments“ ab. Diese stellen szenario-übergreifende 
Ausbaupfade dar, die sich als robust gegenüber den un-
terschiedlichen Annahmen erwiesen. Eines wird dabei 
deutlich: Selbst im Falle einer primär dezentralen erneu-
erbaren Stromerzeugung ist eine signifikante Verstärkung 
der überregionalen Transportnetze volkswirtschaftlich 
sinnvoll. 

Bisherige nationale und internationale 
Netzplanungen erweisen sich als nachhaltig 
für 2050

Die Erkenntnisse des Projektes e-Highway 2050 eignen 
sich gut als Vergleichsmuster für die aktuellen Planungen 
zum Netzausbau in Deutschland (NEP) und Europa 
(TYNDP). Das Ergebnis: Die aktuell geplanten NEP- und 
TYNPD-Projekte erweisen sich auch in den unterschied-
lichen Energieszenarien für das Jahr 2050 als notwendig. 
Ein zusätzlicher Netzausbau kann erforderlich werden, 
wenn der Anteil der Erneuerbaren Energien am Energie-
mix auf über 75 % steigt. Die aktuellen NEP- und TYN-
PD-Planungen zum Netzausbau sind somit eine robuste 
Grundlage für ein Energiesystem, das hauptsächlich auf 
erneuerbare Energien setzt. Zugleich stellen die aktuellen 
Planungen auch dann ein volkswirtschaftlich sinnvolles 
Netzausbau-Niveau dar, wenn sich die Integration der 
erneuerbaren Energien verzögert oder in geringerem 
Umfang erreicht wird.

Zum Erreichen der Klimaziele bedarf es einer Evolution 
des Übertragungsnetzes statt einer Revolution. Die bis-
herige nationale und internationale Netzplanung erweist 
sich als nachhaltig für 2050. Es ist kein Bedarf an einer 
neuen Ebene im Übertragungsnetz erkennbar.

Fazit der Studie: Will Europa seine Klimaziele erreichen, 
muss das Übertragungsnetz als Rückgrat eines nachhal-
tigen Energiesystems umgebaut und verstärkt werden – 
das zeigt das Projekt e-Highway 2050 deutlich. Der Um-
fang des Netzausbaus ist letztendlich vom Grad der Inte-
gration der erneuerbaren Energien abhängig und sollte 
damit schritthalten.

>Zum Erreichen der Klimaziele 
bedarf es einer Evolution 

des Übertragungsnetzes statt einer 
Revolution.
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Annähernd 20 % der Treibhausgasemissionen in Deutschland werden vom Verkehrssektor verursacht. Neben Klimaschutz­
argumenten, haben die negativen Auswirkungen von Feinstaub und Lärm in Ballungsräumen, in zahlreichen Ländern zu 
ambitionierten Zielen zur Entwicklung und Verbreitung der Elektromobilität gesetzt. Es geht dabei auch um die Optimierung 
der Strom- und Wärmeerzeugung, sowie um die Kopplung der verschiedenen Sektoren inkl. Verkehr. 

Die Zukunft der Mobilität und das Ineinandergreifen der 
dafür notwendigen Infrastruktur mit der gesamten Ener-
gieversorgung sind für die Energiebranche von allergröß-
ter Bedeutung. Soll der Ausbau der Elektromobilität ge-
lingen, müssen in jeder Phase die einzelnen Module des 
Energiesystems integriert betrachtet und weiter entwi-
ckelt werden. Speicherfunktion, Netzausbau, Ladeinfra-
struktur, bei alledem geht es nicht nur um den Erfolg der 
Elektromobilität, sondern auch um den nachhaltigen 
Umbau der Energieversorgung als Ganzes. Um die Inter-
aktion zwischen einem intelligenten Verteilnetz (Smart 
Grid) und der Batterie des Elektroautos zu unterstützen, 
ist der Einsatz intelligenter Ladeinfrastruktur erforderlich. 

Vor diesem Hintergrund gibt es eine Reihe wichtiger und 
ganz praktischer Fragen zu klären. In der öffentlichen 
Diskussion zur Elektromobilität wird dabei zunächst und 
immer wieder die Ladeinfrastruktur als wesentlicher Er-
folgsfaktor und zugleich als Engpass angesehen. Es ist 
verständlich, dass bei der Betrachtung „Mobilität gleich 
Freiheit“ und im Kontext der Reichweitendiskussion dem 
Laden der Fahrzeuge eine besondere Aufmerksamkeit 
gewidmet wird. Andererseits beruhen die Befürchtungen 
über eine unzureichende Infrastruktur auf einem grund-

legenden Missverständnis: Der Ruf nach vielen öffentli-
chen Ladesäulen orientiert sich an dem, was von der 
herkömmlichen Tankstelleninfrastruktur bekannt ist. Der 
Vorzug der Elektromobilität ist aber, dass Strom nahezu 
überall verfügbar ist. Die Mehrheit der bisherigen Fahr-
zeugnutzer lädt ihr Auto zu Hause, am Arbeitsplatz oder 
auf dem Betriebsgelände. Man darf deshalb davon aus-
gehen, dass auch künftige Elektrofahrzeugnutzer diesem 
Ladeverhalten oftmals folgen werden. 

Ferner ist diese Entwicklung auch für den Stromlieferan-
ten die bevorzugte Option. Gesteuertes Laden oder eine 
Rückspeisung aus der Fahrzeugbatterie in das Stromnetz 
funktioniert nur, wenn das Fahrzeug lange mit dem Netz 
verbunden ist. Die Fahrzeughalter werden aber auch aus 
Kostengründen möglichst nicht an einer öffentlichen La-
desäule laden. Legt man für diese Ladepunkte die spezi-
fischen Vollkosten zugrunde, müsste der Strom an der 
öffentlichen Ladesäule um einiges teurer sein als der 
Strom am heimischen Ladepunkt. Hinzu kommt: Wer auf 
längeren Strecken unterwegs ist, will möglichst wenig Zeit 
an einer Aufladestelle verbringen. Ein vermehrter Einsatz 
von Schnellladesäulen (DC) würde auch denen helfen, 
die weite Strecken fahren wollen. 

3.5	 Elektromobilität: Vom Feldversuch zu flächendeckenden 
Ladelösungen

Abbildung 3.18: Verteilung der Ladeinfrastruktur in Deutschland

Quelle: NPE
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Ausbau der öffentlich zugänglichen Ladepunkte

Regelmäßigen Übersichten der Energiewirtschaft über 
die Entwicklung der Ladeinfrastruktur in Deutschland be-
legen deshalb, dass die Ladeinfrastruktur aktuell noch 
keinen Engpass darstellt. Für rund 50.000 zugelassene 
Elektrofahrzeuge standen zum Jahresende 2015 insge-
samt gut 5.800 öffentlich zugängliche Ladepunkte zur 
Verfügung.4 Hier gilt es zu beachten, dass die Wachs-
tumsraten der Fahrzeuge deutlich höher sind, als bei den 
Ladepunkten und dass die EU ein Verhältnis von einem 
öffentlich zugänglichen Ladepunkt zu zehn Fahrzeugen 
empfiehlt. 

Auch wenn die meisten Nutzer ihr Fahrzeug an privaten 
Ladeeinrichtungen laden werden, das Ziel der Bundesre-
gierung, die Zahl der Elektroautos bis 2020 auf eine Mil-
lion Fahrzeuge zu steigern, ist nicht ohne den weiteren 
Ausbau einer öffentlich zugänglichen Ladeinfrastruktur 
machbar. Obwohl die Energiewirtschaft bei dem Infra-
strukturausbau erheblich in Vorleistung gegangen ist, 
reicht dieser Ausbaustand mit steigenden Zulassungs-
zahlen der Elektrofahrzeuge bei weitem nicht aus. Der 
weitere Ausbau in diesem Segment wird nur in einer ge-
meinsamen Anstrengung zwischen öffentlicher Hand 
und Wirtschaft zu bewältigen sein. 

Insgesamt wird neben den Schnellladestationen auch ein 
Netz öffentlich zugänglicher Normalladesäulen ge-
braucht. Dies ist insbesondere für Nutzer ohne regelmä-
ßigen Stellplatz mit Lademöglichkeit relevant oder wenn 
der Kunde ad-hoc sein Fahrzeug laden möchte.

4	 BDEW-Erhebung Ladeinfrastruktur (Juni 2015)

Kundenfreundliche Nutzung der Ladepunkte 

Neben attraktiven, geeigneten und bezahlbaren Fahrzeu-
gen spielt insbesondere eine kundenfreundliche und 
leicht zugängliche öffentliche Ladeinfrastruktur eine we-
sentliche Rolle. Mögliche Hürden, wie z. B. durch ein 
kompliziertes Authentifizierungsverfahren, müssen im 
Sinnen einer möglichst einfachen Handhabung für den 
Kunden abgebaut werden, um das Vertrauen von poten-
ziellen Elektroautofahrern nicht zu beschädigen. Umso 
wichtiger ist es, dass Ladepunkte eine Zusammenarbeit 
unterschiedlicher Systeme und Anbieter, idealerweise 
europaweit, ermöglichen und dem Kunden eine standar-
disierte, komfortabel nutzbare und sichere Ladeschnitt-
stelle bieten. Die Energiewirtschaft in Deutschland hat 
sich deshalb darauf verständigt nur noch solche Lade-
säulen aufzubauen, an denen jeder Kunde den Ladevor-
gang mit Hilfe eines Mobiltelefons spontan starten kann. 
Sofern neben dem Mobilfunkzugang zusätzlich Chip-
Karten als Zugangsmedium angeboten werden, sollten 
die einzelnen Anbieter untereinander oder über entspre-
chende Plattformen Roaming-Verträge abschließen. 
Über sogenannte eRoaming-Plattformen können Ladein-
frastrukturen anbieter- aber auch länderübergreifend 
verbunden und moderne eRoaming-Konzepte entwickelt 
werden, die dem Kunden einen einfachen Zugang zur 
Ladestation ermöglichen. Hier gibt es zunehmend Unter-
nehmen, die auf diesem Gebiet einen europäischen An-
satz kundenfreundlicher Ladelösungen verfolgen. Von 
dem Erfolg bei diesem Vorhaben wird die Akzeptanz der 
Elektromobilität wesentlich abhängen. 

Um das Laden von Elektrofahrzeugen europaweit zu ver-
einfachen, hat man sich außerdem auf europäischer und 
nationaler Ebene auf einen einheitlichen Stecker als 
Standard geeinigt: Den Typ2-Stecker für das AC-Laden 
inklusive seiner CCS-Erweiterung für die Gleichstrom-
Schnellladung. Mit diesem Stecker ist das problemlose 
Laden auch im europäischen Ausland möglich.

>Der Vorzug der 
Elektromobilität ist aber, dass 

Strom nahezu überall verfügbar 
ist. Die Mehrheit der bisherigen 
Fahrzeugnutzer lädt ihr Auto zu 
Hause, am Arbeitsplatz oder auf dem 
Betriebsgelände. 

>Für rund 50.000 zugelassene 
Elektrofahrzeuge standen zum 

Jahresende 2015 insgesamt gut 5.800 
öffentlich zugängliche Ladepunkte 
zur Verfügung.
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Abbildung 3.19: Öffentlich zugängliche Ladepunkte für Elektroautos, je Gemeinde 
Stand 31.12.2015

Quelle: BDEW-Erhebung Elektromobilität; EasyMap-Kartengrundlage: (C) LUTUM+TAPPERT, Bonn
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Abbildung 4.2: Energie-Importabhängigkeit Deutschlands im Jahre 2015
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Quelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen 03/2016 (Prozentzahlen als Anteile der Inlandsförderung am jeweiligen Primärenergieverbrauch errechnet); 
einschließlich Sonstiger Energien, wie o. a. Außenhandelssaldo Strom, von 1,9 Mio. t SKE ergibt sich der gesamte Primärenergieverbrauch von 

454,0 Mio. t SKE.

4.1	 Zahlen & Fakten

2015 wurden in Deutschland 454,0 Mio. t SKE Energie verbraucht. Damit steht Deutschland in der Rangliste der größten 
Energiemärkte der Welt an siebter Stelle. 62 % des Energieverbrauches werden über Importe gedeckt. Wichtigster Ener­
gielieferant Deutschlands ist Russland. Im Wesentlichen beschränken sich die heimischen Energiereserven auf Braunkohle. 
Diese hatte 2015 in der Stromversorgung einen Anteil von 23 %. Erneuerbare Energien, inklusive Wasserkraft erzeugten 
31 % des Stroms.

Eckdaten des deutschen Energiemarktes

Im Jahr 2015 wurden in Deutschland 454,0 Mio. t SKE 
Energie verbraucht (2014: 448,9 Mio. t SKE). Damit 
steht Deutschland in der Rangliste der größten Energie-
märkte der Welt nach China, USA, Russland, Indien, Ja-
pan und Kanada an siebter Stelle. Der Pro-Kopf-Ver-
brauch an Energie beträgt in Deutschland 5,5 t SKE pro 
Jahr. Dies entspricht dem Doppelten des weltweiten 
Durchschnitts, andererseits der Hälfte des Vergleichs-
wertes der USA. Nimmt man die erwirtschafteten Güter 
und Dienstleistungen zum Maßstab, zeigt sich, dass in 
Deutschland Energie sehr effizient genutzt wird. So er-
reichte der Energieverbrauch in Deutschland 2015 rund 
150 kg SKE pro 1.000 € Bruttoinlandsprodukt. Im welt-
weiten Durchschnitt ist dieser spezifische Energiever-
brauch doppelt so hoch. Im Zeitraum 1990 bis 2015 hat 
sich die gesamtwirtschaftliche Energieeffizienz – gemes-
sen als witterungsbereinigter Primärenergieverbrauch je 
Einheit reales Bruttoinlandsprodukt – um mehr als ein 
Drittel verbessert.

Abbildung 4.1: Primärenergieverbrauch in 
Deutschland nach Energieträgern 2015

Insgesamt: 454,0 Mio. t SKE
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Quelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen 03/2016
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Deutschlands eigene Energiereserven beschränken sich 
im Wesentlichen auf Kohle. Der Anteil an den weltweiten 
Reserven ist bei Erdöl und Erdgas marginal. Deshalb ist 
Deutschland bei diesen Energieträgern in besonders ho-
hem Maße auf Importe angewiesen.

Die Deckung des Energieverbrauchs erfolgte 2015 zu 
38 % durch heimische Energien (einschließlich Kern-

energie, die aufgrund der im Inland vorgehaltenen – zu-
vor importierten großen Uranvorräte – als heimische 
Energie gewertet wird). Kohle trug 2015 (2014) mit 61,3 
(63,0) Mio. t SKE bzw. 35,3 % zur gesamten inländi-
schen Gewinnung von 173,5 (173,5) Mio. t SKE bei; da-
von entfielen 54,9 (55,2) Mio. t SKE auf Braunkohle und 
6,4 (7,8) Mio. t SKE auf Steinkohle. Es folgen erneuerba-
re Energien mit 56,9 (51,8) Mio. t SKE, Kernenergie mit 
34,2 (36,2) Mio. t SKE, Erdgas mit 9,3 (10,9) Mio. t SKE, 
Mineralöl mit 3,5 (3,5) Mio. t SKE sowie sonstige Energi-
en, wie zum Beispiel der nicht-biogene Anteil im Haus-
müll, mit 8,3 (8,1) Mio. t SKE.

Importenergien deckten 62 % des Energieverbrauchs. 
Die Energieimporte sind nach Energieträgern und Her-
kunftsländern diversifiziert. Wichtigster ausländischer 
Energielieferant Deutschlands ist die Russische Föderati-
on. Die Erdgas-, Rohöl- und Steinkohlenbezüge aus 
Russland trugen 2015 mit mehr als einem Drittel zu den 
gesamten Energierohstoffeinfuhren Deutschlands bei. 
Auf den nächsten Plätzen liegen Norwegen, die Nieder-
lande, Großbritannien, USA, Nigeria, Kasachstan, Ko-
lumbien, Aserbaidschan und Australien. Aus den Nieder-
landen bezieht Deutschland Erdgas, aus Norwegen so-

>Nimmt man die 
erwirtschafteten Güter und 

Dienstleistungen zum Maßstab, zeigt 
sich, dass in Deutschland Energie 
sehr effizient genutzt wird. So 
erreichte der Energieverbrauch in 
Deutschland 2015 rund 150 kg SKE 
pro 1.000 € Bruttoinlandsprodukt. 
Im weltweiten Durchschnitt ist 
dieser spezifische Energieverbrauch 
doppelt so hoch.

Abbildung 4.3: Energie-Rohstofflieferanten 2015
Angaben für Deutschland in Mio. t SKE
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Quelle: H.-W. Schiffer (ermittelt auf Basis BAFA)
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wohl Rohöl als auch Erdgas. Schwerpunkt der Lieferun-
gen aus Großbritannien ist Erdöl. Aus Nigeria, Kasachs-
tan und Aserbaidschan importiert Deutschland Rohöl. 
Aus USA, Kolumbien und Australien werden Steinkohlen 
eingeführt. 

Der Saldo des Außenhandels mit Energieträgern hat 
2015 – auf Basis der Angaben des Statistischen Bundes-
amtes – im Vergleich zum Vorjahr um 23,0 Mrd. € ent-
sprechend 27,7 % auf 59,9 Mrd. € abgenommen. Dieser 
Rückgang erklärt sich zu 86 % durch den Preisverfall auf 
den internationalen Ölmärkten. Trotzdem machten auch 

2015 die Netto-Öleinfuhren mit 37,8 Mrd. € den größten 
Teil der deutschen Netto-Einfuhrrechnung aus. Die zweit-
wichtigste Position hielten die Einfuhren von Erdgas mit 
20,2 Mrd. € (einschließlich Transitmengen). Auf Kohle 
entfielen 3,9 Mrd. €. Für Strom errechnet sich ein Ex-
portsaldo von 2,1 Mrd. €. 

Strom

2015 betrug die gesamte Brutto-Stromerzeugung 
651,8  TWh. Davon entfielen 93 % auf Kraftwerke der 
Energieversorger (einschließlich von Dritten betriebene 
Anlagen) und 7 % auf Industrie-Kraftwerke. 

>Importenergien deckten 62 % 
des Energieverbrauchs. 

Abbildung 4.4: Schwerpunkte der Energiegewinnung

Quelle: H.-W. Schiffer, Energiemarkt Deutschland

Stand: Februar 2016
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Unter Abzug des Eigenverbrauchs der Kraftwerke von 
35,6 TWh errechnet sich für 2015 eine Netto-Stromer-
zeugung von 616,2 TWh. Die Struktur der Netto-Stromer-
zeugung nach Einsatzenergien zeigte 2015 folgendes 
Bild: Erneuerbare Energien: 31,1 %, Braunkohle 23,3 %, 
Steinkohle 17,5 %, Kernenergie 14,1 %, Erdgas 9,3 % 
sowie Heizöl und sonstige Energien 4,6 %. 

Die installierte Leistung der Stromerzeugungsanlagen be-
lief sich gegen Ende 2015 auf (netto) 201 505 MW. Da-
von entfielen 97 457 MW auf erneuerbare Energien, 
21 201 MW auf Braunkohle, 10 799 MW auf Kernener-
gie, 28 236 MW auf Steinkohle, 28 152 MW auf Erdgas 
und 15 660 MW auf andere Energien (einschließlich 
Pumpspeicher). 

Angesichts des starken Zubaus von Anlagen auf Basis 
erneuerbarer Energien ist die installierte Leistung im Be-
reich der allgemeinen Versorgung inzwischen etwas 
mehr als doppelt so hoch wie die Jahreshöchstlast. 

Die Erzeugung an deutschen Standorten wurde ergänzt 
durch Einfuhren von Elektrizität, die 2015 rund 33,5 TWh 
betrugen. Die Ausfuhren an Strom beliefen sich 2015 auf 
85,2 TWh. Im Vergleich zum Vorjahr erhöhten sich die 
Stromausfuhren um 14,5 %. Die Stromeinfuhren sanken 
um 13,9 %. Der Saldo aus Exporten und Importen belief 
sich 2015 auf 51,7 TWh gegenüber 35,5 TWh im Jahr 
2014. Entscheidende Ursache für den Anstieg der Strom-

exporte ist der starke Zuwachs der Stromerzeugung aus 
erneuerbaren Energien.

Der Brutto-Stromverbrauch erreichte 600,0 TWh nach 
592,2 TWh im Jahr 2014. Der Netto-Stromverbrauch von 
530,6 TWh (ohne Netzverluste und Kraftwerkseigenver-
brauch) verteilte sich 2015 mit 46 % auf die Industrie, 
mit 25 % auf private Haushalte mit 27 % auf Handel so-
wie Gewerbe, öffentliche Einrichtungen und Landwirt-
schaft sowie 2 % auf den Verkehr.

Erneuerbare Energien

Erneuerbare Energien trugen 2015 mit 12,5 % zur De-
ckung des Primärenergieverbrauchs bei. Die Energiebe-
reitstellung durch erneuerbare Energien erfolgte für die 
Stromerzeugung sowie für die Deckung des Wärme- und 
Kraftstoffverbrauchs.

>Der Stromverbrauch von 
530,6 TWh verteilte sich 2015 

mit 46 % auf die Industrie, mit 25 % 
auf private Haushalte mit 27 % auf 
Handel sowie Gewerbe, öffentliche 
Einrichtungen und Landwirtschaft 
sowie 2 % auf den Verkehr.

Tabelle 4.1: Installierte Leistung der Stromerzeugungsanlagen und Stromerzeugung in Deutschland

Energieträger
Installierte Leistung Ende 2015 Stromerzeugung 2015

MW (netto) GWh (netto)

Braunkohle 21.201 143.580
Kernenergie 10.799 86.750
Steinkohle 28.236 108.130
Erdgas 28.152 57.430
Mineralölprodukte 4.450 4.800
Erneuerbare, davon: 97.457 191.869
Windkraft onshore 41.652 79.034
Windkraft offshore 3.295 8.677
Laufwasser und Speicherwasser* 5.630 19.050
Photovoltaik 39.726 38.432
Sonstige erneuerbare Energien 7.154 46.676
Pumpspeicher 5.710 5.790
Übrige Energien 5.500 17.850
Gesamt 201.505 616.199

mit natürlichem Zufluss

Stand: 10. März 2016

Quelle: BDEW und Deutsche WindGuard
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Erneuerbare Energien waren im Jahr 2015 nach Anga-
ben des BDEW mit 195,9 TWh (2014: 162,5 TWh) ent-
sprechend 32,7 % an der Stromversorgung in Deutsch-
land (Bruttoerzeugung gemessen am Bruttoinlandsver-
brauch) beteiligt (2014: 27,4 %). Die Netto-Stromerzeu-
gung aus erneuerbaren Energien belief sich 2014 auf 
191,9 TWh. Davon entfielen auf die Windenergie 87,7 
TWh, auf die Photovoltaik 38,4 TWh, auf die Wasserkraft 
19,1 TWh und auf sonstige erneuerbare Energien (insbe-
sondere Biomasse) 46,7 TWh. Bei Wasser sind Pump-
speicherkraftwerke ohne natürlichen Zufluss nicht den 
erneuerbaren Energien zugeordnet. Insgesamt nahm die 
Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien 2015 um 
21,0 % gegenüber 2014 zu.

Die stärksten Zuwächse verzeichnete 2015 mit 53,4 % 
die Windkraft. Entscheidend waren die im Vergleich zu 
2014 günstigeren Windverhältnisse. Daneben hat sich 
der Kapazitätszubau auf die Stromerzeugungsmenge auf 
Basis Wind positiv ausgewirkt. Nach Angaben der Deut-
sche WindGuard GmbH wurden im Jahr 2015 in 
Deutschland 1 368 Windenergieanlagen (WEA) an Land 
mit einer Leistung von 3 731 MW errichtet. Dieser Brutto-
zubau enthält gemäß den erhobenen Daten 176 Repow-
ering-Anlagen; unter Repowering werden in dieser Statis-
tik WEA bezeichnet, für deren Errichtung eine Altanlage 
im selben oder angrenzenden Landkreis abgebaut wur-
de. Die Leistung der 2015 errichteten Repowering-Anla-
gen beträgt 484 MW. Das entspricht einem Repowering-
Anteil von 13 % – gemessen am Brutto-Zubau des Jah-

Abbildung 4.5: Emissionen der Treibhausgase in Deutschland 1990 bis 2015 
in Mio. t CO2-Äquivalenten, ohne CO2 aus LULUCF
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1) Basisjahr für CO2, CH4 und N2O ist 1990, für HFCs, PFCs und SF6 ist es 1995.

2) Als Bezugsgröße für die Minderungsverpflichtung von 21 % im Zeitraum 2008 bis 2012 waren durch UNFCCC die (unveränderlichen) Assigned 
Amounts in Höhe von 1.232,4 Mio. t CO2-Äquivalente Deutschland verbindlich zugeordnet worden. Die tatsächlichen vom Umweltbundesamt aktuell be-
rechneten Basisjahr-Emissionen (für CO2, CH4 und N2O: 1990; F-Gase: 1995) belaufen sich auf 1.252,2 Mio. t CO2-Äquivalente.

3) Minderung um 40 % gegenüber dem Stand 1990.

Quelle: Umweltbundesamt, VET-Bericht 2014 und Presseinfo Nr. 09 vom 17.03.2016
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res 2015. Des Weiteren wurden 253 im Jahre 2015 abge-
baute WEA mit einer Gesamtleistung von 195 MW erfasst. 
Damit hat sich der WEA-Bestand an Land zum 
31.12.2015 auf 25 982 WEA mit 41 652 MW erhöht.

Die durchschnittliche im Jahr 2015 an Land errichtete 
WEA hatte eine Nennleistung von 2 727 kW, einen Rotor-
durchmesser von 105 m und eine Nabenhöhe von 
123 m. 

Die Verteilung des Windenergiezubaus im Jahr 2015 auf 
die Bundesländer stellt sich wie folgt dar: In Schleswig-
Holstein wurde mit 888 MW knapp ein Viertel der insge-
samt 2015 in Deutschland errichteten Leistung installiert. 
Nordrhein-Westfalen erreicht im bundesweiten Vergleich 
den zweiten Platz mit rund 422 MW neu installierter Leis-
tung. Niedersachsen steht mit 413 MW an dritter Stelle. 
Es folgen Brandenburg mit 398 MW und Bayern mit 372 
MW. Die genannten fünf Bundesländer stellen zwei Drit-
tel des bundesweiten Gesamtzubaus. Die zum 
31.12.2015 in Deutschland an Land insgesamt installier-
te Windenergieleistung verteilt sich nach Bundesländern 
wie folgt: Mit 8 602 MW führt Niedersachsen die Liste an. 
An zweiter und dritter Stelle stehen Schleswig-Holstein 
mit 5 897 MW und Brandenburg mit 5 850 MW installier-
ter Leistung. Es folgen Sachsen-Anhalt mit 4 599 MW, 
Nordrhein-Westfalen mit 4 080 MW, Rheinland-Pfalz mit 

>Die stärksten Zuwächse 
verzeichnete 2015 mit 53,4 % 

die Windkraft. Entscheidend waren 
die im Vergleich zu 2014 günstigeren 
Windverhältnisse. 

Abbildung 4.6: Energiesteuern und -abgaben in Deutschland,  
in Mrd. Euro

2008

Konzessions- und sonst.
Abgaben* 4,9

EEG/KWK 5,4

55,8

Stromsteuer 6,3

Energiesteuer
39,2

1998

Energiesteuer
34,1

Konzessions- und sonst.
Abgaben* 3,9

EEG/KWK 0,3

38,3

2015

EEG 21,8

75,9

Stromsteuer 6,6

Konzessions- und sonst.
Abgaben* 4,2

Energiesteuer
39,6

Kernbrennstoff- u.
Luftverkehrsteuer

2,4

Umlagen**  1,3

2014

EEG 22,3

76,5

Stromsteuer 6,6

Konzessions- und sonst.
Abgaben* 4,2

Energiesteuer
39,8

Kernbrennstoff- u.
Luftverkehrsteuer

1,7

Umlagen**  1,9
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2 926 MW, Mecklenburg-Vorpommern mit 2 884 MW 
und Bayern mit 1 893 MW. 

Im Jahr 2015 speisten 546 Offshore-Windenergieanlagen 
(OWEA) mit einer Leistung von 2 282 MW erstmalig in 
das Netz ein. Die OWEA mit erster Einspeisung verteilten 
sich auf insgesamt neun Offshore-Windenergieprojekte 
(OWP). Damit hat sich die Zahl der insgesamt ins Netz 
einspeisenden OWEA zum Jahresende 2015 auf 792 
Anlagen mit einer Gesamtleistung von 3 295 MW erhöht. 
Davon entfielen mit 690 Anlagen 2 956 MW auf die 
Nordsee und 102 Anlagen mit 339 MW auf die Ostsee. 
Die durchschnittliche Leistung der Anlagen mit Netzein-
speisung beträgt 4 160 kW. Im Jahr 2015 waren 290 
OWEA mit einer Leistung von 1 169 errichtet worden. 41 
dieser Anlagen mit einer Leistung von 246 MW erreichten 
im Jahresverlauf 2015 noch keine Netzeinspeisung. 

Die installierte Leistung der Photovoltaik hat sich von 
38 236 MW zum Jahresende 2014 auf 39 726 MW zum 
Jahresende 2015 erhöht. 

Die Leistung aller auf Basis erneuerbarer Energien instal-
lierten Anlagen vergrößerte sich bis zum Jahresende 
2015 auf 97 457 MW. Damit waren Anlagen auf Basis 

Abbildung 4.7: Zusammensetzung des Strompreises für private Haushalte 2015, in ct/kWh. 
Insgesamt: 29,11 ct/kWh

Mehrwertsteuer
4,65

Stromsteuer 2,05

Konzessions-
abgabe 1,63

KWKG
0,25

EEG
6,17

abla-Umlage
0,01

Kraftwerke/
  Beschaffung
     Vertrieb
           7,57

Netzentgelt
5,94

Entgelte für
Abrechnung, Messung
und Messstellenbetrieb
0,65

Umlage Offshore-
Haftung – 0,05

Umlage nach
§19 StromNEV
0,24

Staat 51,4 % 14,95 Cent/kWh
Beschaffung/Netz/

Vertrieb 48,6 % 14,16 Cent/kWh

Mengengewichteter Mittelwert über alle Vertragskategorien bei einem Jahresverbrauch von 3.500 kWh zum 1. April 2015 
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Abbildung 4.8: Benzinpreis 2015: 
Staatsanteil von 63 % 
Durchschnittspreis Superbenzin: 139,4 ct/Liter
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Quelle: Mineralölwirtschaftsverband
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erneuerbarer Energien fast zur Hälfte an der in Deutsch-
land insgesamt installierten Erzeugungskapazität betei-
ligt. Allein auf Solaranlagen entfielen davon 20 Prozent-
punkte; sechs Jahre zuvor, also zum Jahresende 2009, 
waren es erst sechs Prozentpunkte.

Die gesamten über das Erneuerbare-Energien-Gesetz 
(EEG) geförderten Einspeisemengen werden für 2015 auf 
etwa 160,9 TWh (2014: 136,1 TWh) beziffert. Der für die 
EEG-Umlage maßgebliche EEG-Umlagebetrag ist von 
23,6 Mrd. € im Jahr 2014 gemäß nachträglicher Jahres-
abrechnung auf 21,8 Mrd. € im Jahr 2015 gemäß Prog-
nose der Übertragungsnetzbetreiber gesunken. Er setzt 
sich aus drei Bestandteilen zusammen, die für 2015 wie 
folgt beziffert werden: 

•	 den für das folgende Kalenderjahr prognostizierten 
Förder- bzw. Differenzkosten für erneuerbare Energien 
(21,1 Mrd. €),

•	 die Liquiditätsreserve, einer Rückstellung für eventu-
elle Abweichungen von der Prognose (2,1 Mrd. €), 
und

•	 dem Kontoausgleich, also der Verrechnung des EEG-
Kontosaldos am 30. September (- 1,4 Mrd. €).

Die ex-ante errechneten EEG-Vergütungszahlungen belau-
fen sich für 2015 auf 27,3 Mrd. € (für 2014 ex-post er-
mittelt: 23,9 Mrd. €). Den Vergütungszahlungen steht ein 
ermittelter Marktwert der EEG-Strommengen von 
5,3 Mrd. € (ex-ante prognostiziert) gegenüber. 2014 wa-
ren es 4,1 Mrd. € (ex-post ermittelt). Unter Berücksichti-
gung der vermiedenen Netzentgelte und Aufwendungen 
der Übertragungsnetzbetreiber von 0,9 Mrd. € (2014: 
0,6 Mrd. €) ergeben sich für 2015 Differenzkosten von 
21,1 Mrd. € (ex-ante) gegenüber 19,4 Mrd. € (ex-post) 
im Jahr 2014. In diesem Betrag, der die reinen Förder-
kosten des jeweiligen Kalenderjahres widerspiegelt, sind 
der Kontoausgleich und die Liquiditätsreserve nicht ent-

>Damit waren Anlagen 
auf Basis erneuerbarer 

Energien fast zur Hälfte an der in 
Deutschland insgesamt installierten 
Erzeugungskapazität beteiligt.

Abbildung 4.9: Zusammensetzung des Preises für Gas bei Belieferung von Haushaltskunden 2015 
Insgesamt: 6,68 Cent/kWh
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halten. Die von nicht-privilegierten Letztverbrauchern zu 
entrichtende EEG-Umlage, die sich 2015 auf 6,17 ct/
kWh (2014: 6,24 ct/kWh) belaufen hatte, ist für 2016 auf 
6,35 ct/kWh angehoben worden.

Die EEG-Einspeisungen sind niedriger als der Gesamtbei-
trag erneuerbarer Energien zur Stromversorgung. Ursa-
chen sind: Die Einspeisung aus Wasserkraft wird gemäß 
EEG grundsätzlich nur bei Anlagen bis 5 MW gefördert. 
Der als regenerativ definierte Strom aus Müll ist nicht 
vom EEG erfasst.

Der Beitrag erneuerbarer Energien zur Deckung des Wär-
mebedarfs belief sich 2015 auf 159,5 TWh (2014: 145,5 
TWh). Damit hatten erneuerbare Energien 2015 am ge-
samten Endenergieverbrauch von Wärme einen Anteil 
von etwa 13 %. Die Verteilung nach einzelnen Energiear-
ten stellte sich 2015 wie folgt dar: Bioenergie: 140,2 TWh 
(2014: 127,5 TWh), Solarthermie: 7,6 TWh (2014: 7,3 
TWh), tiefe Geothermie: 1,2 TWh (2014: 1,1 TWh) sowie 
oberflächennahe Geothermie, Umweltwärme: 10,5 TWh 
(2014: 9,6 TWh). 

Der Biokraftstoffverbrauch verminderte sich im Jahr 2015 
auf 31,0 TWh (2014: 32,5 TWh). Damit erreichte deren 
Marktanteil im Verkehrssektor etwa 5 %. Von der gesam-
ten Biokraftstoffnutzung entfielen 21,7 TWh auf Biodiesel 
und hydrierte Pflanzenöle (2014: 22,8 TWh), 8,6 TWh 
auf Bioethanol (2014: 9,1 TWh) und 0,6 TWh auf Biogas 
und Biomethan (2014: 0,6 TWh). 

Mineralöl

Die Basis für die Versorgung sind die Rohöleinfuhren, da 
nur 2 % des Bedarfs aus inländischer Förderung gedeckt 
werden können. Sie beliefen sich 2015 (2014) auf 91,3 
(89,4) Mio. t. Daneben trugen Importe von Mineralölpro-
dukten mit 37,2 (37,0) Mio. t zur Bedarfsdeckung bei.

Die Rohöleinfuhren stammten 2015 zu 26 % aus West- 
und Mitteleuropa (im Wesentlichen Nordsee), zu 49 % 
aus Osteuropa/Asien, zu 19 % aus Afrika, zu 4 % aus 
dem Nahen Osten und zu 2 % aus Amerika. Der OPEC-
Anteil betrug 19 %. 

Abbildung 4.10: Herkunft des Rohöls und Inlandsabsatz Ölprodukte in Deutschland 2015
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Quelle: BAFA
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In Deutschland werden in 13 Raffinerien Rohöl und 
Halbfertigprodukte verarbeitet. Bei einer Kapazität der 
Rohölverarbeitung von 103,3 Mio. t pro Jahr zum 
31.12.2015 erreichte die Raffinerieauslastung 90,5 %. 
Die Raffinerieerzeugung belief sich auf 102,6 Mio. t. 

Der Inlandsabsatz an Mineralölprodukten (einschließlich 
Biokraftstoffe: 3,3 Mio. t) betrug 2015 rund 102,3 Mio. t. 
Hauptprodukte sind die vor allem im Straßenverkehr ge-
nutzten Kraftstoffe (Ottokraftstoff: 18,3 Mio. t; Diesel-
kraftstoff: 37,0 Mio. t), das leichte Heizöl mit Einsatz-
schwerpunkt Raumwärmemarkt (16,2 Mio. t), das insbe-
sondere in der Chemie genutzte Rohbenzin (16,2 Mio. t), 
Flugkraftstoff (8,5 Mio. t) und schweres Heizöl 
(5,2 Mio. t).

Der Absatz an Ottokraftstoff ist 2015 um 1,4 % im Ver-
gleich zum Vorjahr auf 18,3 Mio. t gesunken. Die fortge-
setzte Zunahme des Bestands an Pkw mit Dieselmotoren 
hat die Nachfrage nach Dieselkraftstoff weiter erhöht, 
und zwar um 4,0 % im Vergleich zum Vorjahr auf 
37,0 Mio. t im Jahr 2015.

Der Absatz von leichtem Heizöl hat sich 2015 im Ver-
gleich zum Vorjahr um 3,7 % vermindert. Es wurden 
5,4 % weniger Rohbenzin nachgefragt. Der Absatz an 

>Die Rohöleinfuhren stammten 
2015 zu 26 % aus West- und 

Mitteleuropa (im Wesentlichen 
Nordsee), zu 49 % aus Osteuropa/
Asien, zu 19 % aus Afrika, zu 4 % 
aus dem Nahen Osten und zu 2 % aus 
Amerika. Der OPEC-Anteil betrug 
19 %.

Abbildung 4.11: Erdgasaufkommen und Erdgasverbrauch in Deutschland 2015
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Großbritannien u.a. (3 %)
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Russland (40 %) Industrie (42 %)
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Quelle: BAFA
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Flugturbinenkraftstoff ist um 0,5 % geringer als 2014. 
Demgegenüber war bei schwerem Heizöl ein Zuwachs 
um 21,7 % zu verzeichnen. Die Aufteilung des gesamten 
Inlandsabsatzes nach Verbrauchsbereichen stellte sich 
2015 wie folgt dar:

•	 Verkehr: � 59 %
•	 Industrie: � 21 %
•	 Haushalte und Kleinverbraucher: � 18 %
•	 Kraftwerke der Stromversorger:� 2 %

Erdgas

Der Erdgasverbrauch betrug 2015 (2014) rund 866 
(825) TWh. Auf den Sektor Haushalte und Kleinver-
brauch entfielen 45 %. Dahinter steht nicht zuletzt die 
hohe Zahl gasbeheizter Wohnungen. Ende 2015 hatten 
rund 50 % aller Wohnungen eine Erdgasheizung. Die In-
dustrie war mit 42 % am Erdgasverbrauch beteiligt. Der 
Einsatz in Kraftwerken der Strom- und Wärmeversorger 
machte 13 % aus. 

Die Erdgasversorgung in Deutschland stützt sich auf eine 
diversifizierte Bezugsbasis. Das Erdgasaufkommen in 

Höhe von 1.184 TWh stammte 2015 zu 7 % aus heimi-
scher Förderung und zu 93 % aus Importen verschiede-
ner Herkunft: 40 % aus Russland, 21 % aus der norwe-
gischen Nordsee, 29 % aus den Niederlanden sowie 3 % 
aus Dänemark, Großbritannien und weiteren Lieferlän-
dern. Mit der Liberalisierung der Energiemärkte haben 
sich Spot- und Terminmärkte für Erdgas zügig entwickelt. 
Der Gashandel an den europäischen Hubs zeigt insge-
samt ein deutliches Wachstum. An den virtuellen Han-
delspunkten entstehen heute wesentliche angebots- und 
nachfragebasierte Preissignale für den europäischen und 
damit auch deutschen Markt.

>Die Erdgasversorgung in 
Deutschland stützt sich auf 

eine diversifizierte Bezugsbasis.  
Das Erdgasaufkommen in Höhe von 
1.184 TWh stammte 2015 zu 7 % 
aus heimischer Förderung und zu 
93 % aus Importen verschiedener 
Herkunft.

Abbildung 4.12: Steinkohlenaufkommen und Steinkohlenverbrauch in Deutschland 2015

Importe (49,7)

Wärmemarkt (1,3)56,1

Ibbenbüren (1,7)
Ruhrrevier (4,7)

Stahlindustrie (17,5)

Kraftwerke (38,9)

57,7

Steinkohlenaufkommen 2015
(in Mio. t SKE)

Steinkohlenverbrauch 2015
(in Mio. t SKE)

Quelle: Statistik der Kohlenwirtschaft e.V.



Weltenergierat - Deutschland

95

Energie in Deutschland

Für den Transport und die Verteilung des Erdgases steht 
ein ausgebautes Leitungsnetz mit einer Länge von insge-
samt etwa 510.000 km zur Verfügung, das in die europä-
ischen Transportsysteme integriert ist. Zur Infrastruktur 
gehört auch eine Vielzahl von Untertagespeichern. Die 
51 deutschen Gasspeicher können an den 40 Standorten 
knapp 25 Mrd. Nm3 (Stand 2015) Arbeitsgas aufneh-
men. Das entspricht fast 30 % der in Deutschland jähr-
lich verbrauchten Erdgasmenge. Die deutsche Gaswirt-
schaft verfügt damit über das größte Speichervolumen in 
der EU.

Steinkohle

In Deutschland wurden im Jahr 2015 rund 6,4 Mio. t 
SKE Steinkohle gefördert. Davon entfielen 74 % auf das 
Ruhrrevier und 26 % auf die Zeche Ibbenbüren. 

Nach Stilllegung des Bergwerks Auguste Victoria zum 
1. Januar 2016 befinden sich in Deutschland noch zwei 
Schachtanlagen in Betrieb. Das sind das Bergwerk Ib-
benbüren sowie das im Ruhrrevier gelegene Bergwerk 
Prosper-Haniel.

Abbildung 4.14: Braunkohlenförderung und deren Verwendung in Deutschland 2015
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Quelle: DEBRIV

Abbildung 4.13: Braunkohlenflussbild 2015
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Im Jahr 2015 deckten die Steinkohlenimporte fast 90 % 
des gesamten Steinkohlenverbrauchs. Die Einfuhren ent-
fielen zu mehr als 90 % auf sechs Lieferländer, nämlich 
Russland, USA, Kolumbien, Australien, Polen und Südaf-
rika. 

Der gesamte Steinkohlenverbrauch in Deutschland belief 
sich im Jahr 2015 auf 57,7 Mio. t SKE. Er verteilte sich 
mit 38,9 Mio. t SKE auf Kraftwerke, mit 17,5 Mio. t SKE 
auf die Stahlindustrie und mit 1,3 Mio. t SKE auf den 
Wärmemarkt. 

Im Rahmen des schrittweisen Auslaufprozesses werden 
die letzten beiden Bergwerke zum Ende des Jahres 2018 

stillgelegt. Mit der am 07.12.2011 erfolgten Genehmi-
gung des Stilllegungsplans für den deutschen Steinkoh-
lenbergbau durch die EU-Kommission war dieser Aus-
laufprozess auf europäischer Ebene endgültig abgesi-
chert worden.

Braunkohle

In Deutschland wurden 2015 rund 178,1 Mio. t Braun-
kohle – entsprechend 54,9 Mio. t SKE – gefördert, und 
zwar ausschließlich im Tagebau. Eingeführt wurden 
0,1 Mio. t SKE. Der Anteil der Inlandsgewinnung am Auf-
kommen erreichte somit 99,9 %. 

Die deutsche Braunkohlenförderung konzentriert sich 
auf vier Regionen: Das Rheinische Revier im Westen von 
Köln, das Lausitzer Revier im Nordosten von Dresden, 
das Mitteldeutsche Revier in der Umgebung von Leipzig 
und das Helmstedter Revier in Niedersachsen. 2015 
entfielen von der Gesamtförderung 53,5 % auf das 
Rheinland, 35,1 % auf die Lausitz, 10,6 % auf Mittel-
deutschland sowie 0,8 % auf Helmstedt.

Schwerpunkt der Braunkohlennutzung ist die Stromer-
zeugung rund um die Uhr über das gesamte Jahr, die 

>2015 deckten die 
Steinkohlenimporte 

fast 90 % des gesamten 
Steinkohlenverbrauchs. Die 
Einfuhren entfielen zu mehr 
als 90 % auf sechs Lieferländer, 
nämlich Russland, USA, Kolumbien, 
Australien, Polen und Südafrika.

Abbildung 4.15: Kraftwerkskapazität (31.12.2015) und Stromerzeugung 2015 in Deutschland 
Anteile der verschiedenen Energieträger
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Tabelle 4.2: Treibhausgas-Emissionen in Deutschland 1990 bis 2015
Basis-Jahr* 2000 2005 2010 2014 2015

Treibhausgas-Emissionen Mio. t CO2-Äquivalente
Kohlendioxid (CO2)*** 1051,0 899,2 865,9 832,2 792,9 798,6

Methan (CH4) 118,4 87,1 68,0 58,0 55,6 55,3

Lachgas (N2O) 65,2 43,4 43,7 37,1 38,9 39,6

HFC’s 8,4 8,1 9,7 10,3 10,9

14,8
PFC’s 2,1 1,0 0,8 0,3 0,2

Schwefelhexafluorid (SF6) 6,5 4,1 3,3 3,0 3,4

Stickstofftrifluorid (NF3)** 0,0 0,0 0,0 0,1 0,0

Gesamtemissionen 1251,6 1042,7 991,5 941,0 901,9 908,2

Kohlendioxid-Emissionen Mio. t 
Energie

aus Verfeuerung von Brennstoffen

989,8

985,7

839,5

836,2

811,4

808,2

784,1

781,3

745,2

742,6

750,2

747,6
Mineralöle 319,0 316,8 287,8 258,8 248,2 248,2

Erdgas u. Grubengas 116,9 158,4 165,1 176,0 143,4 150,4

Steinkohlen u. Gicht-, Kokereigas 202,1 178,7 164,8 159,4 151,8 150,6

Braunkohlen 339,4 170,4 176,3 166,6 173,5 173,1

Sonstige 8,2 11,9 14,2 20,5 25,7 25,3

diffuse (flüchtige) Emissionen 4,1 3,3 3,2 2,8 2,6 2,6

Industrie 59,3 57,0 52,2 45,8 44,8 45,5
Mineralische Produkte 22,8 22,3 19,6 18,4 19,1 19,7

Chemische Industrie 8,1 8,4 8,8 8,3 6,2 6,2

Herstellung von Metall 25,1 23,5 21,1 16,4 17,0 17,1

Nichtenerg. Prod. aus Brennstoffen 3,3 2,8 2,7 2,7 2,5 2,4

Landwirtschaft*** 1,9 2,7 2,3 2,3 2,9 2,9
Gesamtsumme**** 1051,0 899,2 865,9 832,2 792,9 798,6
Kohlendioxid-Emissionen Mio. t
Emissionshandelssektor***** ** 471,8 475,0 454,9 461,2 n.v.
darunter:

Energiewirtschaft ** 369,3 376,9 357,2 337,9 n.v.

Industrie ** 102,6 98,1 97,6 123,3 n.v.

Nicht-Emissionshandelssektor ** 427,4 390,9 377,3 331,7 n.v.
darunter:

Verkehr 161,9 180,7 160,0 152,8 159,5 161,9

Private Haushalte
Gewerbe/Handel/Dienstleistungen

128,6

64,1

117,8

45,6

111,0

40,2

105,5

40,2

84,3

32,6

87,3

n.v.

Sonstiges****** ** 83,3 79,8 78,8 55,3 n.v.

Gesamtsumme 1 051,0 899,2 865,9 832,2 792,9 798,6

* Basisjahr für CO2, CH4 und N2O ist 1990, für die HFC’s und PFC’s sowie SF6 und NF3 1995.

** Neu zu berichtendes Gas in der 2. Verpflichtungsperiode (Basisjahr: 5.000 t; 2000: 9.000 t; 2005: 34.000 t; 2010: 61.000 t; 2014: 20.000 t).

*** Die CO2-Emissionen aus der Landwirtschaft beinhalten Emissionen aus der Kalkung von Böden und der Harnstoffanwendung.

**** Gesamtemission ohne Landnutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft.

***** Ab 2008 einschließlich Anlagen in der chemischen Industrie und „Weiterverarbeitung von Stahl“.

****** Auch Industrieanlagen und Energieumwandlung außerhalb des Emissionshandels (z. B. Anlagen FWL unter 20 MW).

Quellen: Basisjahr bis 2014: Umweltbundesamt, Nationales Treibhausgasinventar 1990 – 2014, EU-Submission, Stand 15.01.2016; DEHSt, VET-Bericht 
2014 – Treibhausgasemissionen der emissionshandelspflichtigen stationären Anlagen und im Luftverkehr in Deutschland im Jahr 2014, Mai 2015; 2015: 
Umweltbundesamt, Presseinfo Nr. 09 vom 17.03.2016

}
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sogenannte Grundlast. 2015 wurden 159,3 Mio. t Braun-
kohle an Kraftwerke der allgemeinen Versorgung gelie-
fert. Das entsprach 89 % der gesamten Inlandsgewin-
nung. Die Brutto-Stromerzeugung in Kraftwerken der all-
gemeinen Versorgung betrug 2015 auf Basis Braunkohle 
151,7 TWh.

Nach den Kraftwerken der allgemeinen Versorgung re-
präsentieren die Veredlungsbetriebe den wichtigsten Ab-
nahmebereich der Rohbraunkohle. 2015 wurden in den 
Veredlungsbetrieben des Bergbaus 6,7 Mio. t marktgän-
gige Produkte, wie Brikett, Braunkohlenstaub, Wirbel-
schichtkohle und Koks erzeugt. Die Stromerzeugung in 
Grubenkraftwerken erreichte 2,7 TWh. In Industriekraft-
werken außerhalb des Braunkohlenbergbaus wurden 
2015 insgesamt 0,6 TWh Strom erzeugt.

Die gesamte Brutto-Stromerzeugung aus Braunkohle be-
lief sich damit 2015 auf 155,0 TWh. 

Die insgesamt installierte Bruttoleistung der Braunkoh-
lenkraftwerke betrug zum 01.01.2016 auf 22 604 MW. 
Darunter entfielen 11 332 MW auf Nordrhein-Westfalen, 
4 764 MW auf Brandenburg, 4 640 MW auf Sachsen, 
1 229 MW auf Sachsen-Anhalt, 407 MW auf Niedersach-
sen, 188 MW auf Berlin, 40 MW auf Hessen und jeweils 
2 MW auf Bayern und Baden-Württemberg. 

In der Braunkohlenindustrie in Deutschland waren zum 
31.12.2015 – einschließlich der rund 5 300 Mitarbeiter 
in den Braunkohlenkraftwerken der allgemeinen Versor-
gung von Unternehmen mit Braunkohlengewinnung – 
insgesamt zirka 20 750 Mitarbeiter beschäftigt. 

CO2-Emissionen

Die energiebedingten CO2-Emissionen in Deutschland la-
gen 2015 bei 750 Mio. t. Unter Einbeziehung der pro-
zessbedingten Emissionen, die zum Beispiel bei der Um-
wandlung von Stoffen in chemischen Verfahren entste-
hen, und der CO2-Emissionen der Landwirtschaft betrug 
der CO2-Ausstoß insgesamt 799 Mio. t. Dies entspricht 
einem Anstieg um knapp 6 Mio. t entsprechend 0,7 % 
gegenüber 2014. Wesentliche Ursache war die vergrö-
ßerte Energienachfrage als Folge der kühleren Witterung. 

Im Gesamtzeitraum 1990 bis 2015 sanken die nicht-
temperaturbereinigten Emissionen an CO2 um 252 Mio. t 
entsprechend 24,0 %. Die gesamten Treibhausgas-Emis-
sionen – unter Einbeziehung der anderen treibhausrele-
vanten Gase, wie u. a. Methan – haben sich von 
1 248 Mio. t CO2-Äquivalenten im Jahr 1990 (Basisjahr 
Kyoto-Protokoll: 1251,6 Mio. t CO2-Äquivalente) um 
27,2 % auf 908 Mio. t CO2-Äquivalente verringert. 

Energiesteuern und andere Belastungen

Der Bund erzielte 2015 aus der Erhebung von Ver-
brauchsteuern (Mineralöl- und Stromsteuer) auf Energie 
48,6 Mrd. €. Von dem Energieverbrauchsteuer-Aufkom-
men entfielen 2015 mit 36,0 Mrd. € rund 74 % auf Kraft-
stoffe. Erdgas trug mit 2,4 Mrd. € zum Gesamtaufkom-
men bei. Andere Heizstoffe als Erdgas – insbesondere 
Heizöl – erbrachten ein Aufkommen von 1,2 Mrd. €. Für 
die Stromsteuer ist ein Aufkommen von 6,6 Mrd. € ermit-
telt worden. Zum 01.01.2011 neu eingeführt worden 
waren die Kernbrennstoffsteuer und die Luftverkehrs-
steuer, aus deren Erhebung der Bund 1,4 bzw. 1,0 Mrd. € 
Steuereinnahmen im Jahr 2015 erzielte.

Die Verbrauchsteuern halten einen unterschiedlich ho-
hen Anteil an den Produktpreisen. Für Ottokraftstoff wird 
eine Mineralölsteuer von 65,45 ct/Liter erhoben. Für Die-
selkraftstoff lautet der entsprechende Wert (ebenfalls für 
schwefelfreie Ware) 47,04 ct/Liter. Berücksichtigt man 
außerdem die Mehrwertsteuer (seit 01.01.2007: 19 %), 
so errechnet sich für 2015 ein Steueranteil am Produkt-
preis von 63 % (Superbenzin) bzw. 56 % (Dieselkraft-
stoff). Bei leichtem Heizöl belief sich der Anteil der Steu-
ern (Verbrauch- und Mehrwertsteuer) – gemessen an 
dem von privaten Haushalten zu zahlenden Produktpreis 
– 2015 auf 26 %. Für Erdgas lag der Anteil von Steuern 
und Abgaben am Haushaltskundenpreis 2015 – unter 
Einbeziehung der Konzessionsabgabe, der Erdgas- und 
der Mehrwertsteuer in die Rechnung – bei 25 %.

Kohle unterliegt einem Steuersatz von 0,33 €/GJ. Die 
Verwendung von Kohle als Einsatzenergie zur Stromer-
zeugung ist – ebenso wie etwa der Einsatz von Erdgas zur 
Stromerzeugung – von der Energiesteuer befreit. 

>Schwerpunkt der 
Braunkohlennutzung ist 

die Stromerzeugung rund um die 
Uhr über das gesamte Jahr, die 
sogenannte Grundlast. 

>Der Bund erzielte 2015 
aus der Erhebung von 

Verbrauchsteuern (Mineralöl- und 
Stromsteuer) auf Energie 48,6 Mrd. €.
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Mit dem Kernbrennstoffsteuergesetz vom 8. Dezember 
2010 unterliegt Kernbrennstoff, der zur gewerblichen Er-
zeugung von elektrischem Strom verwendet wird, seit 
dem 01.01.2011 (bis zum Jahr 2016) der Kernbrenn-
stoffsteuer. Die Steuer für ein Gramm Plutonium 239, 
Plutonium 241, Uran 233 und Uran 235 betragt 145 €. 
Dies entspricht einer steuerlichen Belastung der auf Ba-
sis Kernenergie erzeugten Strommenge von 
15,50 € MWh. 

Der Strompreis, der für private Haushalte 2015 mit 29,11 
ct/kWh beziffert wird, setzte sich nach Angaben der Bun-
desnetzagentur wie folgt zusammen (mengengewichte-
tes Preisniveau im Durchschnitt über alle Vertragskatego-
rien – mit Stand 01. April 2015, jeweils in ct/kWh):

•	 Energiebeschaffung, Vertrieb,  
sonstige Kosten und Marge:� 7,57

•	 Nettonetzentgelt:� 5,94
•	 Entgelte für Abrechnung, Messung und 

Messstellenbetrieb: � 0,65
•	 Konzessionsabgabe: � 1,63
•	 Erneuerbare-Energien-Gesetz:� 6,17
•	 Kraft-Warme-Kopplungs-Gesetz: � 0,25
•	 § 19 StromNEV-Umlage:� 0,24
•	 Offshore Haftungs-Umlage:�  – 0,05
•	 Umlage für abschaltbare Lasten: � 0,01
•	 Stromsteuer: � 2,05
•	 Mehrwertsteuer: � 4,65

Damit belief sich der staatlich induzierte Anteil am Haus-
haltsstrompreis 2015 auf 51,4 %. Für das Produzierende 
Gewerbe und die Landwirtschaft gelten ermäßigte Satze.

>2015 belief sich der staatlich 
indizierte Anteil am 

Haushaltsstrompreis auf 51,4 %.
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Im November 2015 haben das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) und das Bundesministerium für Um­
welt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB) den vierten Monitoringbericht, vorgelegt, der detailliert und fakten­
basiert den Fortschritt der Energiewende im Jahr 2014 dokumentiert. Als Bestandteil der „10-Punkte-Energie-Agenda“ des 
BMWi, die den Versuch darstellt, die Energiepolitik in Hinblick auf eine erfolgreiche Energiewende hin zu strukturieren, 
trägt das Monitoring zur größeren Transparenz bei und will somit mittelbar auch die Akzeptanz für die notwendigen Maß­
nahmen erhöhen.

Die Expertenkommission, ein unabhängiges Beratungs-
gremium der Bundesregierung, das den Monitoringpro-
zess begleitet, hat gleichzeitig ihre Stellungnahme zu 
diesem Bericht veröffentlicht. Beide Berichte bilden da-
mit eine wichtige Grundlage, um den Stand der Energie-
wende zu beurteilen. 

Energieziele auf dem Prüfstand

Der vierte Monitoringbericht bringt die Zielarchitektur der 
Energiewende in Erinnerung. In der Gesamtschau wird 
sichtbar, welche Einzelziele es bereits gibt und in wel-
chen Bereichen sie mehr oder weniger ausgeprägt und 
differenziert sind. Anhand einer umfangreichen Indikato-
rensammlung werden der Verlauf der Energiewende und 
die ergriffenen politischen Maßnahmen betrachtet und 
bewertet. In der Analyse zeigt sich, dass es eine größere 
Diskrepanz von Zielen und dem aktuellen Grad der 
Zielerreichung gibt. Die Expertenkommission stellt in ih-
rer Stellungnahme zum Monitoringbericht fest: „Die 
Energiewende kommt voran, wenn auch insgesamt nicht 
so schnell wie ursprünglich geplant und erforderlich.“

Es zeigt sich insbesondere, dass sich die politischen Ak-
tivitäten und Maßnahmen ungleich auf die verschiede-
nen Energiesektoren Strom, Wärme und Verkehr vertei-
len. 

Gerade in den Bereichen Wärme und Verkehr besteht 
noch sehr großer Handlungsbedarf. Drei Viertel der Hei-
zungsanlagen in bestehenden Wohngebäuden sind nicht 
auf dem Stand der Technik. Daher würde ein Austausch 
veralteter Technik durch moderne Geräte bzw. ein An-
schluss an effiziente Wärmeversorgungssysteme einen 
erheblichen Beitrag zur Emissionsreduktion leisten. Sinn-
voll wäre nach Meinung der Expertenkommission neben 
dem „Anreizprogramm Energieeffizienz“ des BMWi auch 
die Einführung der steuerlichen Förderung der energeti-
schen Gebäudesanierung. 

Mit dem „Aktionsprogramm Klimaschutz 2020“ und dem 
„Nationalen Aktionsplan Energieeffizienz“ (NAPE) hat die 
Bundesregierung im Jahr 2014 erstmals ein Konzept 
vorgelegt, das aufzeigt, wie die Energiewende im Wärme-
markt vorangetrieben werden soll. Die Bundesregierung 
setzt hierbei auf die Entwicklung der Energiedienstleis-
tungsmärkte, auf Anreize sowie auf Information und Be-
ratung. Wichtig ist, dass die Maßnahmen aus dem NAPE 
nun umgehend umgesetzt werden und diesen Maßnah-
men auch ermöglicht wird zu wirken. Es muss auch dar-
um gehen, die bestehenden und noch umzusetzenden 
Instrumente genau auf Hemmnisse zur Umsetzung von 
effizienzsteigernden Maßnahmen zu durchleuchten und 
diese konsequent zu beseitigen.

Große Defizite im Verkehrsbereich 

Im Verkehrsbereich konstatiert die Expertenkommission 
deutlich: „Im Verkehr läuft die Entwicklung sogar in die 
falsche Richtung.“ Gerade in Zeiten von niedrigen Ölprei-
sen, bedarf es einer konsequenten Umsetzung einer E-
Mobilitätsstrategie durch die Politik mit attraktiven Anrei-
zen für Industrie und private Verbraucher. Eine in diesem 
Zusammenhang einfach umzusetzende Maßnahme ist 
die seit langem erwartete, aber noch nicht erfolgte Um-
setzung einer Verlängerung der Energiesteuerermäßi-
gung für Erdgasautos. 

Ein entscheidender Faktor für den Erfolg von Elektromo-
bilität ist auch der weitere Ausbau öffentlich zugänglicher 
Normallladeinfrastruktur (AC): neben der Schnellladeinf-
rastruktur insbesondere auch ein Netz öffentlich zugäng-
licher Normalladesäulen. Ende 2015 standen in Deutsch-
land 5.836 öffentlich zugängliche Ladepunkte zur Verfü-
gung, davon 153 Schnellladepunkte.

>Die Expertenkommission 
stellt in ihrer Stellungnahme 

zum Monitoringbericht fest: „Die 
Energiewende kommt voran, wenn 
auch insgesamt nicht so schnell 
wie ursprünglich geplant und 
erforderlich.“

4.2	 Monitoring zur Energiewende
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Risiken für die Zielerreichung

Die Expertenkommission stellt den weiteren Ausbau des 
Anteils erneuerbarer Energien an der Stromerzeugung 
positiv heraus. In nahezu allen anderen beobachteten 
Bereichen sieht sie dagegen „ausgeprägte Risiken“ für 
die Zielerreichung:

•	 Der Anteil der erneuerbaren Energien am Bruttoend-
energieverbrauch hatte im Betrachtungszeitraum 
2014 einen Wert von 13,5 %. Das Ziel für 2020 liegt 
jedoch bei 18 Prozent. Die Erreichung dessen ist mo-
mentan mehr als fraglich, denn zuletzt stieg beispiels-
weise der Endenergieverbrauch im Verkehrsbereich 
wieder an.

•	 Der gesamte Primärenergieverbrauch sinkt bei weitem 
nicht in dem Maße, wie es erforderlich wäre.

•	 Auch die Endenergieproduktivität steigt auf einem 
solch schwachen Niveau, dass ab 2015 eine durch-
schnittliche jährliche Steigerung von über 3 % nötig 
wäre, um das 2020-Ziel mit einem durchschnittlichen 
jährlichen Wachstum von 2,1  % noch erreichen zu 
können; ein aus aktueller Sicht illusorischer Wert.

•	 Diese Entwicklungen gefährden schließlich auch die 
nationalen Ziele zur Treibhausgasreduktion bis 2020.

Die Expertenkommission kritisiert auch die fehlenden 
Entwicklungs- und Lösungsansätze im Monitoringbe-
richt. Beispielsweise wird unter Sektorkopplung im Moni-
toringbericht verkürzt die Nutzung von Überschusss-
trommengen in den anderen Energiesektoren Wärme 
und Verkehr gesehen. Existierende Technologien und 
Konzepte wie die Kraft-Wärme-Kopplung (KWK), die ge-
rade Stromsektor und Wärmesektor volkswirtschaftlich 
sinnvoll verbindet, werden teilweise ihrem Potenzial nicht 
angemessen dargestellt. 

Mit der Reform des EEG im Jahr 2014 wurde die Basis 
zur notwendigen und überfälligen Synchronisation des 
Ausbaus der erneuerbaren Energien und der Stromnetze 
gelegt. Aufgrund der unter anderem auch gesellschaftli-
chen Konflikte und der Akzeptanzprobleme beim Netz-
ausbau, zeigt sich jedoch, dass der Netzausbau „hinter 
den Anforderungen der Energiewende hinterherhinkt“, 
wie es die Expertenkommission ausdrückt. Laut Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Energie waren Anfang 
März 2016 7.492 Leitungskilometer Netzausbauvorha-
ben bei den Übertragungsnetzen geplant. Davon sind 
bislang 673 km fertiggestellt worden.

Auch wenn im letzten Jahr einige wichtige Maßnahmen 
auf den Weg gebracht wurden, bleiben entscheidende 
Grundsatzfragen sowohl zum Strommarkt und zum künf-
tigen Kraftwerkspark als auch zur Strategie für Effizienz-
steigerung und E-Mobilität unbeantwortet. Es kommt also 
auf die zukünftigen Entwicklungen an, die allerdings erst 
im weiteren Monitoringprozess auf ihre Wirkung hin 
überprüft werden können.

>Auch wenn im letzten 
Jahr einige wichtige 

Maßnahmen auf den Weg gebracht 
wurden, bleiben entscheidende 
Grundsatzfragen sowohl zum 
Strommarkt und zum künftigen 
Kraftwerkspark als auch zur 
Strategie für Effizienzsteigerung 
und E-Mobilität unbeantwortet.
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4.3	 Reform des Strommarktes

Bereits seit mehreren Jahren gibt es in Deutschland wie auch in anderen Ländern intensive Diskussionen über die Frage, ob 
die Strommärkte in ihrem aktuellen Design noch für einen Markt mit einem großen und weiter wachsenden Anteil an erneu­
erbaren Energien geeignet sind. So wurde insbesondere diskutiert, ob das bestehende Marktdesign ausreiche, um dauerhaft 
Versorgungssicherheit zu gewährleisten. Dabei stand vor allem die Frage im Vordergrund, ob ein zusätzlicher Markt für die 
Vorhaltung von Strom-Erzeugungskapazität eingeführt werden muss (diesen Weg haben bspw. Frankreich oder Großbritan­
nien gewählt) oder ob ein modernisierter – und ggf. um Sicherheitsreserven ergänzter – „Energy-only-Markt“ ausreicht, wie 
er im Kern heute bereits in Deutschland und Österreich existiert.

Die Bundesregierung hat sich der Strommarktreform 
gleich zu Beginn der aktuellen Legislaturperiode ange-
nommen. In einem umfassenden Konsultationsprozess 
hat sie unterschiedliche Ausgestaltungsvarianten eines 
reformierten Strommarktes diskutieren lassen. Das nun 
vorliegende Strommarktgesetz ist geprägt durch die 
Grundsatzentscheidung zugunsten einer Reservelösung 
und verzichtet auf die Einführung eines Kapazitätsmark-
tes. Gleichzeitig gehen die Regelungen des Strommarkt-
gesetzes jedoch deutlich über diesen Aspekt hinaus. So 
regelt das Strommarktgesetz verschiedene Gegenstände 
wie die schrittweise Stilllegung von 2,7 GW Braunkohle-
kapazität bis Ende 2019 zur Erreichung der deutschen 
Klimaschutzziele 2020, die Neuausgestaltung von Reser-
ven zur Stabilisierung des Übertragungsnetzes und ent-
hält Neuregelungen zum Einsatz von im Markt stehenden 
Anlagen zur Netzstabilisierung (Redispatch). Weiterhin 
gibt es neue Transparenzvorschriften sowie Maßnahmen 
zu Verbesserung des Monitoring der Versorgungssicher-
heitslage. Daneben schafft das Gesetz die Grundlagen 
für eine Änderung des Marktdesigns für Regelenergie-
märkte und sieht es die Einführung von maximal 2 GW an 
neu zu errichtenden Kraftwerkskapazitäten in Süd-
deutschland zur Netzstabilisierung vor. 

Einige Maßnahmen, die noch Gegenstand des Konsulta-
tionsprozesses waren, insbesondere die Reform des 
Netzentgelt-, Steuern- und Umlagensystems mit Blick 
auf die Beseitigung von Flexibilitätshemmnissen, finden 
sich im Strommarktgesetz noch nicht wieder, könnten 
aber noch in der laufenden Legislaturperiode angegan-
gen werden. 

Ein neues Reserve-System

Das neu einzuführende Reserve-System bildet den Kern 
des Strommarktgesetzes. Das Strommarktgesetz enthält 
ein Bekenntnis zur freien Preisbildung und zur Akzeptie-
rung von Preisspitzen im Strommarkt, um Anreize für 
Investitionen in benötigte Erzeugungsleistung oder Ver-
brauchsflexibilisierungsmaßnahmen zu schaffen. Dane-
ben soll ein zusätzlicher Sicherheitsmechanismus mittels 
einer Kapazitätsreserve eingerichtet werden, die ab 2017 
aufgebaut werden soll und die ab 2019 ihre Sollgröße von 
5 % der deutschen Jahreshöchstlast (ca. 4,4 GW) errei-
chen soll. Die Reserve wird wettbewerblich beschafft; ei-
ne erste Ausschreibung ist für den 1. April 2017 vorgese-
hen. Die Anlagen der Kapazitätsreserve werden vollstän-
dig außerhalb des Strommarktes vorgehalten, um diesen 
nicht zu beeinflussen, und dürfen auch nicht in den 
Strommarkt zurückkehren („No-way-back-Regel“). Die 
Verfahren zur Beschaffung und zum Einsatz werden in 
einer neu geschaffenen Kapazitätsreserveverordnung de-
tailliert geregelt. Neben der Kapazitätsreserve existiert die 
Reserve zur Stabilisierung des Übertragungsnetzes in 
Süddeutschland, die bislang vor allem bei extremen Wet-
terereignissen wie starkem Windaufkommen eingesetzt 
wurde. Diese Reserve soll um maximal 2 GW neu zu er-
richtende Netzreserveanlagen in Süddeutschland er-
gänzt werden, die ebenfalls im Rahmen eines wettbe-
werblichen Beschaffungsverfahrens bis zum 30. April 
2017 kontrahiert werden sollen. Diese Neubau-Netzre-
servekapazität wird auf die auszuschreibende Menge der 
Kapazitätsreserve angerechnet. Die genauen Ausschrei-
bungsbedingungen für die Neubau-Netzreserve werden 
in diesem Jahr auf der Grundlage einer Analyse der 
Übertragungsnetzbetreiber spezifiziert. Eine gewisse Ver-
zahnung der Kapazitätsreserve und der Netzreserve soll 
dadurch ermöglicht werden, dass Anlagen der Netzreser-
ve (mit Ausnahme der Neubauanlagen, die eine 15-jähri-
ge Festvergütung erhalten) berechtigt sind, ebenfalls in 
die Kapazitätsreserve zu bieten und im Erfolgsfalle in 
diese wechseln können.

>Das nun vorliegende 
Strommarktgesetz ist geprägt 

durch die Grundsatzentscheidung 
zugunsten einer Reservelösung und 
verzichtet auf die Einführung eines 
Kapazitätsmarktes.
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Sicherheitsbereitschaft Braunkohlekapazität

Schließlich werden 2,7 GW Braukohlekapazität schritt-
weise stillgelegt und ebenfalls in eine Reserve („Sicher-
heitsbereitschaft“) überführt. Die betroffenen Anlagen 
verbleiben über vier Jahre in der Sicherheitsbereitschaft 
und werden im Anschluss endgültig stillgelegt, wofür die 
Betreiber eine Kompensation erhalten. Die Sicherheits-
bereitschaft ist vollkommen unabhängig von dem sonsti-
gen Reservesystem.

Die Abbildung illustriert die Zusammenhänge und Grö-
ßenordnungen.

Das Strommarkgesetz ist eine der umfangreichsten Re-
formen des Strommarktes der vergangenen Jahre. 
Gleichzeitig steht die konkrete Umsetzung zahlreicher 
Maßnahmen, wie die Detaillierung der Bedingungen der 
Neubau-Netzreserve oder die Reform des Steuern-, Um-
lagen und Netzentgeltsystems weiter an. Auch die Schaf-
fung eines Versorgungssicherheitsmonitoring im europäi-

schen Strommarkt wird eine komplexe Herausforderung 
werden. 

>Das Strommarkgesetz ist 
eine der umfangreichsten 

Reformen des Strommarktes der 
vergangenen Jahre.

Abbildung 4.16: Reservesystem ab 2016, in GW
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Die Referentenentwürfe des BMWi zur EEG-Novelle 2016 zum Windenergie-auf-See-Gesetz von Anfang März unternehmen 
mit der Umstellung auf Ausschreibungen einen weiteren Schritt zu einer stärkeren Professionalisierung des Ausbaus erneu­
erbarer Energien. Mit der gleitenden Marktprämie über 20 Jahre bleibt die hohe Investitionssicherheit für EEG-Anlagenbe­
treiber erhalten. Zugleich kann die Einhaltung des Ausbaukorridors die Berechenbarkeit für den verbleibenden Strommarkt 
erhöhen.

Die aktuellen europäischen Energie- und Umweltbeihilfe-
leitlinien sehen die Einführung von wettbewerblichen 
Ausschreibungen zur Festsetzung der Förderhöhe für 
Erneuerbare Energien Anlagen vor. Vor diesem Hinter-
grund werden in Deutschland ab 2017 Ausschreibungen 
zur Ermittlung der Förderhöhe für EEG-Neuanlagen ein-
geführt. Die Förderhöhe für Windenergie an Land, für 
Windenergie auf See, für Photovoltaik und ggf. später für 
Biomasse sollen durch wettbewerbliche Ausschreibun-
gen ermittelt und nicht mehr staatlich festgelegt werden. 
Die Förderhöhe soll für 20 Jahre fixiert sein, wodurch die 
hohe Investitionssicherheit für EEG-Anlagenbetreiber er-
halten bleiben wird. Allerdings wird die Förderhöhe zu 
jedem Ausschreibungszeitpunkt neu für die teilnehmen-
den Anlagen bestimmt. Sie reagiert damit auf die aktuel-
len Weltmarktpreise. Dabei kommen nur kosteneffiziente 
Bieter mit den niedrigsten Förderhöhen zum Zug.

Anlagen kleiner 1 MW müssen nicht an 
Ausschreibungen teilnehmen

Grundsätzlich sollen Anlagen mit einer installierten Leis-
tung unter 1 MW von den Ausschreibungen ausgenom-
men werden und weiterhin nach staatlich festgelegten 
Förderhöhen errichtet werden können. Diese Regelung 
würde vor allem Biogas- und Photovoltaikanlagen betref-
fen, denn Biogasanlagen haben üblicherweise eine Grö-
ße von 500 kW und weniger und Photovoltaikanlagen ab 
1 MW würden allein eine Fläche von 6000 Quadratme-
tern belegen. Das BMWi verspricht sich von der Rege-
lung, dass die Akteursvielfalt im deutschen Markt erhal-
ten bleibt. Außerdem wird verhindert, dass unterschiedli-
che Eigenversorgungsanteile den Ausschreibungswett-
bewerb verzerren. Die parallele Existenz beider Förder-
systeme könnte aber langfristig problematisch werden, 

wenn sich die wettbewerblich ermittelten Förderhöhen zu 
stark von den administrativ bestimmten Förderhöhen 
entfernen. Wenn es attraktiver ist, kleinere Anlagen zu 
bauen, würde der Ausschreibungswettbewerb leiden und 
die Förderhöhen ansteigen. Daher sollten sich die admi-
nistrativ bestimmten Förderhöhen an den Ausschrei-
bungsergebnissen orientieren.

Die Beihilfeleitlinien würden außerdem zulassen, dass 
Windenergieanlagen mit bis zu 18 MW (sechs Anlagen) 
an Land nicht ausgeschrieben werden müssen. Eine 
Ausnutzung der maximalen Freigrenzen der EU-Kom-
mission lehnt das BMWi jedoch ab, da im kleinteiligen 
deutschen Markt für Windenergie an Land ansonsten 
nahezu alle Projekte von der Ausschreibungspflicht be-
freit wären. Trotz dieser Regelungen erwartet das BMWi, 
dass 80 % der neuen Kapazität an Ausschreibungen 
teilnehmen werden.

Geringere Biethürden für 
Bürgerwindenergieprojekte

Das BMWi beabsichtigt die Biethürden für nachweisliche 
Bürgerenergiewindprojekte bis 18 MW zu senken. Um 
Vorkosten zu senken, müssen solche Projekte zum Gebot 
noch keine Genehmigung nach dem Bundesimmissions-
schutzgesetz vorweisen und erhalten somit zwei Jahre 
mehr Zeit zur Realisierung des Projekts. Zudem wird die 
zu hinterlegende Sicherheit beim Gebot halbiert (auf 
45.000 € pro 3- MW-Anlage).

Änderung des Referenzstandortes für 
Windenergie an Land

Statt differenzierter Ausschreibungen für Nord- und Süd-
deutschland bei Windenergie an Land, schlägt das BMWi 
eine Überarbeitung des bisherigen Referenzertragsmo-
dells vor. Windenergielagen mit einen hohen Windertrag 
erhalten im Referenzertragsmodell eine geringe Förde-
rung pro kWh. Damit soll es Wettbewerbsvorteile wind-
starker Standorte reduzieren diese aber nicht völlig egali-
sieren, damit nicht zu teure Anlagen errichtet werden. 
Mit der Änderung des Referenzstandortes werden die 
Bundesländer angehalten zukünftig höhere und damit 

>Die Förderhöhe für 
Windenergie an Land, 

für Windenergie auf See, für 
Photovoltaik und ggf. später 
für Biomasse sollen durch 
wettbewerbliche Ausschreibungen 
ermittelt und nicht mehr staatlich 
festgelegt werden. 

4.4	 Ausschreibungen für erneuerbare Energien im EEG
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besser ausgelastete Windenergieanlagen zu genehmi-
gen, um nicht in den Standortwettbewerb zurückzufallen.

Einführung des zentralen Zielmodells für 
Windenergie auf See

Bei Windenergie auf See sollen zukünftig die Ausschrei-
bungen nach dem zentralen System, wie in den Nieder-
landen und Dänemark, erfolgen. Damit wird das derzeiti-
ge dezentrale System abgelöst, bei dem Windenergiepro-
jekte an verschiedenen Standorten errichtet wurden und 
die Übertragungsnetzbetreiber jeweils die Netzanbin-
dung vorhalten mussten. Im zentralen System bieten 
dagegen alle Investoren für den gleichen Standort. Damit 
entfallen automatisch Überrenditen durch Standortvor-
teile und die Netzanbindungen können optimal ausge-
nutzt werden. Die günstigsten Bieter sollen ab 2025 Off-
shore-Anlagen im Umfang von jährlich 730 MW in Be-
trieb nehmen können.

Mit der Umstellung auf das zentrale System würden die 
Vorarbeiten bestehender Projekte (Bodenuntersuchun-
gen, Umweltverträglichkeitsprüfungen, Genehmigun-
gen…) entwertet. Deshalb können fortgeschrittene Wind-
parkprojekte (ca. 7 GW) in zwei Übergangsausschreibun-
gen auf Netzanbindung und Förderung von 2,92 GW 
neuer Anlagen in den Jahren 2021 bis 2024 bieten.

Die in den Übergangsausschreibungen unterlegenen 
Projekte will das BMWi nicht finanziell entschädigen. 
Stattdessen sollen die alten Genehmigungsinhaber als 
Kompensation ein Eintrittsrecht erhalten, wenn ihr Pro-
jekt später im zentralen System ausgeschrieben wird. Mit 
dem Eintrittsrecht kann der alte Genehmigungsinhaber 
dem Sieger der Ausschreibung den Zuschlag wieder ent-
ziehen und das Projekt zu dessen Konditionen realisie-
ren. Dadurch kann das Eintrittsrecht aber Bieter ab-
schrecken, den Aufwand für ein Gebot zu tätigen, wenn 
trotz erfolgreichen Gebots der Zuschlag wieder verloren 
geht. Bei geringem Bietwettbewerb drohen aber über-
höhte Ausschreibungsergebnisse. Bestehende Genehmi-
gungen werden nicht vor 2030 abgearbeitet sein. Es 
bleibt also abzuwarten, ob trotz des Eintrittsrechts ähn-
lich niedrige Ausschreibungsergebnisse wie in den be-
nachbarten Ländern erreicht werden.

Ausweitung von Ausschreibungen auf  
PV-Aufdachanlagen

Nach den erfolgreichen Pilotausschreibungen für PV-
Freiflächenanlagen werden die Ausschreibungen auch 

auf große PV-Aufdachanlagen ausgedehnt. Dafür wird 
ein Fünftel des jährlichen Zubauziels von 2,5 GW ausge-
schrieben. Der Rest ist für Anlagen unter 1 MW vorgese-
hen. Wird das Zubauziel verfehlt, wird die Absenkung der 
administrativ festgesetzten Förderhöhe jetzt schon nach 
6 Monaten statt nach einem Jahr angepasst. Außerdem 
wird die Förderhöhe schon bei einer geringeren Unter-
schreitung des Zubauziels angehoben.

Noch keine Ausschreibungen für 
Biomasseanlagen

Bereits mit der Novelle 2014 hat der Bundestag die För-
derung für Biomasse auf einen jährlichen Zubau von 
100 MW beschränkt. Die Bundesregierung empfahl die 
Beschränkung, weil die Biomassenutzung im EEG ver-
gleichsweise teuer ist, wenig Kostensenkungspotenzial 
gesehen wird und die nutzbare Biomasse in Deutschland 
begrenzt ist. Aufgrund des geringen Zubauziels sieht der 
Gesetzentwurf hierfür auch keine Ausschreibung vor. Al-
lerdings soll das BMWi eine Verordnungsermächtigung 
erhalten, später Ausschreibungen für den Weiterbetrieb 
von Biomasseanlagen, die aus der Förderung fallen, vor-
zusehen.

Einhaltung der Ausbaupfade durch 
Einschränkung des Ausbaus von Windenergie 
an Land

Nach derzeitigen Prognosen würden die gesetzlichen 
Ausbaupfade der einzelnen Technologien und der starke 
Windenergiezubau der letzten Jahre zu einem Über-
schreiten des gesamten Ausbaukorridors von 40 bis 
45 % Strom aus erneuerbaren Energien am Bruttostrom-
verbrauch im Jahr 2025 führen. Um dem entgegen zu 
wirken, soll der Zubau von Windenergie an Land ange-
passt werden. Das Ausschreibungsvolumen für Wind-
energie an Land soll so austariert werden, dass der obere 
Wert des Ausbaukorridors von 45 % in Jahr 2025 nicht 
überschritten wird. Dies hätte zur Folge, dass der Aus-
baupfad von jährlichen 2,5 GW plus der zu ersetzenden 
Windkraftleistung nicht aufrecht erhalten werden kann. 
Um dies zu vermeiden, werden Forderungen nach einer 
Erhöhung der EEG-Ausbauziele um bis zu 10 % laut. Das 
BMWi verweist jedoch darauf, dass nach seinen Kalkula-
tionen in 2017 ca. 2,9 GW ausgeschrieben würden. Zu-
dem will das Ministerium eine Untergrenze definieren 
(anfänglich waren 2 GW im Gespräch), um der deut-
schen Windkraftindustrie eine verlässliche Perspektive 
zu bieten.
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Das „Gesetz zur Digitalisierung der Energiewende“, das in 2016 in Kraft treten soll, legt den Zeitplan für den Smart-Meter-
Rollout fest. Dies ist ein wichtiger Schritt, um die nötige Infrastruktur für die Integration der erneuerbaren Energien bereit­
zustellen. Mit dem Förderprogramm „Sinteg“ hat die Bundesregierung in 2015 ein Förderprogramm zur Entwicklung des 
intelligenten Netzes aufgesetzt. Grundlage für die Digitalisierung, nicht nur des Energiesystems, sondern der gesamten 
Wirtschaft, ist der weitere Breitbandausbau, der u. a. mit dem „Gesetz zur Erleichterung des Ausbaus digitaler Hochge­
schwindigkeitsnetze“ (geplant für 2016), vorangetrieben werden soll. Zu diesen politischen Entscheidungen, treten unter­
nehmerische Investitionen, um die Chancen der Digitalisierung durch Prozessoptimierung und neue Geschäftsmodelle zu 
erschließen.

Digitalisierung als Werkzeug der Energiewende

Die Digitalisierung wird vielfach als Werkzeug für die 
Energiewende beschrieben – die Bundesregierung z. B. 
bezeichnet im Monitoringbericht zur Energiewende Inno-
vationen als Bindeglied zwischen Energiewende und In-
dustrie 4.0 und prophezeit, dass der Strommarkt einer 
der ersten voll digitalisierten Branchen der Volkswirt-
schaft sein wird. Mit dem Ausstieg aus der Kernenergie 
und der Förderung erneuerbarer Energien (EE) hat sich 
die Energielandschaft erheblich verändert. Ein über-
schaubarer, „zentraler“ Kraftwerkspark mit wenigen Ak-
teuren weicht einer „dezentralen“, kleinteiligen Energie-
landschaft, in der, laut Trendresearch, Privatpersonen 
und Landwirte 45 % der Erzeugungskapazität erneuerba-
rer Energien besitzen und Energieversorgungsunterneh-
men nur 12 %. Die Vielzahl von Anlagen verlangt nach 
einer Steuerung, die die Integration der volatilen erneuer-
baren Energien bei einem sicheren, stabilen Netzbetrieb 
erlaubt. Dies sollen intelligente Netze und Big-Data-An-
wendungen ermöglichen. Perspektivisch sollen diese 
auch die Sektorkopplung von Strom, Verkehr und Wärme 
voranbringen. 

Gesetz zur Digitalisierung der Energiewende

Der wichtigste Punkt ist sicher das „Gesetz zur Digitalisie-
rung der Energiewende“ (Digitalisierungsgesetz), wel-
ches 2016, noch vor der Sommerpause des Bundesta-
ges, verabschiedet werden soll. Das Gesetz legt einen 
gestaffelten Zeitplan für die Installation intelligenter Zäh-

ler fest. Dabei wird zwischen dem intelligenten Messsys-
tem mit externer Kommunikationsschnittstelle zum Netz 
(iMsys) und der einfacheren Variante, der modernen 
Messeinrichtung (mM) unterschieden. Die mM kann im 
Nachhinein durch ein Gateway zu einer iMsys aufgerüs-
tet werden.

Zunächst werden mit einem iMsys ab 2017 die großen 
Stromverbraucher ab 10.000 kWh ausgestattet sowie Er-
zeuger/Anlagen von 7 – 100 KW. Ab 2020 die Verbrau-
cher ab 6.000 kWh und die Erzeuger/Anlagen ab 100 
KW. Zudem können ab 2020 optional auch geringfügige-
re Verbraucher (unter 6.000 kWh) mit einem iMsys aus-
gestattet werden, wenn der Messstellenbetreiber die fest-
gelegten Preisobergrenzen gemessen am Stromver-
brauch einhält. Zur Orientierung: für einen Vier-Perso-
nen-Haushalt werden ca. 4.400 kWh angenommen. Par-
allel werden ab 2017 verpflichtend alle Einrichtungen, 
die kein iMsys erhalten, mit der mM ausgestattet. 

Ein Vorteil des intelligenten Messsystems ist, dass es In-
dustrie, Handel, Gewerbe und Privatpersonen ermöglicht 
am Lastmanagement teilzunehmen und so sowohl finan-
zielle Vorteile zu erzielen als auch Flexibilitäten für die 
Netzstabilität bereitzustellen.

Im Zuge der Digitalisierung stellt sich auf verschiedenen 
Ebenen die Frage, wie mit den generierten Daten verfah-
ren werden soll.

Ein Aspekt ist das Recht des Kunden an seinen Daten. Es 
besteht die Sorge, dass die Privatsphäre gefährdet ist, 
wenn Daten in Echtzeit den Energieverbrauch aufzeigen. 
Der Grundsatz der „Datensparsamkeit“ und Schutz der 
Privatsphäre steht hier dem möglichen Nutzen von Big 
Data-Anwendungen für das Energiesystem und die Wirt-
schaft entgegen. 

Ein weiterer wichtiger Aspekt ist die Datensicherheit. Den 
Gefahren von Cyberattacken auf kritische Infrastrukturen 
im Energiebereich und damit auf Versorgungssicherheit 
und Wirtschaftsstandort soll durch technische und orga-
nisatorische Schutzmaßnamen entgegengewirkt werden, 

>Die Vielzahl von Anlagen 
verlangt nach einer 

Steuerung, die die Integration der 
volatilen erneuerbaren Energien bei 
einem sicheren, stabilen Netzbetrieb 
erlaubt. Dies sollen intelligente 
Netze und Big-Data-Anwendungen 
ermöglichen. 

4.5	 Maßnahmen zur Digitalisierung der Energiewende
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die im Juli 2015 im „Gesetz zur Erhöhung der Sicherheit 
informationstechnischer Systeme“ (IT-Sicherheitsgesetz) 
festgehalten wurden.

SINTEG als praktisches Labor für das 
intelligente Netz

Das Förderprogramm des BMWi „Schaufenster intelli-
gente Energie – Digitale Agenda für die Energiewende“ 
(SINTEG) wurde in 2015 ausgeschrieben. Für vier Jahre 
fördert das BMWi fünf Netzprojekte mit unterschiedli-
chen Schwerpunkten. In den ausgewählten Modellregio-
nen sollen Blaupausen gefunden werden, wie durch in-
novative Technologie die Integration fluktuierender 
Stromerzeugung deutschlandweit gelingen kann. Rund 
600 Millionen Euro sollen insgesamt investiert werden, 
bis zu 230 Millionen Euro vom BMWi, ca. 370 Mio. Euro 
von den beteiligten Unternehmen.

Breitbandausbau – Digitale Strategie 2025, 
Vectoring-Entscheidung und DigiNetzGesetz

Neben diesen energiespezifischen Entwicklungen ist der 
weitere Breitbandausbau eine grundsätzliche Vorausset-
zung für die Digitalisierung der Wirtschaft. Ziel der Bun-
desregierung ist es, bis 2018 eine flächendeckende Ver-
sorgung mit mindestens 50  Mbit/s zu erreichen, dafür 
sollen 2,7 Milliarden Euro investiert werden. In der im 
März 2016 vorgestellten „Digitalen Strategie 2025“ for-
muliert das BMWi als weiteres Ziel den Aufbau eines Gi-
gabit-Glasfasernetzes bis 2025, um den Rückstand 
Deutschlands bei der Verfügbarkeit von schnellem Inter-
net aufzuholen. Momentan ist dieser Standard laut Anga-
ben der Bundesregierung in knapp 70 % der Haushalte 
verfügbar. Global liegt Deutschland laut Akamai Techno-
logies auf Platz 22 im Ranking der Länder mit dem 
schnellsten Internet, Spitzenreiter ist Südkorea, gefolgt 
von Schweden, Norwegen und der Schweiz. Zwei Ent-
wicklungen sind in diesem Kontext zu nennen: Zum ei-
nen hat die Telekom im Februar 2015 bei der Bundes-

netzagentur (BNetzA) die Einführung von Vectoring im 
Nahbereich beantragt. Durch Anwendung dieser Netz-
technik, die elektromagnetische Störungen zwischen den 
Leitungen ausgleicht, könnten die bestehenden Band-
breiten verdoppelt werden. Notwendige Voraussetzung 
dafür ist allerdings, dass kein anderer Betreiber in den 
Verteilerkästen Technik installiert hat. Dieser exklusive 
Zugriff eines einzelnen Marktteilnehmers wird in der Dis-
kussion kritisch betrachtet. Darüber hinaus wird die Ge-
fahr gesehen, dass sich durch diese Aufrüstung vorhan-
dener Kupferkabel die Verbreitung der überlegeneren 
Glasfaserkabel verlangsamen könnte. Vor allem für die 
Wirtschaft, nicht den einzelnen Haushalt, könnte dies 
negative Auswirkungen haben. Die BNetzA wird den Vor-
gang (BK3-15-004) bei der EU-Kommission im 1. Quar-
tal 2016 zur Entscheidung einreichen. 

Zum anderen wurde der Entwurf für ein „Gesetz zur Er-
leichterung des Ausbaus digitaler Hochgeschwindigkeits-
netze“ (DigiNetz-Gesetz) Ende Januar 2016 von der 
Bundesregierung beschlossen und soll im August, nach 
Abschluss des parlamentarischen Verfahrens, in Kraft 
treten. Glasfaserkabel müssen dann laut Gesetz bei Infra-
strukturmaßnahmen wie Straßenarbeiten und dem Er-
schließen von Neubaugebieten mitverlegt werden. Auch 
bestehende Infrastrukturen, wie Energie- und Abwasser-
netze müssten für die Verlegung von Glasfaserkabeln 
zugänglich gemacht werden, wenn noch geeignete Rohr-
kapazitäten frei sind.

Strukturwandel und Investitionen in der 
Energiewirtschaft im Zuge der Digitalisierung

Neben prozessorientierten digitalen Anwendungen z. B. 
in der Netzsteuerung oder in der Abrechnung bringt die 
Digitalisierung auch tiefgreifenden Wandel in der Strate-
gie von Energieunternehmen mit sich: Viele Energieun-
ternehmen haben Innovationsabteilungen oder Venture-
Capital-Gesellschaften gegründet, um die Digitalisierung 
zu adressieren. Kooperationen mit anderen Energieun-
ternehmen, mit branchenfremden Unternehmen und 
Beteiligungen an Start-Ups sollen neue Geschäftsfelder 
erschließen.

>Ein Vorteil des intelligenten 
Messsystems ist, dass es 

Industrie, Handel, Gewerbe und 
Privatpersonen ermöglicht am 
Lastmanagement teilzunehmen und 
so sowohl finanzielle Vorteile zu 
erzielen als auch Flexibilitäten für 
die Netzstabilität bereitzustellen.

>Global liegt Deutschland laut 
Akamai Technologies auf Platz 

22 im Ranking der Länder mit dem 
schnellsten Internet, Spitzenreiter 
ist Südkorea, gefolgt von Schweden, 
Norwegen und der Schweiz.
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Die deutsche Wirtschaft findet sich allerdings bei der 
Bereitstellung von Wagniskapital noch auf einem Platz im 
hinteren Mittelfeld.

In der bereits angesprochenen digitalen Agenda 2025 
stuft das BMWi die Vergrößerung des Wagniskapital-
marktes als wesentlich ein, um den Wirtschaftsstandort 
Deutschland wettbewerbsfähig zu halten.

Die Digitalisierung wird in Politik und Energiebranche 
noch sehr lange ein zentrales Aufgabengebiet bleiben. 
Besonderes Merkmal der Energiewirtschaft ist dabei, 
dass die beschriebenen Prozesse in einem von starker 
(branchenfremder) Konkurrenz ausgezeichneten Markt 

stattfinden, der in hohem Maße reguliert und gleichzeitig 
sehr dynamisch ist. 

>In der bereits angesprochenen 
digitalen Agenda 2025 stuft 

das BMWi die Vergrößerung des 
Wagniskapitalmarktes als wesentlich 
ein, um den Wirtschaftsstandort 
Deutschland wettbewerbsfähig zu 
halten.

Abbildung 4.17: Anteil der Wagniskapitalinvestitionen am BIP (Durchschnitt der Jahre 2012–2014)
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Das Kosten-Nutzenverhältnis von Energieeffizienzmaßnahmen kann sehr darunter leiden, dass der sogenannte „Rebound­
effekt“ in vielen Fällen die bezweckten Energieeinsparungen deutlich verringert. Wie im Folgenden dargestellt wird, sind 
Energieeffizienzmaßnahmen daher oftmals nicht kosteneffizient und bisweilen nicht einmal effektiv. 

Die Verbesserung der Energieeffizienz wird oftmals als 
Königsweg angesehen, um zugleich Energieverbrauch 
und -kosten zu senken, Treibhausgase zu verringern und 
die Abhängigkeit von Importen fossiler Brennstoffe zu 
reduzieren. Diese Gründe mögen die Europäische Kom-
mission veranlasst haben, durch verschiedene Verord-
nungen die Energieeffizienz in Europa verbessern zu wol-
len, sei es durch das EU-weite Verbot von Glühbirnen 
oder durch Effizienzlabels bei Elektrogeräten.

Dennoch steigt der Stromverbrauch in Deutschland ten-
denziell immer weiter an: Seit 1991 ist der Stromver-
brauch im Durchschnitt um 0,4 % pro Jahr gestiegen. 
Auch der Kraftstoffverbrauch hat sich in den vergange-
nen Jahrzehnten erhöht, obwohl die Energieeffizienz von 
Pkws sich im Mittel immer weiter verbessert hat. So sank 
der durchschnittliche Flottenverbrauch je 100 Kilometer 
für neue Benzinfahrzeuge in Deutschland von über 8 Li-
tern zu Beginn des neuen Jahrtausends auf weniger als 6 
Liter im Jahr 2014.

Allen Effizienzsteigerungen zum Trotz steigt der durch 
den Verkehr verursachte Ausstoß von Treibhausgasen 
wie Kohlendioxid (CO2) sowohl in Deutschland als auch 
in der gesamten Europäischen Union weiter an. So er-
höhten sich die aus dem Straßenverkehr resultierenden 
CO2-Emissionen in den EU-15-Ländern zwischen 1990 
und 2013 um 11,3 %. Um diesen Trend zu stoppen, hat 
die Europäische Kommission im Jahr 2009 die Verord-
nung 443/2009 erlassen, die ab dem Jahr 2012 den neu 
in den EU-Ländern registrierten Pkw Obergrenzen für 
den CO2-Ausstoß pro Kilometer vorschreibt und damit 
auch Limits für den Kraftstoffverbrauch. Wird das zuläs-
sige Maximum, welches mit der Masse eines Fahrzeugs 
ansteigen darf, überschritten, muss der Hersteller emp-
findliche Strafen von bis zu 95 Euro je überzähligem 
Gramm CO2 an die Kommission entrichten. Davon erwar-
tet man sich beträchtliche Fortschritte in der Entwicklung 
effizienterer Antriebstechnologien.

4.6	 Der Reboundeffekt von Energieeffizienzverbesserungen 

Abbildung 4.18: Durchschnittlicher spezifischer Flottenverbrauch an Benzin und Diesel je 100 km für 
Neufahrzeuge in Deutschland
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Energieeffizienzverbesserung führt nicht 
unbedingt zur Energieeinsparung 

Ungeachtet der Effektivität, mit der die EU-Verordnung 
die technologische Effizienz von Pkw verbessert, stellt 
sich die Frage, inwieweit Effizienzverbesserungen tat-
sächlich zu einer Senkung des Energieverbrauchs füh-
ren, in diesem Fall zur Verringerung des Kraftstoffver-
brauchs der Pkw-Flotte in der EU. Eine kritische Größe 
zur Beantwortung dieser Frage ist die Elastizität der 
Nachfrage nach individueller Mobilität in Reaktion auf 
Änderungen in den dafür anfallenden Kosten. So werden 
die Kosten der Pkw-Nutzung durch Verbesserungen der 
technologischen Effizienz gesenkt, etwa durch den 
Wechsel zu einem Sprit sparenden Auto. Wie bei anderen 
Gütern und Dienstleistungen auch, kann sich dadurch 
die Nachfrage nach individueller Mobilität erhöhen. 

Ein Teil der durch Effizienzverbesserungen ermöglichten 
Energieeinsparungen wird somit durch Verhaltensände-
rungen, etwa der postwendenden Erhöhung der Fahrleis-
tung, wieder zunichte gemacht. Dieses Phänomen hat in 
der energieökonomischen Literatur unter dem Begriff 
„direkter Reboundeffekt“ Bekanntheit erlangt. Weitere 
Beispiele für solche Rückpralleffekte finden sich alleror-
ten: In der Überzeugung, nach einer Gebäudedämmung 
weniger Energie zu verbrauchen, werden eventuell mehr 
Räume als zuvor geheizt, kehrt möglicherweise eine grö-
ßere Sorglosigkeit im Lüftungsverhalten ein oder aber es 
wird absichtlich eine höhere Raumtemperatur als zuvor 
angestrebt. Unter Umständen fällt der Reboundeffekt 
sogar so groß aus, dass als Folge einer Effizienzverbesse-
rung sogar mehr anstatt weniger Energie verbraucht wird, 
ein Resultat, das in der Literatur als Backfire bezeichnet 
wird.

Neben dem direkten Reboundeffekt unterscheidet die 
Literatur indirekte und makroökonomische Reboundef-
fekte. Der indirekte Reboundeffekt beruht auf einem Ein-
kommenseffekt: Geringere spezifische Kosten infolge von 
Energieeffizienzverbesserungen bedeuten eine Erhöhung 
des verfügbaren Einkommens. Wird das Geld, das mit 
Hilfe eines Sprit sparenden Pkws eingespart wurde, für 

energieintensive Güter und Dienstleistungen ausgege-
ben, etwa für Fernflüge in den Urlaub, kann die durch 
die Energieeffizienzverbesserung ausgelöste Energieein-
sparung neutralisiert oder gar überkompensiert werden. 
Dadurch kann der Energieverbrauch eines Haushalts 
insgesamt sogar steigen, anstatt wegen der verbesserten 
Energieeffizienz zu sinken. Unklar bleibt dabei, ob die 
gesellschaftliche Wohlfahrt steigt oder fällt: Den negati-
ven externen Effekten infolge des höheren Energiever-
brauchs stehen individuelle Wohlfahrtsgewinne gegen-
über. 

Makroökonomische Reboundeffekte können die Folge 
von radikalen Innovationen sein. James Watts berühmte 
Dampfmaschine beispielsweise war effizienter als ihre 
Vorgänger, führte aber zugleich zu einer dramatischen 
Verbesserung des Wachstumspotentials der Volkswirt-
schaft. Das Resultat war die industrielle Revolution, infol-
ge derer der Verbrauch von Kohle auf ein Vielfaches des 
Niveaus der vorindustriellen Ära anstieg. 

Kontroverse um die Größe des Reboundeffekts

Während die Existenz dieser Effekte und die ihnen zu-
grunde liegenden Mechanismen weithin aktezptiert sind, 
gibt die Größe dieser Effekte seit Jahrzehnten Anlass zu 
heftigen Debatten. So finden die Analysen von Manuel 
Frondel und Kollegen bezüglich der Pkw-Nutzung deut-
scher Haushalte direkte Reboundeffekte von bis zu 
70 %.1 Demnach würden im Mittel lediglich 30 % der 
Treibstoffeinsparung, die infolge einer Verbesserung der 
technologischen Effizienz von Pkw theoretisch möglich 
wäre, tatsächlich erreicht; 70 % der möglichen Einspa-
rung würden durch erhöhte Fahrleistungen der Pkw-
Nutzer zunichte gemacht. Wesentlich geringere Re-
boundeffekte finden hingegen Small und Van Dender für 
die Pkw-Nutzung amerikanischer Haushalte2. Auf Basis 
einer Reihe von Querschnitten für die Jahre von 1966 bis 
2001 schätzen sie im Zeitablauf abnehmende Rebound-
effekte, die von 15,3 % auf 2,2 % fallen. Studien für die 
USA finden typischerweise geringere Reboundeffekte als 
Untersuchungen für Europa. Dies hat u. a. mit länderspe-
zifischen Unterschieden zu tun. 

1	 Diese Ergebnisse entstammen einem vom Bundesforschungsministe-
rium (BMBF) finanzierten Projekt mit dem Titel „Die soziale Dimensi-
on des Rebound-Effekts“ (www.zew.de/rebound). Siehe außerdem: 
Frondel, M., Vance, C. (2013) Re-Identifying the Rebound – What 
About Asymmetry? Energy Journal 34 (4): 43-54.

2	 Small, K. A., Van Dender, K. (2007) Fuel Efficiency and Motor Vehicle 
Travel: The Declining Rebound Effect. The Energy Journal 28 (1), 25-
52.

>Ein Teil der durch 
Effizienzverbesserungen 

ermöglichten Energieeinsparungen 
wird durch Verhaltensänderungen, 
etwa der postwendenden Erhöhung 
der Fahrleistung, wieder zunichte 
gemacht.
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Lange Zeit wurde dem Thema Reboundeffekt in der 
deutschen Energiepolitik, aber auch international, kaum 
Beachtung geschenkt. Aufgrund der immer umfangrei-
cheren empirischen Evidenz wird deutlich, dass der Re-
boundeffekt in vielen Fällen die mit Hilfe von Energieeffi-
zienzmaßnahmen bezweckten Treibhausgasminderun-
gen deutlich abschwächt. So geht der Sachverständigen-
rat für Umweltfragen davon aus, dass der langfristige 
gesamtwirtschaftliche Reboundeffekt regelmäßig über 
50 % liegt und auch Werte von über 100 % erreicht, das 
heißt die erzielten Einsparungen zur Hälfte bis vollständig 
unwirksam werden könnte.

Hieraus schlussfolgern Anhänger genügsamer Lebenssti-
le, dass eine hinreichende Reduktion des Energiever-
brauchs nicht allein mit Hilfe von Effizienzstrategien er-
reicht werden kann. Vielmehr sollten Effizienzstrategien 
durch – bislang noch nie im großen Maßstab umgesetzte 
– Suffizienz- und Lebensstilpolitiken komplementiert wer-
den. Hierbei besteht jedoch die Gefahr, dass diese Suffi-
zienz-Strategien, gerade wenn sie sich in den entwickel-
ten Ländern als besonders erfolgreich erweisen sollten, 
einen makroökonomischen Reboundeffekt nach sich 
ziehen könnten: Die Weltmarktpreise für fossile Brenn-
stoffe beispielsweise könnten deutlich niedriger ausfal-
len, mit dem Ergebnis, dass die Nachfrage nach fossilen 
Rohstoffen in den übrigen Ländern höher ausfällt. >Während die Existenz dieser 

Effekte und die ihnen 
zugrunde liegenden Mechanismen 
weithin akzeptiert sind, gibt 
die Größe dieser Effekte seit 
Jahrzehnten Anlass zu heftigen 
Debatten.

Abbildung 4.19: Energieeinsparpotenzial aufgrund von Effizienzverbesserungen
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Für die Bereitstellung erneuerbarer Energietechnologien, wie Windkraft- oder Photovoltaikanlagen, sind mineralische Roh­
stoffe von großer Bedeutung. Der hohe prognostizierte Bedarf von spezifischen Rohstoffen für diese Technologien und die 
hohe Angebotskonzentration auf wenige Produktionsländer bei zahlreichen für diese Anwendungen benötigten Metallen 
können zu erhöhten Lieferrisiken oder zu einer Verschiebung in der Preisgestaltung führen. Auf Rohstoffe mit kleinen Märk­
ten wie z. B. Indium, Gallium, Tellur, schwere Seltene Erden kann der Ausbau der erneuerbaren Energietechnologien großen 
Einfluss ausüben und einen gewaltigen Sprung in der Nachfrage nach Bereitstellung von Produktionskapazitäten bedeuten. 

Mit der Energiewende soll die deutsche Energieversor-
gung umgestaltet werden. Die Grundidee des Energiekon
zepts der Bundesregierung ist der Ausbau der erneuer-
baren Energien als Alternative zur Kernkraft und zur Koh-
leverstromung. In Deutschland lag 2014 der Anteil der 
erneuerbaren Energien am Bruttoendenergieverbrauch 
bei 13,4 % und am Bruttostromverbrauch bei 27 %. Laut 
Energiekonzept soll der Anteil der erneuerbaren Energien 
am Bruttoendenergieverbrauch bis 2020 auf 18 % und 
bis 2050 auf 60 % erhöht werden. Im Falle der Stromer-
zeugung soll bis 2050 der Anteil der Erneuerbaren Ener-
gien auf 80 % steigen. 

Für die Umgestaltung des deutschen Energieversor-
gungssystems müssen vorhandene erneuerbare Energie-
technologien, wie beispielsweise Wasserkraft, Windkraft 
und Solarenergie, ausgebaut werden. Darüber hinaus 
können weitere Technologien, wie solarthermische Kraft-
werke, zukünftig für den Strommix in Deutschland rele-
vant werden. Parallel werden auch die hierfür benötigten 
Infrastrukturtechnologien zur Speicherung und Vertei-
lung von Strom, Wärme und Kraftstoffen an Bedeutung 
gewinnen. Für den Ausbau und die Entwicklung der er-
neuerbaren Energietechnologien werden mineralische 
Rohstoffe benötigt. Dies sind neben Eisen und Stahlver-
edlern derzeit überwiegend Basis- und Elektronikmetalle 
wie Kupfer (Cu), Silizium (Si), Lithium (Li), Kobalt (Co), 
Indium (In), Tellur (Te), Kadmium (Cd), Gallium (Ga) und 
Seltene Erden (SE) sowie zahlreiche weitere Rohstoffe. 

Beispiele für Energietechnologien

Innovationen und Effizienzsteigerungen für neue Techno-
logien erfordern oftmals völlig neue Rohstoffkomponen-
ten. Beispielsweise kommen insbesondere in großen 
wartungsarmen Windkraftanlagen für den Offshore-Be-
reich Seltene Erden wie Neodym (Nd), Praseodym (Pr) 
und Dysprosium (Dy) als Bestandteile von Permanent-
magneten für die Generatoren zum Einsatz. Windkraftan-
lagen an Land („Onshore“) befinden sich bereits in der 
breiten Anwendung, wohingegen Windkraftanlagen auf 
See („Offshore“) noch ein erhebliches Wachstumspoten-
tial bieten. Die Internationale Energieagentur (IEA) geht 
davon aus, dass der Anteil der Offshore-Anlagen an der 
globalen Leistung durch Windenergie von 2,1 % (2013) 
auf ca. 20 % (2035) steigen wird. Permanentmagnetisch 
erregten Direct-Drive-Windkraftanlagen (PM-DD) wird in 
diesem Segment eine große Zukunft zugeschrieben. PM-
DD benötigen deutlich höhere Magnetmassen als andere 
Antriebstechnologien. Die eingesetzte Menge von Neo-
dym liegt zwischen 193,9 und 201,5 kg/MW, die von 
Dysprosium zwischen 13,2 und 28,9 kg/MW. 

Auf dem photovoltaischen Markt dominieren mit rund 
90 % der ausgelieferten Module Dickschichtsolarzellen 
der kristallinen Siliziumwafer-Technologie, allerdings wird 

>Innovationen und 
Effizienzsteigerungen für 

neue Technologien erfordern oftmals 
völlig neue Rohstoffkomponenten.

4.7	 Mineralische Rohstoffe für die Energiewende

Tabelle 3: Beispiele für erneuerbare Energietechnologien und dafür benötigte Rohstoffe

Erneuerbare Energietechnologie Rohstoffe
Photovoltaik Ag, Sn, In, Ge, Ga, Se, Cd, Te, Cu, Si, Mo
Solarthermische Kraftwerke Ag, Cu
Windkraftanlagen Cr, Cu, Mn, Mo, Ni, Dy, Nd, Pr, Tb, Fe, B, Co, Y, Ba
Wasserkraftanlagen Ni, Cr, Pb, Zn, Cu, Stahl, Al, Mg, Mn, Ti, Zn, Mo, Zr, Ba
Geothermische Kraftwerke Stahl und Legierungselemente (Ti, Mn, Nb, V, Cr, Cu, Mo, Ni, Co, Ta)
Lithium-Ionen Batterien Li, Co, Ni
Redox-Flow-Speicher Fe, Cr, V, Zn
Bioenergie (Biofuels) Co, Ni, PGE, Ru

Quelle: Wuppertal Institut 2014, KRESSE; Marscheider-Weidemann et al. 2016, DERA Rohstoffinformationen, BGR
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der Dünnschichttechnologie innerhalb der Photovoltaik 
ein hohes Potenzial zugeschrieben. Bei Dünnschicht-
solarzellen bestehen die Beschichtungsmaterialien z. B. 
aus amorphem Silizium (a-Si), Kupfer-Indium-(Gallium)-
Diselenid (CIGS) oder Kadmium-Tellurid (CdTe). Die 
Dünnschicht-Zelltypen a-Si, CdTe und CIGS sind seit 
mehreren Jahren kommerziell verfügbar und hatten im 
Jahr 2011 einen Marktanteil von etwa 3,4 %, 5,5 % und 
2,4 % an der gesamten Solarzellenproduktion (37,2 
GWp)3. Den produktionsspezifischen Rohstoffbedarf der 
Halbleiterverbindungen der Dünnschichtelemente von 
CdTe- bzw. CIGS-Dünnschichtmodulen zeigt Tabelle 4. 
Der produktspezifische Rohstoffinhalt pro Watt Peak 
(Wp) ist abhängig von der Schichtdicke, der chemischen 
Zusammensetzung und dem Wirkungsgrad der Solarzel-
le, von Materialverlusten während der Beschichtung bzw. 
der Ausschussware und dem Anteil recycelten Materials. 

Unter den Redox-Flow-Speichern, die als Pufferspeicher 
für fluktuierende Stromerzeugung eingesetzt werden 
können, sind Vanadium-Redox-Batterien am weitesten 
verbreitet. Vanadium (V) liegt hier in vier verschiedenen 
Wertigkeiten vor und wird an beiden Elektroden verwen-
det. Die Vanadium-Redox-Batterien sind bereits im Ein-
satz und könnten für den in den kommenden Jahren 
auftretenden Speicherbedarf eine Lösung darstellen. Der 
produktionsspezifische Rohstoffbedarf für Vanadium ist 
in Tabelle 5 dargestellt.

3	 Marscheider-Weidemann et al. 2016

Herausforderungen auf den Rohstoffmärkten

Bei einer Vielzahl der für die Energiewende benötigten 
Rohstoffe handelt es sich um Spezialmetalle, die auf-
grund ihrer besonderen Eigenschaften unverzichtbar für 
Anwendungen in der Hightech-Branche sind. Die Märkte 
dieser Spezialmetalle sind vergleichsweise klein und die 
Gewinnung erfolgt meist als Beiprodukt im Zuge der Pro-
duktion von Industriemetallen wie Tonerde/Aluminium, 
Kupfer oder Zink. Abbau und Aufbereitung sind im We-
sentlichen auf eine Maximierung des Hauptwertmetal-
lausbringens hin orientiert. Die Märkte der Spezialmetalle 
können weniger schnell auf Nachfragesprünge reagieren 
als die großen Märkte der Massenmetalle. Durch techno-
logische Entwicklungen induzierte Nachfragespitzen bei 
Spezialmetallen können daher zu Rohstofflieferengpäs-
sen und damit verbundenen Preispeaks führen. 

Bei einigen Rohstoffen besteht eine hohe Angebotskon-
zentration und die Gewinnung erfolgt in Ländern mit er-
höhten politischen und wirtschaftlichen Risiken. Die Aus-
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Tabelle 4: Weltproduktion ausgewählter Rohstoffe und produktionsspezifischer Rohstoffbedarf im Jahr 2012 
für Dünnschicht-Photovoltaik

Rohstoff Weltproduktion 2012 
[t]

Rohstoffbedarf 2012 
CIGS [g/kWp]a)

Rohstoffbedarf 2012 
CdTe [g/kWp]

Verbrauch 2012 [t]

Indium 763 23-67 26-76
Gallium 383 7-30 8-33
Selen 2.678 60-150 68-170
Kadmium 22.400 60-105 137-242
Tellur 500-550 67-119 154-273
a) Stöchiometrie Cu(In0,7Ga0,3)Se2

Quelle: Marscheider-Weidemann et al. 2016, BGR 2015

Tabelle 5: Weltproduktion und produktionsspezifischer Bedarf an Vanadium im Jahr 2013 für Vanadium-
Redox-Batterien

Weltproduktion 2013 [t] Rohstoffbedarf 2013 [kg/kWh] Verbrauch 2013 [t]
Vanadium 77.600 2,92 3.000

Quelle: Marscheider-Weidemann et al. 2016, BGR 2015
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übung von Marktmacht, wie beispielsweise der Auf- und 
Ausbau von Handelsbarrieren und Förderquoten, abneh-
mende Investitionssicherheit oder Umwelt- und soziale 
Risiken kann zu erheblichen Lieferrisiken in der Beschaf-
fung führen und Auswirkungen auf die Versorgungssi-
cherheit der gesamten Wertschöpfungskette haben.

Für die Analyse der globalen Angebotskonzentration wird 
der Herfindahl-Hirschman-Index (HHI) der Rohstoffpro-
duktion verwendet. Ab einem HHI von >2.500 gilt der 
Markt als hoch konzentriert, bei einem Maximalwert des 
HHI von 10.000 gibt es nur einen Anbieter. Der Herfin-

dahl-Hirschman-Index von Erdöl liegt, selbst bei Betrach-
tung der zwölf OPEC Staaten als marktwirtschaftliches 
Kartell, mit einem Wert von knapp 2.000 im mittleren 
Bereich und damit deutlich entfernt von der kritischen 
Marke von 2.500. Im Vergleich dazu liegt die Marktkon-
zentration für zahlreiche für die Energiewende relevante 
mineralische Rohstoffe und deren Zwischenprodukte 
weit oberhalb der Marke von 2.500. 

Abbildung 4.20: Jahresproduktion und globale Angebotskonzentration (HHI = Herfindahl-Hirschman-Index) 
für 2012
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Weitere relevante Rohstoffe, die sich durch deutlich hö-
here Marktkonzentrationen als die des Erdölsektors aus-
zeichnen, sind beispielsweise Lithium und Kobalt. Diese 
Rohstoffe werden für Lithium-Ionen-Batterien benötigt. 
Darüber hinaus weisen die Produzentenländer für die 
Bergwerks- oder Raffinadeproduktion einer Vielzahl von 
Rohstoffen ein erhebliches Länderrisiko auf. Dies trifft 
insbesondere für Rohstoffe wie die Seltenen Erden und 
deren Zwischenprodukte zu, die für die Magnetherstel-
lung erforderlich sind, sowie für Elektronikmetalle wie Si-
lizium, Gallium oder Indium. Neben diesen Spezialmetal-
len sind es mengenmäßig aber vor allem Stahl und Basis-
metalle wie Aluminium und Kupfer, die für den Anlagen- 
und Netzausbau im Rahmen der Energiewende benötigt 
werden.

Die sichere und nachhaltige Versorgung mit den für die 
Energieversorgung relevanten Rohstoffen stellen sowohl 
den Bergbau- und Recyclingsektor als auch die Produ-

zenten von Zwischenprodukten aus dem verarbeitenden 
Gewerbe vor neue Herausforderungen. Vor allem ist bis 
heute nicht sicher, welche erneuerbaren Energietechno-
logien mit welchem „Rohstoffmix“ sich am Markt zukünf-
tig durchsetzen werden. Selbst bei den relativ weit entwi-
ckelten Wind- und Solarkraft-Technologien ist nicht ab-
sehbar, welche Permanentmagnet- oder Solarzellen-
Typen sich aufgrund neuer Innovationen und Effizienz-
steigerungen langfristig etablieren werden. Da Rohstoff-
märkte von der Nachfrage getrieben werden, müssen 
sich Rohstoffproduzenten zukünftig auf die sich verän-
dernde Nachfrage im Rahmen der Energiewende einstel-
len. Änderungen der Nachfrage können auch erhebliche 
Auswirkungen auf die Preisvolatilität von Rohstoffen ha-
ben.

>Bei einigen Rohstoffen 
besteht eine hohe 
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Beispiele für mineralische Rohstoffe für die Energiewende

Indium (In) fällt als Beiprodukt bei der Verhüttung sulfi-
discher Zinkerze an. Die jährliche Produktionsmenge 
liegt bei knapp 800 t. Die Angebotskonzentration (HHI 
>3.000) ist hoch. Die größten Produktionsländer sind 
China (~50 %), die Republik Korea (~22 %) und Japan 
(~10 %). Das wichtigste Anwendungsgebiet von Indium 
liegt derzeit in Dünnschichten von Indium-Zinn-Oxiden 
(„indium-tin oxides“, ITO) in Flüssigkristallanzeigen 
(LCD) bzw. Flachbildschirmen, die in der Unterhaltungs-
elektronik eingesetzt werden. Darüber hinaus wird Indi-
um zunehmend für die Produktion von Solarzellen (Kup-
fer-Indium-Selenid bzw. -Sulfid-Zellen) verwendet.

Gallium (Ga) wird nur in geringen Mengen gewonnen 
bzw. technologisch eingesetzt (im Jahr 2012 < 400 t). 
Die Gewinnung erfolgt als Beiprodukt im Zuge der Her-
stellung von Aluminium oder Zink. Die Produktionskapa-
zitäten liegen bei rund 600 t/a und sind stark konzent-
riert (HHI >5.000). Bei weitem größtes Produktionsland 
ist China. Hauptanwendungsgebiet von Gallium ist die 

Herstellung von III/V-Halbleitern, wie Galliumarsenid 
und Galliumnitrid für integrierte Schaltkreise und opto-
elektronische Geräte (LEDs, Laserdioden, Photodioden, 
Solarzellen). Der Bedarf für Solarmodule liegt bei unter 
10 %.

Tellur (Te) findet bisher nur in geringem Maß Anwen-
dung. Die weltweite Jahresproduktion wird auf etwa 
500 t geschätzt. Die größten Produzenten sind China, 
Japan und Belgien. Tellur wird zu etwa 90 % als Beipro-
dukt aus dem Anodenschlamm, der bei der elektrolyti-
schen Kupferraffination anfällt, gewonnen. Größtes An-
wendungsgebiet mit rund 40 % sind Kadmiumtellurid-
(CdTe)-Dünnschicht-Solarzellen. Daneben findet Tellur 
u. a. Anwendung in thermoelektrischen Bauteilen und 
der Metallurgie, speziell als Legierungsadditiv in Stahl.

Selen (Se) kommt wie Tellur als Beiprodukt aus den 
Anodenschlämmen der Kupferraffinerien. Sehr geringe 
Mengen fallen auch als Beiprodukt der Gold-, Blei-, Ni-
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ckel-, Platin- und Zinkproduktion an. Etwa 2.500 t Selen 
werden jährlich in einer Vielzahl von Ländern gewonnen. 
China, Japan, die USA und Deutschland sind die größ-
ten Produzenten. Die kommerzielle Hauptanwendung 
von Selen liegt in der Metallurgie (40 %), der Glaspro-
duktion, der Landwirtschaft (Düngemittel, Tiernahrung, 
Nahrungsergänzungsmittel), der chemischen Industrie, 
als Pigment und in der Elektrotechnik sowie der Herstel-
lung von Dünnschicht-Solarzellen (< 10 %). 

Kadmium (Cd) ist ein Beiprodukt von Zink. Die weltweite 
Jahresproduktion liegt bei über 22.000 t. Der Angebots-
markt ist gering bis mäßig konzentriert (HHI ~1.500). 
China (~31 %), die Republik Korea (~17 %) und Japan 
(~8 %) waren im Jahr 2012 die Hauptproduzenten. 
Kadmium wird in erster Linie (> 80 %) für die Herstel-
lung von Nickel-Kadmium-Batterien verwendet. Weitere 
Verwendungszwecke sind Pigmente, Stabilisator von 
Kunststoffen, Korrosionsschutzmittel sowie CdTe-Solar-
module (< 1 %).

Vanadium (Vd) wird hauptsächlich aus vanadiumführen-
den Titanomagnetiten und Schlackerückständen bei der 
Roheisen- bzw. Stahlproduktion gewonnen, wobei durch 
letztere ca. 70 % des jährlichen Vanadiumangebots zur 
Verfügung gestellt werden. Im Jahr 2013 wurden welt-
weit 77.600 t Vanadium gefördert. Die wichtigsten Pro-
duktionsländer sind China (53 %), Südafrika (27 %) 
und die Russische Föderation (19 %). Die Länderkon-
zentration der Bergwerksförderung ist hoch (HHI 3.870). 
Vanadium (vor allem Ferrovanadium) wird zu über 85 % 
als Stahlveredler verwendet. Weitere Anwendung findet 
Vanadium u. a. in Katalysatoren in der chemischen so-
wie in der keramischen Industrie. Darüber hinaus wird 
Vanadium bzw. Vanadiumpentoxid (V2O5) in Redox-Flow-

Elektrizitätsspeichern als Hauptelektrolyt eingesetzt 
(< 5 %).

Unter dem Begriff Seltene Erden (SE) werden Lanthan 
(La) und die im Periodensystem auf das Lanthan folgen-
den 14 Elemente, die Lanthanoide (Ce, Pr, Nd, Pm, Sm, 
Eu, Gd, Tb, Dy, Ho, Er, Tm, Yb, Lu), sowie Yttrium und 
Scandium (Sc) zusammengefasst. Die Lanthanoide 
kommen nur gemeinsam vor und können auch nur zu-
sammen abgebaut werden. SE werden in leichte (La – 
Nd) und schwere SE (Sm – Lu) eingeteilt. Der Anteil 
leichter SE beträgt in den meisten Lagerstätten meist 
deutlich >  90 %. Neodym (Nd) und Praseodym (Pr) 
gehören zu den leichten SE, Dysprosium (Dy) zählt zu 
den schweren. In der großen Mehrheit der SE-Lagerstät-
ten sind die schweren SE in nur sehr geringen Konzen
trationen vertreten. In den letzten Jahren wurden um 
100.000 t Seltene Erden in nur vier Ländern produziert: 
China (> 90 %), Australien (Aufbereitung in Malaysia), 
Russische Föderation und USA (HHI > 9.000). Alle 
schweren Seltenen Erden wurden bisher nur in China 
produziert. Seltene Erden werden heute fast ausschließ-
lich nach element- und hochreiner Aufbereitung in zahl-
reichen Hochtechnologiebereichen eingesetzt. Sie 
werden z. B. für leistungsstarke Magnete (20 %), Legie-
rungen (u. a. für NiMH-Batterien) (19 %), Chemie- und 
Erdölkatalysatoren (19 %), Politurmittel (17 %), Leucht-
mittel (7 %), Spezialgläser (6 %) und Keramik (Y-stabili-
sierte ZrO2-Keramik, Glasuren) (6 %) eingesetzt. Neo-
dym und Dysprosium werden insbesondere für die 
Herstellung besonders leistungsstarker Neodym-Eisen-
Bor-Magnete in Hochtemperaturanwendungen benötigt. 
Beispiele sind getriebelose, dadurch wartungsärmere 
Windkraftanlagen oder auch Hybrid- und Elektrofahr-
zeuge. 
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4.8	 Netzausbau in Deutschland. Vor- und Nachteile von Erdkabeln

Der Umbau des Übertragungsnetzes ist eines der größten Infrastrukturprojekte seit dem Fall der Berliner Mauer – gesell­
schaftliche Herausforderung und eine der Voraussetzungen für das Gelingen der Energiewende. Seit Januar 2016 ist das 
neue Energieleitungsrecht (EnLAG) in Kraft. Danach erhalten Erdkabel beim Bau von Gleichstromübertragungsleitungen 
(HGÜ) einen Vorrang gegenüber der Errichtung einer Freileitung. Im Drehstrombereich der Höchstspannungsebene, wo 
Erdkabel noch nicht Stand der Technik sind, bleibt der Pilotcharakter für diese Technologie bestehen. 

In der Begründung des Gesetzes (EnLAG) heißt es, dass 
durch den Einsatz von Erdkabeln die Akzeptanz für die 
Realisierung notwendiger Infrastrukturprojekte verbes-
sert und die Geschwindigkeit des Netzausbaus erhöht 
werden sollen. Der Netzausbau geht aufgrund von Ak-
zeptanzproblemen nur langsam voran. Gemäß Monito-
ringbericht der Bundesnetzagentur zum Netzausbau wa-
ren Ende 2015 von insg. 1.876 km geplanten neuen 
Übertragungsleitungen nach dem EnLAG nur 558 km 
(30 %) realisiert. Von den 5.500 km Leitungen aus dem 
Bundesbedarfsplangesetz ist noch kein Projekt umge-
setzt. Mit dem Einsatz der Erdkabeltechnologie an Land 
im Bereich der Höchstspannung betreten die Übertra-
gungsnetzbetreiber vor allem im Drehstrombereich Neu-
land. Aufgrund der physikalischen Eigenschaften von 
Drehstrom (AC) stellt die Erdverkabelung in diesem Be-
reich eine größere Herausforderung dar als im Gleich-
strombereich (DC). Daher nimmt das Gesetz eine Diffe-
renzierung zwischen der Verlegung von Erdkabel im 
Drehstrom- und Gleichstrombereich vor. 

Das derzeit bestehende Übertragungsnetz in Deutsch-
land ist ausschließlich in der Drehstromtechnologie ge-
baut. Die im Bundesbedarfsplangesetz vorgesehenen 
Nord-Süd-Verbindungen, die große Übertragungsleistun-
gen über große Entfernungen transportieren sollen, sind 
hingegen in der Gleichstromtechnologie geplant. Grund 
hierfür sind die deutlich geringeren Übertragungsverluste 
im Gleichstrombereich.

Gesetzliche Neu-Regelungen gemäß 
Energieleitungsrecht vom 31.12.2015

Der Bundesgesetzgeber hat fünf HGÜ-Vorhaben1 mit 
Erdkabelvorrang festgelegt. Diese Gleichstromprojekte 
sind in der Bundesfachplanung als Erdkabel unter Be-
rücksichtigung folgender Maßgaben zu planen:

•	 Freileitungsverbot in der Nähe von Wohnbebauungen 
(400 Meter im Innenbereich und 200 Meter im Au-
ßenbereich)

1	 HGÜ-Projekte: beide Südlink-Strecken, Korridor D, Korridor A Nord, 
ALEGrO (Interkonnektor nach Belgien) 

•	 Freileitungen ausnahmsweise auf Teilabschnitten zu-
lässig 
–– zum Schutz von Tier- und Pflanzenarten
–– zum Schutz von Natura 2000-Gebieten
–– unter Nutzung von Bestandstrassen – ohne erheb-

liche Umweltauswirkungen 
•	 Prüfverlangen der betroffenen Gebietskörperschaften 

für Freileitungen aufgrund örtlicher Belange

Bei Drehstrom-Vorhaben wurde der Erdkabel-Pilotansatz 
aus technischen Gründen beibehalten. Die Anzahl der 
Pilotvorhaben wurde im EnLAG (von 4 auf 6)2 und im 
Bundesbedarfsplangesetz (von 1 auf 6)3 erweitert. Fol-
gende Kriterien können zu einer möglichen (Teil-) Erdver-
kabelung auf technisch-wirtschaftlich effizienten Ab-
schnitten führen: 

•	 Annäherung an die Wohnbebauung (400 Meter/ 
200 Meter)

•	 Arten- und Gebietsschutz
•	 Querung von großen Bundeswasserstraßen. 

Mit der Erdverkabelung von Stromleitungen im Höchst-
spannungsnetz verbinden viele Menschen die Hoffnung 
auf einen bürgerfreundlichen Netzausbau. Daraus leiten 
sich eine erwartete Steigerung der Akzeptanz und mithin 
auch eine Beschleunigung der Verfahren und der Umset-
zung der Projekte ab. Erdkabel können einen Beitrag zur 
Lösung von Planungskonflikten leisten. Sie sind nach 
heutigem Stand der Technik aber kein Allheilmittel. 

Erdverkabelung im Drehstrombereich

Derzeit gibt es nur sehr wenige Erfahrungen mit Kabelab-
schnitten im deutschen Übertragungsnetz. Nach weni-
gen innerstädtischen Tunnellösungen (z.  B. in Berlin) 
wurde 2015 in Raesfeld das erste Drehstrom-Erdkabelpi-
lotprojekt realisiert. Der Abschnitt gehört zum EnLAG 
Nr.  5 (Diele-Niederrhein). Aus dem Projekt lassen sich 
eine Reihe von Eigenschaften zukünftiger Erdkabelpro-
jekte ableiten.

2	 Erdkabelfähige Drehstrom-Pilotprojekte nach EnLAG: Nr. 2, 4, 5, 6, 
14, 16

3	 Erdkabelfähige Pilotprojekte Drehstrom-Pilotprojekte nach BBPlG: 
Nr. 6, 7, 31, 34, 42
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Erdkabel entlasten das Landschaftsbild, sind aber mit 
einem großen baulichen Aufwand und Eingriffen in die 
Natur verbunden.

Im Vergleich zum Freileitungsbau ist auch die Verlegung 
der Erdkabel mit massiven Eingriffen in die Natur und 
den Boden verbunden. Die Bauzeit ist deutlich länger: 
Für den knapp 3,4 km langen Erdkabelabschnitt in 
Raesfeld mit einer Übertragungsleistung von ca. 3,6 GW 
waren insgesamt 42 km Kabel für 12 Einzeladern not-
wendig. Die Trassenbreite der Kabelstrecke beträgt nach 
Fertigstellung ca. 25 m. Während der Bauphase war eine 
über 40 Meter breite Baubedarfsfläche erforderlich. Für 
die Verlegung des Kabels mussten 24 Verbindungsmuf-
fen gesetzt werden. An den beiden Enden der Erdkabel-
strecke entstehen jeweils Kabelübergabestationen die 
eine Grundfläche von 60 x 80 m in Anspruch nehmen 
(Höhe jeweils 14 Meter). Der Bau der Kabelstrecke benö-
tigte ca. ein Jahr. 

Insbesondere für landwirtschaftliche Nutzflächen werden 
bei der Verlegung von Erdkabeln Auswirkungen disku-
tiert. Dabei spielt die Bodenerwärmung durch die Kabel 
eine besondere Rolle. Es liegen bislang nur wenige lang-
fristige Erkenntnisse über die Auswirkungen auf die 
Fruchtbarkeit und Ertragskraft der Böden vor. Die Kabel 
werden so bodenschonend wie möglich verlegt. Baube-
gleitende Monitorings in Zusammenarbeit mit den Land-
wirten sollen diesbezügliche Fragen in den kommenden 
Jahren klären. Darüber hinaus ergeben sich Nutzungs-
einschränkungen. Auf dem verbleibenden Schutzstreifen 
dürfen keine Baumaßnahmen vorgenommen oder tief-
wurzelnde Gehölze gepflanzt werden. Der Anbau übli-
cher landwirtschaftlicher Feldfrüchte ist jedoch problem-
los möglich. In Waldgebieten entstehen Schneisen, so-
fern keine ausreichend breiten Waldwege zur Verfügung 
stehen.

Deutliche Mehrkosten gegenüber 
Freileitungsbau 

Gegenüber einer Freileitung müssen bei einer Verkabe-
lung höhere Investitionskosten angesetzt werden: Je 
nach zu übertragender Leistung und örtlichen (tiefbauli-
chen) Gegebenheiten ergeben sich bei der Drehstrom-
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technik etwa vier- bis zehnmal so hohe Investitionskos-
ten. Dabei liegt die erwartete Lebensdauer von Kabeln 
mit ca. 40 Jahren deutlich unter der von Freileitungen.

Bei dem Raesfeld-Projekt lagen die Mehrkosten bei ei-
nem Faktor von sechs. Für die Verlegung des Kabels gab 
es hier verhältnismäßig einfache Verhältnisse: geradlini-
ger Streckenverlauf in sandigem bis lehmigem Boden; 
aufwändige Kreuzung nur einer Bundesstraße und zwei-
er Rohrleitungen. 

Herausforderungen für die Systemsicherheit

National und international gibt es nur wenige Erkenntnis-
se zum Verhalten der Einzelkomponenten unterirdischer 
Übertragungssysteme im Verbundnetz. Daher muss die 
systemverträgliche Grenze beim Einsatz von 380-kV-Erd-
kabeln (AC) von Projekt zu Projekt neu bestimmt werden. 
Mit jeder Kabelverlegung gilt es zu prüfen, ob und wie 
sich das Systemverhalten des Netzes ändert und inwie-
fern gegebenenfalls weitere Abhilfemaßnahmen nötig 
werden. 

Aufgrund der physikalischen Eigenschaften des Dreh-
stroms sind die Längen der Kabelstrecken grundsätzlich 
begrenzt. Ab einer Kabellänge von ca. 15 km sind so 
genannte Kompensationsanlagen (z. B. zusätzliche Spu-
len) notwendig, um die Übertragungsfähigkeit zu halten. 
Mit jedem dieser Elemente wird das System immer kom-
plexer und schwieriger zu steuern. Weitere technische 
Schwachpunkte bei der Verlegung der Kabel sind die 
Kabelmuffen. Diese Verbindungsstücke sind notwendig 
um die einzelnen Kabelstücke, die aufgrund ihres Trans-
portgewichtes eine Länge von ca. 1 km nicht überschrei-
ten können, baulich miteinander zu verbinden. 

Die empirischen Erfahrungen der deutschen Übertra-
gungsnetzbetreiber sowie Ergebnisse internationaler Un-
tersuchungen zeigen, dass Erdkabel eine geringere Ver-
fügbarkeit im Vergleich zu Freileitungen haben. Dieses 
Risiko nimmt zu, je mehr Erdkabel im Netz verlegt sind. 
Das ist in erster Linie aufgrund der längeren Reparatur-
dauern zu erwarten. Bei Kabelschäden muss der Fehler 
zunächst aufwändig geortet und die Fehlerstelle freige-

legt werden. Je nach Fehlerereignis kann die Reparatur 
mehrere Wochen in Anspruch nehmen. 

Im Drehstrombereich erhöhen Erdkabel die systemtech-
nischen Herausforderungen für das deutsche Übertra-
gungsnetz. Sie sind mit großem baulichen Aufwand und 
Eingriffen in die Natur und vier – bis zehnmal so hohen 
Investitionskosten verbunden. Die aktuellen Projekte ha-
ben Pilotcharakter, um die neue Technologie in der 
Höchstspannung zu testen und betriebliche Erfahrungen 
zu sammeln. 

Erdverkabelung im Gleichstrombereich

Die Verkabelung im Gleichstrombereich (DC) ist sowohl 
aus Systemsicht als auch aus baulicher Sicht einfacher 
als in Drehstromtechnik. Die Mehrkosten liegen daher 
niedriger bei einem Faktor von drei bis acht. Allerdings 
sind in Deutschland bislang keine DC-Verkabelungspro-
jekte an Land, die höhere Leistungen übertragen, reali-
siert worden. Erfahrungen ergeben sich aus ausländi-
schen Projekten, der Verlegung von Kabeln im Offshore-
bereich, sowie von Offshore-Anbindungen mit niedrige-
ren Übertragungsleistungen. Die Ergebnisse sind auf-
grund der großen Abhängigkeit von topologischen Gege-
benheiten bei der Erdkabelverlegung bzw. der geplanten 
Höhe der Übertagungsleistung der HGÜ-Projekte von 
mind. 2 GW aber nicht 1:1 übertragbar. 

Baulich betrachtet können Gleichstromkabel im Ver-
gleich zu Drehstromkabel über längere Strecken verlegt 
werden. Der Grund dafür ist physikalischer Natur, da das 
Kabel in der Gleichstromtechnik keinen permanenten 
Ladestrom benötigt. Auch die verbleibenden Kabelgrä-
ben sind je nach Übertragungskonzept und verwendeter 
Spannung bis zu einem Drittel schmaler als bei Dreh-
strom. Allerdings sind die Konverter an den jeweiligen 
Anfangs- und Endpunkten der Leitung deutlich größer 
und technisch wesentlich aufwändiger als Kabelüberga-
bestationen.

Mit einem höheren Anteil der Verkabelung steigt jedoch 
auch hier die Wahrscheinlichkeit der Nichtverfügbarkeit 
der Leitung. Insbesondere für kunststoffisolierte Kabel, 
die für die HGÜ-Leitungen zum Einsatz kommen sollen, 

>Im Drehstrombereich 
erhöhen Erdkabel 

die systemtechnischen 
Herausforderungen für das deutsche 
Übertragungsnetz.

>Die Mehrkosten für die 
Verlegung von Erdkabel liegen 

bei einem Faktor von drei bis acht in 
Abhängigkeit von den tiefbaulichen 
Gegebenheiten.
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gibt es nur sehr begrenzte Betriebserfahrungen. In den 
vergangenen Jahren wurden nur wenige Leitungen in der 
320-kV-Spannungsebene verlegt. Demnach gibt es der-
zeit noch keine belastbaren Aussagen zur Verfügbarkeit 
solcher Kabelanlagen. Der Ausfall einer leistungsstarken 
HGÜ-Verbindung oder eine längere Nichtverfügbarkeit 
müsste durch das vorhandene Drehstromnetz kompen-
siert werden. 

Im Gleichstrombereich hat die Verlegung von Erdkabel 
einen gesetzlichen Vorrang vor dem Bau von Freileitun-
gen. Aufgrund der Eigenschaften des Gleichstroms ist 
dieser Vorrang aus baulicher und systemtechnischer 
Sicht zu verantworten, aber auch hier gibt es nur be-
grenzte Betriebserfahrungen. Die gewünschte Förderung 
der Akzeptanz für den Netzausbau wird sich im Rahmen 
der Umsetzung der Projekte in den kommenden Jahren 
erweisen müssen.

>Im Gleichstrombereich hat die 
Verlegung von Erdkabel einen 

gesetzlichen Vorrang vor dem Bau 
von Freileitungen.
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5.	WEC Intern

World Energy Council
Der World Energy Council (WEC) wurde 1923 mit Sitz in 
London gegründet. Ihm gehören heute rund 100 nationa-
le Komitees an, die über 90 % der weltweiten Energie
erzeugung repräsentieren. Der WEC ist die Plattform für 
die Diskussion globaler und langfristiger Fragen aus 
Energiewirtschaft, Energiepolitik und Energietechnik. Als 
nichtstaatliche, gemeinnützige Organisation bildet der 
WEC ein weltweites Kompetenznetz, das in Industrielän-
dern, Schwellenländern und Entwicklungsländern aller 
Regionen vertreten ist.

Die Aktivitäten des WEC umfassen das gesamte Spekt-
rum der Energieträger – Kohle, Öl, Erdgas, Kernenergie 
und erneuerbare Energien – sowie die damit verbunde-
nen Umwelt- und Klimafragen. Damit ist er das einzige 
energieträgerübergreifende globale Netzwerk dieser Art. 
Sein Ziel seit der Gründung ist es, die nachhaltige Nut-
zung aller Energieformen voranzutreiben – zum Wohle 
aller Menschen.

Mit diesem Ziel führt der WEC Studien sowie technische 
und regionale Programme durch. Alle drei Jahre richtet 
der WEC die bedeutendste internationale Energiekonfe-
renz, den World Energy Congress, aus. Ziel dieser mehr-
tägigen Veranstaltung ist es, ein besseres Verständnis 
energiewirtschaftlicher Fragen und Lösungsansätze aus 
einer globalen Perspektive heraus zu fördern.

www.worldenergy.org 

Weltenergierat – Deutschland
Der Weltenergierat – Deutschland vertritt die deutsche 
Energiebranche im World Energy Council (WEC). Ihm ge-
hören Unternehmen der Energiewirtschaft, Verbände, wis-
senschaftliche Institutionen sowie Einzelpersonen an. Als 
nichtstaatlicher, gemeinnütziger Verein ist der Weltenergie-
rat – Deutschland unabhängig in seiner Meinungsbildung. 
Im Präsidium des Vereins sind alle Energieträger repräsen-
tiert.

Ziel des Weltenergierat – Deutschland ist die Umsetzung 
und Verbreitung der WEC-Arbeitsergebnisse in Deutsch-
land, insbesondere um den globalen und längerfristigen 
Aspekten der Energie- und Umweltpolitik auch in der 
nationalen Diskussion Beachtung zu verschaffen.

Zu diesem Zweck arbeitet der Weltenergierat – Deutschland 
an den Positionen und Studien des WEC intensiv mit. Da-
neben organisiert er auch eigene Veranstaltungen, führt 
eigene Studien durch und gibt mit der vorliegenden Publi-
kation „Energie für Deutschland“ jährlich einen Überblick 
über die wichtigsten energiewirtschaftlichen Daten und 
Perspektiven für die Welt, Europa und für Deutschland.

 
 
 

www.weltenergierat.de

For sustainable energy.
Weltenergierat - Deutschland
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Veranstaltungen 2015 / 2016

9. Deutsch-Afrikanisches Energieforum – 
„European Power for Africa“
4. – 5. Mai, 2015 Hamburg

“There are no jobs without industrialization. There is no 
industrialization without energy.” sagte Dr. Stefan Liebing, 
Vorsitzender, Afrika-Verein der Deutschen Wirtschaft, in 
seiner Eröffnungsrede beim 9. „German-African Energy 
Forum“ in Hamburg. Er machte deutlich, dass die derzei-
tige Flüchtlingswelle von Afrika nach Europa unmittelbar 
mit dem Thema der Konferenz verbunden ist: Ohne den 
Aufbau von Energieinfrastruktur sei keine wirtschaftliche 
Entwicklung auf dem afrikanischen Kontinent möglich.

30 % aller globalen Neufunde von Energierohstoffvor-
kommen der letzten Jahre befanden sich in Subsahara 
Afrika. In 27 Ländern Afrikas konnte 2014 ein Wirt-
schaftswachstum von über 5 % verzeichnet werden. Das 
Potenzial für wirtschaftliche Entwicklung und Investitio-
nen im afrikanischen Energiesektor bleibt enorm: Zwi-
schen 2000 und 2012 ist die Energienachfrage auf dem 
afrikanischen Kontinent um 54 % gestiegen. Das Investi-
tionspotenzial wird auf rund 800 Mrd. USD geschätzt – 
bislang wurden 4 Mrd. USD investiert. Vielschichtige Fi-
nanzierungsmechanismen, Versicherungen und Kapital-
geber standen vor allem im Fokus der Diskussionen; po-
litische Instabilitäten sowie komplexe Finanzierungsrisi-
ken bleiben weitere Herausforderungen. 

Ein weiteres wichtiges Anliegen für den Stromsektor ist 
Klimaschutz. Investitionen in Maßnahmen werden je-
doch erst mit einem ernsthaften CO2-Preis möglich. Für 
den afrikanischen Kontinent ist Klimaschutz in zweifa-
cherweise eine Herausforderung: Zum einen werden vie-
le Landstriche durch die zunehmenden Wetterextremen 

stärker leiden als andere Teile der Welt. Zum anderen 
wird die angestrebte wirtschaftliche Entwicklung nicht 
ohne fossile Energieträger auskommen. Für den Aufbau 
von energieintensiven Industrien werden nach Dr. Kwa-
bena Donkor, Minister of Power, Ghana, grundlastfähige 
Kraftwerke gebraucht, obwohl in einigen Ländern, wie in 
seinem, bereits Einspeisevergütungen für erneuerbare 
Technologien existieren. Zunehmend rücken die afrikani-
schen „Lion States“ in den Mittelpunkt internationaler 
Betrachtung volkswirtschaftlicher Entwicklungen; bislang 
sprach man nur von den asiatischen „Tiger States“.

Neben dem Bürgermeister von Hamburg, Olaf Scholz, 
den Staatssekretären Rainer Baake und Stephan Stein-
lein, sprachen auf dem Forum zahlreiche afrikanische 
Minister und Vertreter internationaler Organisationen 
über die zukünftige Zusammenarbeit im Energiesektor. 
Philippe Joubert, Vorsitzender der Global Electricity Ini
tiative des World Energy Council präsentierte die Ergeb-
nisse einer globalen Umfrage unter CEOs des Stromsek-
tors. Der Weltenergierat – Deutschland ist seit einigen 
Jahren Kooperationspartner der Veranstaltung.

Präsentation der Studie „Versorgungssicherheit 
europäisch denken“
30. Juni 2015, Berlin / 1. Juli 2015, Brüssel

Anlässlich der Diskussionen um das Strommarktdesign 
der Zukunft und der Vision einer europäischen Energie-
union hatte der Weltenergierat – Deutschland die Prog-
nos AG mit einer Untersuchung der Vorteile einer enge-

5.1	 Höhepunkte 2015 / 2016

Philippe Joubert, Vorsitzender der Global Electricity Initiative, World 
Energy Council

Dr. Uwe Franke, Präsident, Weltenergierat – Deutschland (rechts) mit 
Staatssekretär Rainer Baake, Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie
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ren Strommarktintegration in Europa beauftragt. In dieser 
bisher umfangreichsten Potenzialanalyse wurden die 
Chancen und Voraussetzungen einer intensivierten euro-
päischen Integration der Strom- und Leistungsmärkte 
analysiert und vielversprechende Synergiepotenziale 
identifiziert.

Unter der Voraussetzung eines Stromnetzes, das nicht 
mehr durch die jetzigen Netzengpässe eingeschränkt 
wäre, könnten in den sieben Ländern des Pentalateralen 
Forums (DE, BE, NL, LU, FR, AT, CH) im Jahr 2030 zwi-
schen 2 und 15 Gigawatt Leistung weniger vorgehalten 
werden, im wahrscheinlichsten Fall zwischen 8 und 10 
Gigawatt. Hierzu müssten der in Europa nicht immer 
gleichzeitige Verbrauch und die durch das Wetter variie-
rende Einspeisung durch Erneuerbare besser ausgenutzt 
werden. Im gesamten Untersuchungsraum von 15 Län-
dern Europas wären es sogar zwischen 15 und 50 Giga-
watt Leistung Windeinspeisung, im wahrscheinlichsten 
Fall zwischen 27 und 34 Gigawatt.

Am 30. Juni bzw. 1. Juli 2015 präsentierte der Weltenergie-
rat – Deutschland die Ergebnisse der Studie und diskutierte 
diese mit hochkarätigen Experten in Berlin und Brüssel. 

In Berlin diskutierten Rainer Baake, Staatssekretär des 
BMWi, Dr. Leonhard Birnbaum, Vice Chair Europe, World 
Energy Council, Dr. Volker Oschmann, Referatsleiter, 
BMWi, Dr. Urban Keussen, Vorsitzender der Geschäfts-
führung der TenneT TSO GmbH, Hans E. Schweickardt, 
ehem. Verwaltungsratspräsident der Alpiq Holding AG, 
Dr. Norbert Schwieters, Leiter des Bereichs Energiewirt-

schaft, PWC. In Brüssel nahmen Einari Kisel, Regional 
Manager Europe beim World Energy Council, Dr. Florian 
Ermacora, Head of Unit, EU Kommission, Didier Sire, 
Executive Vice President Strategy bei ENGIE, sowie Kon-
stantin Staschus, Secretary General bei ENTSO-E Stel-
lung.

International Expert Round Table on Oil & Gas 
mit der Stiftung Wissenschaft und Politik
2. – 3. September 2015, Berlin

Jedes Jahr veranstaltet der Weltenergierat – Deutschland 
zusammen mit der Stiftung Wissenschaft und Politik 
(SWP) internationale Expertenworkshops zu aktuellen geo-
politischen Themen der Öl- und Gasbranche in Berlin. 

Dieses Mal diskutierten die Teilnehmer die wirtschaftli-
chen und politischen Implikationen der niedrigen Ölprei-
se im Up- und Downstream Bereich, sowie die Auswir-
kungen für Importeure und Exporteure. Aus dem Preis-
verfall ergeben sich vielschichtige Dynamiken auf dem 
Energiemarkt, die auch andere Energieträger sowie In-
vestitionen in neue Projekte beeinflussen. Ein weiterer 
Themenschwerpunkt bildete die Versorgungssicherheit 
Europas und die politischen Veränderungen im Nahen 
Osten/Nordafrika („From an Arab Spring to an Islamic 
Winter“) sowie die Beziehung zu Russland. Neue wichti-
ge Akteure werden derzeit sichtbar, wie beispielsweise 
der Iran, der langfristig eine Bedeutung auf dem globalen 
Öl- und Gasmarkt haben könnte. Die Veranstaltung fand 
unter Chatham House Rules statt.

Diskussionsrunde unter der Moderation von Dr. Leonhard Birnbaum, Vice Chair Europe, World Energy Council (links; weiter v.l.n.r.): Dr. Volker Osch-
mann, Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, Dr. Norbert Schwieters, Partner, PricewaterhouseCoopers; Hans Schweickardt, ehem. Verwal-
tungsratspräsident der Alpiq Holding AG; Dr. Urban Keussen, Vorsitzender der Geschäftsführung, TenneT TSO GmbH, Jens Hobohm, Leiter Energiewirt-
schaft, Prognos
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2nd Baltic Sea Round Table
10. September 2015, Tallinn, Estland

Im September 2015 trafen sich die Komitees des World 
Energy Council der Ostsee-Anrainerstaaten in Tallinn, 
Estland, um über die aktuell kritischen Themen Versor-
gungssicherheit und globale Wettbewerbsfähigkeit zu 
diskutieren. Insgesamt 18 Teilnehmer hatten sich in der 
Zentrale von Eesti Energia, dem Gastgeber der Veranstal-
tung und gleichzeitig auch mit 90 % Marktanteil größter 
Energieanbieter Estlands, eingefunden. Aus Deutschland 
nahmen Vertreter der Geschäftsstelle des Weltenergiera-
tes aus Berlin sowie von 50Hertz und Siemens teil.

Zentrales Ergebnis der Diskussion um die Versorgungssi-
cherheit war, dass diese sowohl bei Strom als auch bei 
Gas nur in einem integrierten europäischen Kontext si-
chergestellt werden kann. Die Energieunion ist ein erster 
Schritt in diese Richtung. Durch häufig wechselnde Ener-
gieregulierung fehle allerdings die Sicherheit bei der In-
vestition in neue Anlagen.

Bei der Wettbewerbsfähigkeit haben nationale Alleingän-
ge zu einer suboptimalen Allokation von Mitteln geführt. 
Auch beim Ausbau erneuerbarer Energien sollte ein eu-
ropäischer Blick Vorrang haben, da aufgrund klimati-
scher/geographischer Bedingungen nicht jedes Land 
gleich geeignet ist, um Solar, Wind oder Biomasse auszu-
bauen. Viele Länder versuchen, die Kosten ihrer Energie-
wenden durch Befreiungsmechanismen für ihre ener-
gieintensive und im globalen Wettbewerb stehende In-
dustrie zu korrigieren. Doch auch dadurch kommt es zu 
Verzerrungen, und im Stromkostenvergleich hinkt selbst 
das europäische Land mit den günstigsten Strompreisen 
noch weit hinter den USA her.

137. Baden-Badener Unternehmer-Gespräche
13. September – 2. Oktober 2015, Baden-Baden

Die Baden-Badener Unternehmer-Gespräche sind die 
wohl wichtigste und traditionsreichste Institution für die 
Entwicklung des obersten Führungsnachwuchses der 
deutschen Wirtschaft. In diesem Jahr übernahm Dr. Uwe 
Franke, Präsident des Weltenergierat – Deutschland, die 
diesjährige Gesprächsleitung der hochkarätigen Konfe-
renz. Der Weltenergierat gestaltete in diesem Rahmen 
den Konferenztag am 29. September zum Thema „Tri-
lemma Energie: Wirtschaftlichkeit, Sicherheit, Nachhal-
tigkeit“. Als Vortragende an diesem Konferenztag traten 
auf: Dr. Christoph Frei, Generalsekretär des World Energy 
Council, Prof. Ottmar Edenhofer, Chefökonom des Pots-
dam Institut für Klimaforschung, Dr. Frank Mastiaux, Vor-

sitzender der EnBW, Dr. Harald Schwager, Mitglied des 
Vorstandes der BASF, Prof. Orestis Terzidis, Leiter Ener-
gietechnologien beim KIT, Boris Schucht, Vorsitzender 
der Geschäftsführung der 50Hertz Transmission, Dr. Ger-
not Kalkoffen, Vorsitzender von ExxonMobil Central Euro-
pe sowie Prof. Robert Schlögl, Direktor des Fritz-Haber 
Instituts der Max-Planck-Gesellschaft.

Deutsch-Belgische Kooperation:  
Für eine erfolgreiche Energiewende in Europa
8. September 2015, Berlin

Deutschland und Belgien haben im Energiebereich viele 
Gemeinsamkeiten: Beide Länder planen, den Anteil er-
neuerbarer Energien in ihrem Energiemix in den nächs-
ten Jahren deutlich zu erhöhen. Beide stehen vor wichti-
gen Herausforderungen, um ihre Stromnetze an die neue 
Energielandschaft und im Hinblick auf einen europäi-
schen Binnenmarkt anzupassen. Beide Länder planen 
einen Ausstieg aus der Kernenergie. So stellen sich viel-
fach ähnliche Fragen bei Versorgungssicherheit, Kosten 
und Nachhaltigkeit, die beim Diskussionsabend in der 
Botschaft des Königreiches Belgien aufgegriffen wurden.

Es ist verwunderlich, dass es bislang noch keine direkte 
Stromverbindung zwischen beiden Ländern gibt, insbe-
sondere da Deutschland Belgiens wichtigster Handels-
partner ist. Dies wird sich ab 2019 mit „Alegro“ ändern, 
einer 100 km langen Stromleitung mit einer Leistung von 
rund 1.000 MW. Das Hochspannungs-Gleichstrom-Kabel 
erlaubt eine Regelung des Stromflusses, wodurch das 
Stromnetz in der Region insgesamt flexibler und sicherer 
wird. Eine weitere Verbindung von Belgien nach Großbri-
tannien ist in Planung.

Alegro ist ein gelungenes Beispiel für die Kooperation 
zwischen den Netzbetreibern Elia und Amprion. Doch 
auf politischer Ebene sind die Ziele und Voraussetzungen 
andere. Während Deutschland mit seinem Ausbau der 
erneuerbaren Energien mit 27 % der Stromerzeugung 
bzw. 160,6 TWh (in 2014) zügig voranschreitet, sind es 
in Belgien 10 % der Stromerzeugung (7.700 MWh in 
2013). Doch die Belgier schauen auch skeptisch auf die 
deutsche Energiewende: steigender CO2-Ausstoß trotz 
steigender Kosten für den Ausbau der Erneuerbaren und 
den Systemumbau sowie widersprüchliche Politikansätze 
zwischen europäischer, deutscher und Landesebene 
standen im Zentrum der Kritik.

Als Impulsredner trat Professor William D’haeseleer, 
Chairman World Energy Council – Belgien, neben den 
Diskutanten Dr. Klaus Kleinekorte, Mitglied der Ge-
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schäftsleitung von Amprion, Laurent Siquet, Hauptbe-
reichsleiter Strategie von GdF Suez Energie Deutschland 
(ENGIE), Annegret Agricola, Bereichsleiterin Energiesys-
teme und Energiedienstleistungen bei der Deutsche 
Energie-Agentur GmbH (dena), auf. Unterstützt wurde 
die Veranstaltung neben der Botschaft des Königreiches 
Belgien von dessen Partnern, 50Hertz und Elia.

Energietag 2015
1. Oktober 2015, Berlin

Passend zu den aktuellen Entwicklungen in der Energie-
welt befasste sich der diesjährige Energietag des Welt-
energierat – Deutschland mit dem Klimaschutz durch 
Emissionshandelssysteme und dem Einfluss der niedri-
gen Energiepreise. Rund 220 Energieexperten aus Wirt-
schaft, Wissenschaft und Politik aus dem In- und Aus-
land kamen, um namhafte internationale Speaker zu hö-
ren, wie den stellvertretenden Ölminister des Iran, Ro-
knoddin Javadi. Dieser erklärte in seiner Keynote, wie 
sein Land sich nach Aufhebung der Sanktionen Anfang 
2016 in der westlichen Welt positionieren will. Herr Java-
di erwartet, dass die Ölpreise in Anbetracht der vollen 
Vorratslager noch für einige Jahre niedrig bleiben wer-
den, aber dass die Nachfrage mittelfristig zunehmen wird 
und die Preise dann wieder steigen werden. 

Der zweite Redner, Bonang Mohale, Vorsitzender von 
Shell South Africa Energy und Repräsentant von WEC 
Africa, wies darauf hin, dass die extremen Wetterereignis-
se in den letzten 20 Jahren drastisch zugenommen hät-
ten, und dass Investitionen in Maßnahmen zur Stärkung 
der Belastbarkeit der Energieversorgung jetzt und nicht 
erst in einigen Jahren getätigt werden müssten. Das Trio 
der Keynote-Reden komplettierte Jos Delbeke, General-
direktor der Europäischen Kommission. Er war optimis-

tisch bezüglich der COP21 in Paris. Mit den zu diesem 
Zeitpunkt eingegangenen INDCs (Independent Natio-
nally Determined Contributions) würden bereits 60 % der 
globalen Treibhausgasemissionen abgedeckt, und weite-
re Länder bereiteten ihre INDCs vor. 

In der anschließenden von Dr. Carsten Rolle geleiteten 
Podiumsdiskussion erörterte Jos Delbeke zusammen mit 
Dirk Forrister, CEO der International Emissions Trading 
Association, Dr. Christoph Sievering, Leiter Strategic 
Energy Management bei Covestro und Dr. Dirk Weinreich 
vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau 
und Reaktorsicherheit, ob Emissionshandelssysteme der 
Schlüssel zum Klimaschutz sind. Die Diskussion wurde 
kontrovers geführt. Jedoch waren sich alle Diskutanten 
einig, dass solange es noch nicht in jeder Region ein 
Emissionshandelssystem gibt, die Unterschiede zwi-
schen den Regionen ausgeglichen werden müssen, um 
eine Verlagerung der Emissionen (Carbon Leakage) und 
damit verbunden der Arbeitsplätze in andere Regionen 
zu vermeiden. 

Nach der Mittagspause stellten zwei Bundestagsabge-
ordnete ihre politische Sicht auf den Klimaschutz vor: 
Annalena Baerbock, klimapolitische Sprecherin von 
Bündnis90/Die Grünen, sagte, dass der Klimaschutz ei-
nen Riesenkraftakt darstellte, den wir angehen müssen, 
wenn wir uns in Paris auf das 2°-Ziel festlegten. Neben 
den CO2-Minderungszielen seien zusätzliche Ziele not-
wendig, weil das Emissionshandelssystem nicht ausrei-
chend funktioniere und es nicht zu einer Quote von 
100 % erneuerbaren Energien führe, so Baerbock weiter. 

Dr. Anja Weisgerber, Obfrau im Ausschuss für Umwelt, 
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit sagte, dass 
Deutschland das Weltklima nicht alleine retten könne. 
Die ganze Welt müsse sich verpflichten, viele Staaten 

Dr. Uwe Franke, Präsident, Weltenergierat – Deutschland, eröffnete den 
Energietag 2015

Bonang Mohale, Vice Chair Africa, World Energy Council/Vorstand, Shell 
South Africa Energy
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müssten feste Vorgaben machen. Deutschland habe am-
bitionierte Ziele, aber zusätzlich müssten die Bereiche 
klimafreundliches Bauen (über Steuervorteile) und Ver-
kehr angegangen werden. 

Eine erfrischende Perspektive auf die Energie der Zu-
kunft hatte Pirjo Jantunen, Präsidentin der Future Energy 
Leaders des World Energy Council. Diese Gruppe um-
fasst 100 junge Energiefachleute aus der ganzen Welt, 
die sich durch Wissen, Talent, Leidenschaft und Vielfalt 
auszeichnen. Sie halten ein Klimaschutzabkommen für 
absolut essenziell. Die hohe Volatilität bei den Ölpreisen 

wird fortbestehen und zum neuen Normalzustand, und 
sie halten Innovationen insbesondere im Bereich elektri-
scher Speicher für den Schlüssel zur Zukunft. 

In der zweiten Podiumsdiskussion, geleitet von Joan 
MacNaughton vom World Energy Council, stellten sich 
Tom Burke, Vorsitzender von E3G, Peter Fischer vom 
Auswärtigen Amt, Pirjo Jantunen, Francis Perrin, Direk-
tor Strategy and Energy Policy Centre France, und Gre-
gor Pett von E.ON Global Commodities die Frage, wie 
Klimaschutz trotz niedriger Ölpreise möglich ist. Das Ka-
pital sei vorhanden, um in Nachhaltigkeit und Innovation 
investiert zu werden. Es müsse nur in diese Bereiche 
gelenkt werden. Dies könne von staatlicher Seite durch 
Steueranreize oder Strafsteuern erfolgen, oder aber auf 
individueller Ebene durch „Nudging“ (engl.: Anstupsen; 
Methode, um das Verhalten von Menschen in eine poli-
tisch gewünschte Richtung zu lenken, ohne dabei Ge-
setze erlassen oder finanzielle Anreize setzen zu müs-
sen) und Einflussnahme auf das Moralverhalten. Einige 
öl- und gasreiche Länder und Mineralölkonzerne wollten 
und könnten die Förderung von fossilen Brennstoffen 
aber nicht so schnell aufgeben, insbesondere vor dem 
Hintergrund einer weiter wachsenden Nachfrage nach 
Energie. Eine schnelle Dekarbonisierung hätte jedoch 
angesichts des Klimawandels und der Zunahme der ex-
tremen Wetterereignisse eine hohe Priorität. Die Ver-
handlungsergebnisse auf der COP21 in Paris und den 

Roknoddin Javadi, Vize-Minister, Iranisches Ölministerium/Managing Director, National Iranian Oil Company

Jos Delbeke, Generaldirektor, Generaldirektion Energie, Europäische 
Kommission
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Diskussionsrunde unter der Moderation von Dr. Carsten Rolle, Weltenergierat – Deutschland; v.l.n.r.: Jos Delbeke, Generaldirektor, Generaldirektion Ener-
gie, Europäische Kommission, Dirk Forrister, CEO, International Emissions Trading Association, Dr. Dirk Weinreich, Head of Division, Bundesumweltminis-
terium; Dr. Christoph Sievering, Head of Strategic Energy Management, Covestro

Young Energy Professionals des Weltenergierat – Deutschland am Stand
Eine Delegation des türkischen Komitees warb für den World Energy 
Congress im Oktober 2016

Streitgespräch unter der Moderation von Dr. Carsten Rolle zwischen An-
nalena Baerbock, Klimapolitische Sprecherin, Bündnis 90/Die Grünen 
Fraktion, Deutscher Bundestag (mitte) und Dr. Anja Weisgerber, Obfrau 
im Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit, 
CDU/CSU Fraktion, Deutscher Bundestag (rechts)

Pirjo Jantunen, Vositzende der Future Energy Leaders, World Energy 
Council präsentierte die Ergebnisse einer Umfrage unter dem jungen 
Netzwerk der Energiewirtschaft
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folgenden COPs würden zeigen, wie schnell die Dekar-
bonisierung in Anbetracht der niedrigen Ölpreise tat-
sächlich voranschreiten wird.

Präsentation des World Energy Outlook 2015
11. November 2016, Berlin

Der World Energy Outlook (WEO) zählt weltweit zu den be-
deutendsten Energiemarktanalysen und findet internatio-
nal große Beachtung. Am 11. November 2015 präsentierte 
der Direktor der Internationalen Energieagentur, Dr. Fatih 
Birol, vor rund 200 Vertretern der Energiebranche den 
WEO 2015 und die neuesten Projektionen für die Entwick-
lung des Energiesystems bis 2040. Nach der Präsentation 
für die Presse in London am 10. November war Deutsch-
land der erste von ca. 50 anstehenden Auftritten Dr. Birols 
weltweit. Gastgeber der Präsentation des WEO in Deutsch-
land sind in Kooperation das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie (BMWi), der Bundesverband der Deut-
schen Industrie (BDI) und der Weltenergierat – Deutsch-
land. In ihren Grußworten betonten sowohl der Präsident 
des Weltenergierates, Dr. Uwe Franke, als auch der Staats-

sekretär des BMWi, Rainer Baake, den großen Stellenwert, 
die die Energiemarktanalysen der IEA international haben.

Dr. Birol stellte die Ergebnisse zu den Kernthemen der 
diesjährigen Ausgabe – Klimaschutz, Einfluss des niedri-
gen Ölpreises auf Markt, Politik und Wettbewerbsfähig-
keit, sowie Asiens steigender Energiebedarf und die Aus-
wirkungen auf die Welt – vor.

Dabei seien die Anzeichen globaler Energiewenden, kurz 
vor dem entscheidenden Klimagipfel COP21 in Paris An-
fang Dezember sichtbar: Erneuerbare machten 2014 fast 
die Hälfte der neuen Stromerzeugungskapazität weltweit 
aus und waren die zweitgrößte Stromerzeugungsquelle 
nach Kohle. Energieeffizienz sei der entscheidende Fak-
tor in der globalen Eindämmung der Treibhausgase trotz 
steigenden Wirtschaftswachstums. Dieses Auseinander-
driften führe zu einer „happy divorce“ (Dr. Birol bei sei-
nem Vortrag), da bislang die Gleichung gelte höheres 
Wirtschaftswachstum sei gleich höherer CO2-Ausstoss.

Bei der Betrachtung des Ölpreises warnte Dr. Birol vor 
der Abhängigkeit der Ölverbraucher bei langfristig nied-

Unter der Moderation von Joan MacNaughton, Chair of World Energy Trilemma, World Energy Council, diskutierten (v.l.n.r.) Francis Perrin, Direktor, Strat-
egy and Energy Policy Centre France; Gregor Pett, Direktor Market Operations, E.ON Global Commodities; Peter Fischer, Beauftragter für Globalisierung, 
Energie und Klimapolitik; Auswärtiges Amt; Pirjo Jantunen, Vorsitzende der Future Energy Leaders, World Energy Council, Tom Burke, Vorsitzender, E3G
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rigen Ölpreisen: es könne ein potenzielles Szenario der 
Ölkrise in den 1970er Jahren neu entstehen. Über De-
kaden anhaltende niedrige Ölpreise drängten Konkur-
renten vom Weltmarkt und gefährdeten sowohl die Ver-
sorgungssicherheit als auch den weiteren Ausbau er-
neuerbarer Energien. Diese Entwicklung sei der größte 
Feind Erneuerbarer, weil die niedrigen Produktionskos-
ten des Mittleren Ostens sie wettbewerbsunfähig mach-
ten.

Asien, und vor allem die Volksrepublik China und Indien, 
bildeten weitere Kernthemen der Präsentation. Chinas 
Wachstum hat laut Analyse der IEA seinen Gipfel über-
schritten. Energieproduktion und -verbrauch, die heute 
auf ungefähr gleicher Höhe liegen werden bis 2040 aus-
einandergehen: die Produktion wird steigen, der Ver-
brauch, aufgrund der Effizienz, sinken. Indiens Energie-
hunger sei dagegen noch ungestillt. Bei der Betrachtung 
bis zum Jahr 2040 wird für Indien der weltweit höchste 
Verbrauch sowohl für Kohle, Gas als auch PV prognosti-
ziert.

Im Anschluss an Dr. Birols Vortrag diskutierten Dr. Oliver 
Geden, Forschungsgruppenleiter Europa, Stiftung Wis-
senschaft und Politik (SWP), Dr. Timur Gül, Senior Energy 
Analyst der IEA, Sabine Nallinger, Vorstand der Stiftung 
2° sowie Michael Schmidt, Vorstandsvorsitzender der BP 
Europa SE unter der Moderation von Dr. Carsten Rolle, 
Geschäftsführer des Weltenergierat – Deutschland die 
Ergebnisse.

6th German-Arab Energy Forum
25. November 2015, Berlin

2015 fand zum sechsten Mal das Arab-German Energy 
Forum in Berlin statt. Der Weltenergierat – Deutschland 
war erneut Kooperationspartner der Ghorfa (Arab-Ger-
man Chamber of Commerce and Industry e. V.). 300 Teil-
nehmer aus Unternehmen, Wissenschaft und Politik und 
60 hochrangige Redner bewiesen erneut das hohe Inter-
esse an arabisch-deutschen Geschäftsbeziehungen und 
tauschten sich in den Bereichen Unternehmensführung, 
Technologie, Verwaltung, Finanzen und Recht im Ener-
giesektor aus.

Dr. Fatih Birol, Exekutivdirektor der Internationalen Energieagentur

V.l.n.r.: Dr. Carsten Rolle, Geschäftsführer, Weltenergierat – Deutschland; Michael Schmidt, Vorstandsvorsitzender, BP Europa SE; Dr. Timur Gül, Senior 
Energy Analyst, Directorate of Global Energy Economics, Internationale Energieagentur; Sabine Nallinger, Vorständin, Stiftung 2°; Dr. Oliver Geden, For-
schungsgruppenleiter Europa, Stiftung Wissenschaft und Politik
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Nach einer Einführung in das Thema der Session “Ener-
gy Security: Innovations in the Conventional Energy Sec-
tor“ durch Dr. Eng. Ashraf Mahmoud Farag, Undersecre-
tary for Agreements and Exploration, Egyptian Ministry of 
Petroleum and Mineral Resources, diskutierten unter der 
Moderation von Dr. Carsten Rolle, Geschäftsführer des 
Weltenergierat, Prof. Dr. Friedbert Pflüger, CEO, Pflüger 
International GmbH, H.E. Dr. Mohammad Hamed, ehe-
maliger Minister of Energy and Mineral Resources, Jorda-
nien sowie Ashref El Haddar, Consulting Engineer for 
Technical Affairs, General Authority for Electricity and 
Renewable Energy of Libya über Zukunft und Transfor-
mation im konventionellen Energiesektor. Dabei wurden 
der andauernde weltweite Energiehunger und die Be-
mühungen sowohl Deutschlands als auch der arabischen 
Staaten zur Effizienzsteigerung in Produktion und Ver-
brauch hervorgehoben. Deutschland liefere mit seinen 
technischen Innovationen gute Kooperationsmöglichkeit-
en für die arabische Region mit einem hohen ökono-
mischen Wachstumspotenzial bei einer Bevölkerungszahl 
von mehr als 360 Mio. Menschen.

Executive Assembly 
26. – 30. Oktober 2015, Addis Abeba, Äthiopien

Auf der Mitgliederversammlung des World Energy Coun-
cil, in diesem Jahr in Addis Abeba, wurde zunächst über 
die erfolgreichen Aktivitäten in 2015 berichtet. Neben 
etablierten Formaten und Berichten, wie dem „World 
Energy Issues Monitor“ und dem „Trilemma Report“, 
waren in diesem Jahr der „Financing Resilient Infrastruc-
ture Report“ sowie der „Hydropower Report“ als erster 
Baustein der World Energy Resources Analyse 2016 er-
schienen. Für 2016 wird außerdem die Neuauflage der 
„World Energy Scenarios“ bis 2060 erwartet, die vom 
Paul Scherrer Institut modelliert werden. 

Auch berichteten die nationalen Komitees von ihren er-
folgreichen Projekten, wie beispielsweise der „WEC Aca-
demy“, einem Studiengang auf Basis des Arbeitspro-
gramms des World Energy Council in Kolumbien und Ar-
gentinien. Nicole Kaim-Albers, Büroleiterin des Weltener-
gierat – Deutschland berichtete über das „Young Energy 
Professionals“ Netzwerk, das die Öffentlichkeitsarbeit 
des deutschen Komitees im Hinblick auf eine junge Ziel-
gruppe unterstützt.

Am Rande der Mitgliederversammlung traf sich auch die 
Europäische Gruppe des World Energy Council und be-
sprach aktuelle Entwicklungen im Strom- und Gasmarkt 
auf dem Kontinent. Es wurde beschlossen eine Task 
Force zum Thema „Market Design“ zu gründen, um die 

energiepolitische Debatte zu begleiten. Zudem lud WEC 
Frankreich die Gruppe ein, die kommende europäische 
Konferenz in Paris zum Thema „Forschung und Innovati-
on im Energiesektor“ konzeptionell zu begleiten. Der 
Weltenergierat – Deutschland wird sich an beiden Aktivi-
täten beteiligen. 

Ferner tagten die Future Energy Leaders in Addis Abeba 
zu den Themen „Energy access: Innovation and entre-
preneurship to achieve sustainability“ und “Challenges 
and opportunities of scaling up the use of renewable 
energy”. Anja Wagener von E.ON nahm als deutsche 
Vertreterin an dem Future Energy Leaders Summit teil. 
Ferner fand der World Energy Leader’s Summit im An-
schluss an die Mitgliederversammlung statt, ein Forum 
für internationale Entscheider aus Politik und Wirtschaft.

Fachgespräch: Demand Side Management – 
Flexibilisierungspotenziale aus Sicht 
energieintensiver Industrie
14. Januar 2016, Berlin

Lastregelung, auf Englisch auch Demand Side Manage-
ment (DSM) oder Demand Response genannt, bezeich-
net die Steuerung des Energieverbrauchs auf der Nach-
frageseite, um Regelenergie zur Verfügung zu stellen und 
dadurch die Stromnetze zu stabilisieren. Die Rolle der 
Industrie in Deutschland für DSM als Beitrag zur Ener-
giewende wird in vielen Debatten stark unterstrichen. 
Dr. Frank Holtrup, der bis November 2015 Mitarbeiter in 
der Geschäftsstelle des Weltenergierat – Deutschland 
war, hat in unserem Auftrag in der Studie „Potenzial für 
Demand Side Management der energieintensiven Indus-
trie in Deutschland – Eine Kostenbetrachtung am Bei-
spiel der Chlor-Alkali-Elektrolysen“ am Beispiel der Chlor-
herstellung qualitativ abgeschätzt, welche Kosten tat-
sächlich beim DSM anfallen.

Um DSM auf eine breite Basis zu stellen und möglichst 
viele große Konsumenten zur Teilnahme am DSM zu in-
zentiveren, müssen die Vergütungen an technische und 
wirtschaftliche Parameter der unterschiedlichen Prozes-
se angepasst werden. Die Ergebnisse des Papiers wider-
sprechen anderen Studien, die u. a. in das Grünbuch der 
Bundesregierung mit eingeflossen sind. Während im 
Grünbuch von einem Einsparpotenzial von 5 bis 15 GW 
Leistung ausgegangen wird, legen die Berechnungen von 
Dr. Holtrup und andere Studien kurz- bis mittelfristig ein 
Potenzial von nur ca. 3 GW dar.

Die Ergebnisse der Untersuchung von Dr. Holtrup wur-
den am 14. Januar 2016 in einem Fachgespräch zwi-
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schen Vertretern von Wirtschaft, Politik und Wissen-
schaft, zu dem der Weltenergierat – Deutschland eingela-
den hatte, diskutiert. Neben Dr. Holtrup hielten Dr. Marco 
Nicolosi, Geschäftsführer, Connect Energy Economics 
und Hannes Seidl, Stellv. Bereichsleiter Energiesysteme 
und Energiedienstleistungen, Deutsche Energie-Agentur 
(dena) Präsentationen.#

Start-Up Panel auf E-World Energy & Water
16. – 18. Februar 2016, Essen

Die E-world energy & water findet mittlerweile seit 
15 Jahren statt und hat sich als wichtiger Impulsgeber für 
die gesamte Energie- und Wasserwirtschaft etabliert. Das 
Messeprogramm greift die großen energiewirtschaftli-
chen Fragestellungen auf und bereitet einmal mehr die 
anstehende öffentliche Diskussion fachlich vor. Vor allem 
mit der Verknüpfung des Themenbereichs „Smart 
Energy“ und des Forums Energiewende haben die Veran-
stalter eine neue Schnittstelle für die wichtigen Akteure 
der Energiewende geschaffen. Zum ersten Mal hat der 
Weltenergierat – Deutschland die Gestaltung eines Pro-
grammteils auf der E-World, die vom 16. – 18. Februar 
2016 in Essen stattgefunden hatte, übernommen.

Am 17. Februar nutzen sieben Start-Ups (GO2-markets, 
Sm!ght, Sahay Solar, Autogrid, Ancorro Feuerfest- und 
Schmelztechnologie, easyOptimize (neu: Shine) und 

DZ-4) die Chance ihre Geschäftsidee in zehnminütigen 
Pitches zu präsentieren. Von einer Big Data-Anwendung 
bis hin zu einer energiesparenden Beschichtungstechno-
logie waren die unterschiedlichsten Ideen vertreten.

Im Anschluss diskutieren Dr. Harald Kemmann/RWE 
Innovation Hub, Dr. Uwe Leutholf/Gründernetzwerk 
Saxeed, Tobias Schütt/DZ-4 sowie Philipp Engelkamp/
IneraTec mit Dr. Carsten Rolle/Weltenergierat – Deutsch-
land wie Start-Ups und Investoren gemeinsam erfolgre-
ich sein können und wie Rahmenbedingungen für Inno-
vationen in Deutschland verbessert werden könnten. Ein 
Ergebnis der Diskussion war, dass Start-Ups und 
etablierte Unternehmen zwar in Konkurrenz stünden, ab-
er auch voneinander profitieren und gemeinsam Innova-
tionen vorantreiben könnten. Oft sei es dabei für industri-
elle bzw. technologiebasierte Start-Ups, die hohen Kapi-
talbedarf haben, schwieriger von Förderprogrammen zu 
profitieren oder Investoren zu finden als für daten- oder 
servicegetriebene Geschäftsmodelle. Rahmenbedingun-
gen für Innovationen zu verbessern, z. B. durch die Bere-
itstellung von Wagniskapital, Fördermechanismen u. a. 
wurde als gemeinsame Aufgabe von Politik, Unterneh-
men und Universitäten identifiziert.

Dr. Carsten Rolle, Geschäftsführer, Weltenergierat – Deutschland im Gespräch mit Maximilian Pohl, Sahay Solar
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Publikationen 2015/2016

	 Charting the Upsurge in 
Hydropower Development 2015 
Mai 2015

Der Report ist ein kritischer und weit
reichender Überblick zur aktuellen Lage 
und Trends zur Wasserkraft – technolo-
gisch, ökonomisch und sozio-politisch. 

Der Fokus liegt auf dem Wachstum in diesem Sektor und 
den ihm vorgelagerten Herausforderungen, die dafür 
zwingend zu meistern sind. Der globale Wasserkraft-
Markt, der bereits 76 % der erneuerbaren Energien welt-
weit darstellt, kann sein Kapazitätspotenzial bis 2050 von 
derzeit 2.000 GW noch verdoppeln. Dieses Ziel ist sogar 
früher als 2050 erreichbar, wenn Regierungen, Investo-
ren und Banken bei Projekten in wachsenden Volkswirt-
schaften zusammenarbeiten. China, Indien, Brasilien 
und Südostasien zeigen hier einen rapiden Wachstums-
markt. Durch grenzüberschreitende Länderkooperatio-
nen könnte ein riesiges Potenzial an effizienter Wasser-
ressourcennutzung und innovativer Technikentwicklung 
vorangetrieben werden, denn Wasserkraft verbraucht im 
Vergleich zu anderen Energieressourcen sehr wenig sei-
nes Rohstoffes, der weitere Vorteile wie bspw. Hochwas-
serschutz bietet.

	 World Energy Trilemma 2015: 
Priority actions on climate 
change and how to balance the 
trilemma 
Mai 2015

Anlässlich der im Dezember 2015 in 
Paris abgehaltenen 21. Conference of 

the Parties (COP) hat der World Energy Council mit dieser 
Publikation Empfehlungen ausgesprochen. Darin fordert 
er ein klares langfristiges Abkommen, das die wachsende 
Unsicherheit im Energiesektor beseitigen soll. Um Klima-
schutz marktkonform und technologieneutral voranzutrei-
ben, muss CO2 weltweit einen Preis bekommen. Das 
wäre ein besonders effizienter Weg, Investitionen für Kli-
maschutz anzureizen. 

	 Chancen und Voraussetzungen 
einer intensivierten mitteleuropä-
ischen Integration der Strom- und 
Leistungsmärkte 
Juni 2015

Anlässlich der Diskussionen um das 
Strommarktdesign der Zukunft und der 

Vision einer europäischen Energieunion hat der Welt-
energierat – Deutschland die Prognos AG mit einer Un-
tersuchung der Vorteile einer engeren Strommarktinteg-
ration in Europa beauftragt. In dieser bisher umfang-
reichsten Potenzialanalyse wurden die Chancen und Vo-
raussetzungen einer intensivierten europäischen Integra-
tion der Strom- und Leistungsmärkte analysiert und viel-
versprechende Synergiepotenziale identifiziert.

Unter der Voraussetzung eines Stromnetzes, das nicht 
mehr durch die jetzigen Netzengpässe eingeschränkt 
wäre, könnten in den sieben Ländern des Pentalateralen 
Forums (DE, BE, NL, LU, FR, AT, CH) im Jahr 2030 zwi-
schen 2 und 15 GW Leistung weniger vorgehalten wer-
den, im wahrscheinlichsten Fall zwischen 8 und 10 GW. 
Hierzu müssten der in Europa nicht immer gleichzeitige 
Verbrauch und die durch das Wetter variierende Einspei-
sung durch Erneuerbare besser ausgenutzt werden.

	 World Energy Perspective: 
The road to resilience –  
managing and financing extreme 
weather risk 
September 2015

Der Bericht setzt sich mit den Wetter-
risiken in Bezug auf Energie- und Kli-

mapolitik auseinander. Die Anzahl der extremen Wetter-
ereignisse hat sich von 38 Ereignissen 1980 auf 174 Er-
eignisse 2014 mehr als vervierfacht. Als Folge sind Ener-
gieinfrastrukturen immer höheren Belastungen ausge-
setzt von denen auch Europa betroffen ist. Die Autoren 
des Berichts stellen fest, dass dank Smarttechnologien 
die Risiken von unberechenbaren extremen Wetterereig-
nissen für den Energiesektor gemindert werden können. 
Das Augenmerk muss dazu notwendigerweise von den 
einzelnen Energieproduktionsanlagen auf die Wider-
standsfähigkeit der Anlagen im Gesamtverbund überge-
hen, um vor zukünftigen Ereignissen noch besser ge-
wappnet zu sein. Um dies finanzieren zu können, muss 
institutionellen Anlegern ein Markt geboten werden und 
bedeutet einen Systemwandel, der mit erheblichen Kos-
ten verbunden ist. Langzeitinvestoren und institutionelle 
Anleger bieten sich als Investoren für diesen Wandel an. 

WORLD ENERGY COUNCIL
CONSEIL MONDIAL DE L’ÉNERGIE

World Energy Resources

Charting the Upsurge in
Hydropower Development
2015

WORLD ENERGY COUNCIL
CONSEIL MONDIAL DE L’ÉNERGIE

World Energy Trilemma
Priority actions on climate change and how
to balance the trilemma
Project Partner OLIVER WYMAN

WORLD ENERGY COUNCIL
CONSEIL MONDIAL DE L’ÉNERGIE

World Energy Perspective
The road to resilience − managing and
financing extreme weather risks
Project Partners Marsh & McLennan Companies and
Swiss Re Corporate Solutions
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	 Klimawandel – Was er für die 
Energiewirtschaft bedeutet 
Oktober 2015

Die Energiewirtschaft ist einerseits einer 
der Hauptverursacher des Klimawandels, 
andererseits wird sie in besonderem Ma-
ße unter ihm leiden. Denn in den kom-

menden Jahrzehnten wird die Branche sowohl die vielfälti-
gen Folgen der Erderwärmung zu spüren bekommen als 
auch jene der Klimapolitik. Zwar bestehen gerade in der 
Energiewirtschaft viele technische Möglichkeiten, Emissio-
nen zu mindern. Um Klimaschutz marktkonform und 
technologieneutral voranzutreiben, muss CO2 weltweit ei-
nen Preis bekommen. Das wäre ein besonders effizienter 
Weg, Investitionen für Klimaschutz anzureizen. Dies sind 
Kernergebnisse eines vom Weltenergierat – Deutschland 
und dem Wissenschaftsportal klimafakten.de veröffent-
lichten Reports. Er fasst erstmals in deutscher Sprache die 
Kernergebnisse des jüngsten Weltklimaberichts zusam-
men, die für den Energiesektor relevant sind.

	 2015 Energy Trilemma Index: 
Benchmarking the sustainability 
of national energy systems
November 2015

Auch in der fünften Auflage des Trilem-
ma Index werden anhand verschiedener 
Kriterien knapp 130 Länder dahinge-

hend beurteilt, wie gut sie das energiepolitische Zieldrei-
eck von Versorgungssicherheit, Wirtschaftlichkeit und 
Umweltverträglichkeit umsetzen. Im Vergleich zum letz-
ten Jahr fällt Deutschland um zwei Plätze und wird mit 
einer BBB-Beurteilung auf Rang 13 von 130 Ländern 
eingestuft. Angeführt wird das Ranking von der Schweiz 
und Schweden, die als einzige eine AAA-Wertung erhiel-
ten. Als weiterhin sehr stark wird Deutschland darin ein-
geschätzt wie gut ausbalanciert die Faktoren des Trilem-
ma seien. Verschlechterungen werden in den Punkten 
Versorgungssicherheit und Wirtschaftlichkeit erwartet, 
auch wenn diese noch stabil geblieben seien. Mit dem 
Beginn der Energiewende wurde Deutschland auf die 
negative Beobachtungsliste aufgenommen und bleibt 
auch in 2015 darauf. Auf der Liste finden sich außerdem 
Italien, Japan und Großbritannien sowie seit 2015 die 
USA und Südafrika. Auf die Beobachtungslisten werden 
diejenigen Länder genommen, für die z. B. durch politi-
sche Rahmenbedingungen oder strukturelle Problem-
stellungen signifikante negative oder positive Verände-
rungen in der Umsetzung des Zieldreiecks erwartet wer-
den.

	 Potenzial für Demand Side 
Management der Chlor-Alkali-
Elektrolysen 
Januar 2016

Lastregelung, auf Englisch auch Demand 
Side Management (DSM) oder Demand 
Response genannt, bezeichnet die Steu-

erung des Energieverbrauchs auf der Nachfrageseite, um 
Regelenergie zur Verfügung zu stellen und dadurch die 
Stromnetze zu stabilisieren. Die Rolle der Industrie in 
Deutschland für DSM als Beitrag zur Energiewende wird 
in vielen Debatten stark unterstrichen. In dem Bericht im 
Auftrag des Weltenergierat – Deutschland wurde am 
Beispiel der Chlorherstellung qualitativ abgeschätzt, 
welche Kosten tatsächlich beim DSM anfallen.

	 World Energy Resources: 
E-storage: Shifting from cost to 
value 2016 
Januar 2016

Der Bericht untersucht die tatsächliche 
Wertermittlung von Speichertechnologi-
en und zeigt diese anhand der Anwen-

dungsfälle Photovoltaik und Wind in Kombination mit 
Energiespeichern. Hierfür sollten nicht nur Kostenaspek-
te sondern auch Ertragskomponenten berücksichtigt 
werden. Denn Technologie mit den niedrigsten Investiti-
onskosten stellt nicht immer die beste Gesamtlösung dar. 
Spezifische Besonderheiten eines Speicherprojekts in 
Kombination mit Stromerzeugungsanlagen benötigen da-
her eine individuelle Untersuchung ihrer Wirtschaftlich-
keit.

Der Bericht empfiehlt weiterhin die Marktbedingungen 
für Speichertechnologien zu optimieren, beispielsweise 
mit der Entwicklung von Flexibilitätsmärkten. Der Bericht 
schätzt außerdem, dass mit vielen bereits bestehenden 
neuen Technologieinnovationen, die noch auf ihre Markt-
reife warten, die Speicherkosten von Energie um bis zu 
70 % über die nächsten 15 Jahre sinken werden. Er zeigt 
auf, welche Prozesse allgemein zu Kostensenkungen in 
der Energiegewinnung führen und selbst die Nachfrage 
nach Rohöl verringern könnten. Der Bericht ist die Arbeit 
von 23 führenden Industrie- und Hochschulexperten 
weltweit im Knowledge Network des World Energy Coun-
cil in Zusammenarbeit mit DNV GL und PwC.

WORLD ENERGY COUNCIL
CONSEIL MONDIAL DE L’ÉNERGIE

2015 Energy Trilemma Index
Benchmarking the sustainability of national
energy systems
Project Partner OLIVER WYMAN

Potenzial für Demand Side Management
der energieintensiven Industrie
in Deutschland

Eine Kostenbetrachtung am Beispiel der
Chlor-Alkali-Elektrolysen

von Dr. Frank Holtrup,
Weltenergierat — Deutschland e.V., Berlin 2015

WORLD ENERGY COUNCIL
CONSEIL MONDIAL DE L’ÉNERGIE

World Energy Resources
E-storage: Shifting from cost to value
Wind and solar applications

2016
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	 World Energy Resources: 
Unconventional gas, a global 
phenomenon
Februar 2016

Erdgas ist derzeit die Nummer drei der 
fossilen Brennstoffe im weltweiten Pri-
märenergiemix. Das in den letzten Jah-

ren stark aufgekommene Phänomen der unkonventionel-
len Erdgasförderung – vor allem die Förderung von 
Schiefergas in den USA, auch als Fracking bekannt, wird 
neben konventioneller Gasförderung auch in den näch-
sten Jahren weiterhin globale Auswirkungen auf den in-
ternationalen Energiemarkt haben. Die Lagervorkommen 
von unkonventionellem Gas auf sich verändernde Markt-
dynamiken sollten nicht unterschätzt werden. Nun, da 
weitere unkonventionelle Gase wie australisches Kohle-
flözgas (CBM) und US-Schiefergas (Shale Gas) neben 
Tight Gas aus Deutschland, Russland, Argentinien und 
den Niederlanden auf dem internationalen Mark als ver-
flüssigtes Erdgas (LNG) agieren, werden die Auswirkun-
gen der Fördermengen nicht mehr nur regionale Märkte 
unter Druck bringen. Die Studie beschäftigt sich intensiv 
mit dem Thema und versucht Trends innerhalb der Sha-
le-Gas-Revolution aufzuzeigen, von denen drei im globa-
len Kontext bedeutsam werden: Vernetzte Märkte, inter-
nationales Wachstum von unkonventionellem Gas und 
Shifting Portfolio Zuweisungen.

	 World Energy Issues Monitor 
2016
März 2016

Für europäische Energieexperten waren 
die Rolle Russlands, das internationale 
Klimaschutzabkommen sowie der Fort-
schritt bei Speichertechnologien die 

wichtigsten Themen 2015. Doch wie sieht es in Südame-
rika, Asien und anderen Teilen der Welt aus? Die neueste 
Auflage des jährlich erscheinenden World Energy Issues 
Monitor vermittelt einen leicht verständlichen Überblick 
über die Themen, die Energieexperten aus fast 80 Staa-
ten zur Zeit als unsicher und relevant für den Energiesek-
tor erachten. Dabei werden Trends aus den Bereichen 
Technologie, Geopolitik, Marktbedingungen und Volks-
wirtschaft näher betrachtet. Die „Issues Maps“ sind so 
gestaltet, dass die Positionierung von Themen global, re-
gional und auf Länderebene verglichen werden kann. Die 
Analyse erlaubt dem Leser dabei nicht nur nach Bedeu-
tung zu kategorisieren, sondern ermittelt auch den un-
mittelbaren Handlungsbedarf aus Sicht der Entscheider 
aus Wirtschaft und Politik. 

5.2	 Ausblick

Geplante Veranstaltungen

LNG – exploring German/Dutch opportunities
12. Mai 2016

Young Energy Forum
3. Juni 2016, Berlin

USA Delegationsreise
10. – 15. Juli 2016, Washington/San Francisco

Oil & Gas Expert Round Tables
8. – 9. September 2016, Berlin

Baltic Sea Round Table
Vilnius

Energietag 2016
29. September 2016, Berlin

World Energy Congress
9. – 13. Oktober 2016, Istanbul

World Energy Outlook 2016
November 2016, Berlin

Geplante Publikationen

World Energy Trilemma 2016
Juni 2016

World Energy Perspectives:  
Renewables Systems Integration
Juni 2016

World Energy Scenarios 2060
October 2016

World Energy Resources
October 2016

2016 Energy Trilemma Index
October 2016

WORLD ENERGY COUNCIL
CONSEIL MONDIAL DE L’ÉNERGIE

World Energy Resources
Unconventional gas, a global phenomenon
Project Partner: Accenture Strategy

World Energy
Issues Monitor 2016

A CLIMATE OF INNOVATION –
RESPONDING TO THE
COMMODITY PRICE STORM
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Präsidium

Dr. Uwe Franke (Präsident)
Dr. Rolf Martin Schmitz, RWE AG  
(Stellvertreter des Präsidenten)
Prof. Dr. Klaus-Dieter Barbknecht, (Schatzmeister)
Prof. Dr. Dominik Godde, DTK
Carsten Haferkamp, AREVA GmbH
Dr. Karsten Heuchert, VNG – Verbundnetz Gas AG 
Andreas Kuhlmann, Deutsche Energie Agentur GmbH 
(dena)
Dr. Frank Mastiaux, EnBW AG
Mario Mehren, Wintershall Holding GmbH
Willibald Meixner, Siemens Power and Gas
Dr. Klaus Schäfer, Covestro AG 
Michael Schmidt, BP Europe SE
Boris Schucht, 50Hertz Transmission GmbH 
Dr. Axel Stepken, TÜV Süd AG
Dr. Johannes Teyssen, E.ON SE

Ehrenpräsidenten

Dr. Gerhard Ott
Jürgen Stotz

Präsidialausschuss

Olivier Feix, 50Hertz Transmission GmbH (Vorsitzender)
Dr. Hans-Peter Böhm, Siemens AG 
Dr. Ruprecht Brandis, BP Europa SE
Vera Brenzel, E.ON SE
Dr. Peter Heinacher, RWE AG
Bernhard Kaltefleiter, VNG – Verbundnetz Gas AG 
Heiko Meyer, Wintershall Holding GmbH 
Arnulf Nöding, AREVA GmbH
Andreas Renner, EnBW Energie Baden-Württemberg AG 
Dr. Christoph Sievering, Bayer MaterialScience AG
Dr. Karsten Xander, TÜV Süd AG

Geschäftsstelle

Dr. Carsten Rolle (Geschäftsführer) 
Nicole Kaim-Albers
Natascha Paladini
Tobias Poeschl
Snjezana Tomic

Redaktionsgruppe Energie für Deutschland

Dr. Hans-Wilhelm Schiffer, RWE AG (Vorsitzender) 
Dr. Rainer J. Abbenseth
Dr. Werner Bledau, Weltenergierat – Deutschland e. V. 
Martin Czakainski, ETV GmbH
Ulrike Dorner, BGR
Barbara Fischer, Amprion GmbH
Prof. Manuel Frondel, RWI
Dr. Christoph Gaedicke, BGR 
Daniel Genz, Vattenfall GmbH 
Christian Güthert, GASAG
Enno Harks, BP Europa SE

Dr. Jörg Jasper, EnBW AG
Dr. Peter Klüsener, Siemens AG
Maren Liedtke, BGR
Arnulf Nöding, AREVA GmbH 
Natascha Paladini, Weltenergierat – Deutschland e. V.
Viola Rocher, EnBW
Christoph Stolz, BDEW
Dr. Paul Suding
Dr. Stefan Ulreich, E.ON SE 
Dr. Martin Wedig, GVSt

Young Energy Professionals (YEP) 

Samuel Alt, Siemens AG 
Dr. Tobias Bader
Christina Beestermöller, Alliander
Hannes Bieler, Mitsubishi Hitachi Power Systems 
Europe GmbH
Dr. Kristina Bogner, Schneider Electric GmbH
Ulrike Döring, Vogel Business Media GmbH & Co. KG
Marc Eisenreich, BKW Energie AG 

Nathalie Gerl, Natgas
Christine Heinrich, Marquard & Bahls AG 
Jörn Higgen, Uniper
Frederike Jung, Uniper
Florian Kortmann, Mitsubishi Hitachi Power Systems 
Europe GmbH
Dr. Luis-Martin Krämer, bofest consult GmbH 
Stefanie Langer, Team Consult G.P.E. GmbH

5.3	 Gremien des Weltenergierat – Deutschland
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Marc Lendermann, Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie
Christoph Menzel, World Energy Council
Matthias Müller, Siemens AG
Tobias Noack, Gazprom Germania GmbH 
Annina Ogrizek, 50Hertz Transmission GmbH 
Victoria Orioli, Siemens AG

Stefan Saatmann, Vattenfall Metering GmbH 
Ingmar Schaaf, RWE Supply & Trading GmbH 
Chris Schmelter, Stromnetz Hamburg GmbH 
Armin Schwab, Voith Hydro GmbH & Co KG
Fabian Wiegand, Ecofys
Christoph Wüstemeyer, AGIC Capital

Mitglieder Weltenergierat – Deutschland

Amprion GmbH
A.T. Kearney GmbH
Anwaltssozietät Freshfields Bruckhaus Deringer 
AREVA NP GmbH
Autobahn Tank & Rast Holding GmbH 
BDEW Bundesverband der Energie- und 
Wasserwirtschaft e. V.
BGR – Bundesanstalt für Geowissenschaften  
und Rohstoffe
BNL Clean Energy AG 
BP Europa SE 
Bundesverband Neue Energiewirtschaft e. V.(bne)
CESI/IPH GmbH
CMS Hasche Sigle, Partnerschaft von Rechtsanwälten 
und Steuerberatern mbB
Covestro AG
DEA Deutsche Erdoel AG
DEBRIV – Deutscher Braunkohlen-Industrie Verein
Deutsche Energie-Agentur GmbH (dena)
Deutscher Verband Flüssiggas e. V. (DVFG) 
Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches e. V. 
Deutsches Atomforum e. V.
Deutsches ITER Industrie Forum e. V. (DIIF)
Deutsches TalsperrenKomitee e. V. 
DNV GL SE
DOW Deutschland Inc.
EnBW Energie Baden-Württemberg AG 
Enefit Outotec Technology OÜ 
Enercon GmbH
Enerdata
ENGIE Deutschland AG
E.ON SE
Ernst & Young AG
EWE AG
EW Medien und Kongresse GmbH 
Exxon Mobil European Holding GmbH
Fachverband Dampfkessel-, Behälter- und  
Rohrleitungsbau e. V.

Forschungszentrum Jülich GmbH
GASAG Berliner Gaswerke AG
Gas-Union GmbH
GO2-markets GmbH
Horváth & Partner GmbH 
Kraneis, Thomas
M.A.M.M.U.T Electric GmbH 
Marquard & Bahls AG 
Mitsubishi Hitachi Power Systems Europe GmbH 
National Grid plc
N-Ergie AG
Oilco Energy Trading (Deutschland) GmbH 
Oliver Wyman AG 
OMV Deutschland GmbH
PricewaterhouseCoopers AG 
Robert Bosch GmbH 
RWE AG
Siemens AG/Bereich Power Generation 
Team Consult G.P.E. GmbH 
Technische Universität Bergakademie Freiberg
TenneT TSO GmbH
Thyssenkrupp Industrial Solutions AG
VCI – Verband der Chemischen Industrie e. V. 
VERBUND AG (Austria)
VDE – Verband der Elektrotechnik,
Elektronik und Informationstechnik e. V.
VGB PowerTech e. V.
VIK Verband der Industriellen Energie- und 
Kraftwirtschaft e. V.
VNG – Verbundnetz Gas AG
Voith Hydro Holding GmbH & Co. KG 
TÜV Süd AG
Wingas GmbH
Wintershall Holding AG 
50Hertz Transmission GmbH
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a	 Jahr
abla-Umlage	 Umlage nach § 18 der Verordnung über 

Vereinbarungen zu abschaltbaren Lasten
AbschaltVO	 Verordnung zu abschaltbaren Lasten
AC	 Drehstrom
AC (Scenario)	 African Century Scenario
ACER	 Agentur für die Zusammenarbeit der 

Energieregulierungsbehörden
Ag	 Silber
Al	 Aluminium
a-Si	 Amorphes Silizium
B	 Bor
Ba	 Barium
BAFA	 Bundesamt für Wirtschaft und 

Ausfuhrkontrolle
BDEW	 Bundesverband der Energie- und 

Wasserwirtschaft e. V.
BDI	 Bundesverband der Deutschen Industrie e.V.
BGR	 Bundesanstalt für Geowissenschaften und 

Rohstoffe
Bill.	 Billionen
BIP	 Bruttoinlandsprodukt
BMBF	 Bundesministerium für Bildung und 

Forschung
BMUB	 Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 

und Reaktorsoicherheit
BMWi	 Bundesministerium für Wirtschaft und 

Technologie
BnetzA	 Bundesnetzagentur
BRIC-Staaten	 Brasilien, Russland, Indien, China und 

Südafrika
BSP	 Bruttosozialprodukt
CCS	 Carbon Capture and Storage (Abscheidung 

und Speicherung  
von CO2)

CCU	 Carbon Capture and Utilisation
Cd	 Kadmium
CdTE	 Cadmiumtellurid
Ce	 Cer
CEO	 Chief Executive Officer
CH4	 Methan
CIGS	 Kupfer-Indium-Gallium-Diselenid
CNG	 Compressed Natural Gas  

(Komprimiertes Erdgas)
CNPC	 China National Petroleum Corporation
Co	 Kobalt
CO2	 Kohlenstoffdioxid
COP	 Conference of the Parties der UN Climate 

Convention
CPS	 Current Policies Scenario
Cr	 Chrom
CSP	 Concentrated Solar Power
ct	 Cent
Cu	 Kupfer
DC	 Gleichstrom
DEBRIV	 Deutscher Braunkohlen-Industrie-Verein

DEHSt	 Deutsche Emissionshandelsstelle
DERA	 Deutsche Rohstoff-Agentur
DigiNetz-Gesetz	 Gesetz zur Erleichterung des Ausbaus 

digitaler Hochgeschwindigkeitsnetze
DOE	 Department of Energy Storage
DSM	 Demand Side Management
Dy	 Dysprosium
e	 elektrisch
EE	 Erneuerbare Energien
EEG	 Erneuerbare-Energien-Gesetz
EEX	 European Energy Exchange
EIA	 Energy Information Administration  

(Amt für Energiestatistik innerhalb des US-
amerikanischen Energieministeriums DOE)

EnLAG	 Gesetz zum Ausbau von Energieleitungen
ENTSO-E	 European Network of Transmission System 

Operators for Electricity
EPA	 US Environmental Protection Agency (US-

Umweltbehörde)
EPEX	 European Power Exchange Spot SE
Er	 Erbium
ETS	 Emission Trading System
EU	 Europäische Union
Eu	 Europium
EU-28	 Europäische Union aus 28 Mitgliedstaaten 

(seit 1.7.2013)
e. V.	 Eingetragener Verein
E-Mobilität	 Elektromobilität
EVCA	 European Private Equity & Venture Capital 

Association
Fe	 Eisen
F-Gase	 Fluorierte Treibhausgase
G7-Länder	 Gruppe der 7 (USA, UK, Kanada, Japan, 

Frankreich, Deutschland und Italien)
G20	 Gruppe der 20 wichtigsten Industrie- und 

Schwellenländer
Ga	 Gallium
GCF	 Green Climate Fund
Gd	 Gadolinium
Ge	 Germanium
GJ	 Giga-Joule
GPD	 Gross Domestic Product
GVSt	 Gesamtverband Steinkohle e.V.
GW	 Gigawatt
GWh	 Gigawattstunde
HFC	 Teilfluorierter Fluorkohlenwasserstoff
HGÜ	 Hochspannungs-Gleichstrom-Übertragung
HHI	 Herfindahl-Hirschmann-Index
Ho	 Holmium
IEA	 Internationale Energieagentur
iMsys	 Intelligente Messeinrichtung
In	 Indium
INDC	 Intended National Determined Contribution
ITO	 Indium-tin oxides

6.	Abkürzungsverzeichnis
Abkürzung	 Erläuterung Abkürzung	 Erläuterung
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IT-Sicherheits-	 Gesetz zur Erhöhung der Sicherheit 
gesetz	 informationstechnischer Systeme
kcal	 Kilokalorien
kg	 Kilogramm
kgoe	 Kilogramm Öleinheiten
km	 Kilometer
KMU	 Kleinere und mittlere Unternehmen
kWh	 Kilowattstunde
KWK	 Kraft-Wärme-Kopplung
KWK-G	 Kraft-Wärme-Kopplungs-Gesetz
kW	 Kilowatt
kWp	 Kilowatt Peak
La	 Lanthan
LCD	 Flüssigkristallanzeige
Li	 Lithium
LNG	 Liquefied Natural Gas (verflüssigtes Erdgas)
Lu	 Lutetium
LULUCF	 Land Use, Land-Use Change and Forestry
m³	 Kubikmeter
Mbtu	 Million British thermal unit  

(1 MBtu = 0.2930710701722 kw)
Mbit/s	 Megabit/Sekunde
Mg	 Magnesium
Mio.	 Millionen
mM	 Moderne Messeinrichtung
Mn	 Mangan
Mo	 Molybdän
Mrd.	 Milliarden
Mtoe	 Megatonne Öleinheiten
MW	 Megawatt
MWh	 Megawattstunde
MWSt.	 Mehrwertsteuer
NAPE	 Nationaler Allokationsplan Energieeffizienz
N2O	 Distickstoffoxid (Lachgas)
Nb	 Niob
Nd	 Neodym
NF3	 Stickstofftrifluorid
Ni	 Nickel
NGO	 Non-Governmental Organisation 
Nm3	 Norm-Kubikmeter
NPS	 New Policy Scenario
NVCA	 National Venture Capital Association
OECD	 Organisation for Economic Co-operation and 

Development
OPEC	 Organization of Petroleum Exporting 

Countries (Organisation erdölexportierender 
Länder)

OWEA	 Offshore-Windenergieanlage
OWP	 Offshore-Windenergieprojekte
p	 Peak
Pb	 Blei
PFC	 Perfluorierter Kohlenstoff
PGE	 Platinmetalle
Pkw	 Personenkraftwagen
Pm	 Promethium

PM-DD	 Permanentmagnetisch erregte Direct- 
Drive-Windkraftanlage

ppm	 parts per million
Pr	 Praseodym
PV	 Photovoltaik
RÖE	 Rohöleinheiten
Ru	 Ruthenium
Sc	 Scandium
SF6	 Schwefelhexafluorid
SE	 Seltene Erden
Se	 Selen
Si	 Silizium
SINTEG	 Schaufenster intelligente Energie –  

Digitale Agenda für die Energiewende
SKE	 Steinkohleneinheiten
Sm	 Samarium
Sn	 Zinn
StromNEV	 Verordnung über die Entgelte für den Zugang 

zu Elektrizitätsversorgungsnetzen
SWP	 Stiftung Wissenschaft und Politik
t	 Tonnen?
Ta	 Tantal
Tb	 Terbium
Te	 Tellur
Ti	 Titan
t Inh.	 Tonnen Inhalt
Tm	 Thulium
Toe	 Tonne Öl-Einheit
t SEO	 Tonnen Seltene Erden Oxyd
TWh	 Terawattstunde
TYNDP	 Ten-Year-Network-Development-Plan
UK	 United Kingdom  

(Vereinigtes Königreich)
UN	 United Nations (Vereinte Nationen)
UNFCCC	 United Nations Framework Convention on 

Climate Change
UNFPA	 United Nations Population Fund
USA	 United States of America
USD	 US-Dollar
V	 Vanadium
VDKI	 Verein Deutscher Kohlenimporteure e. V.
VET-Bericht	 Treibhausgasemissionen 2014. 

Emissionshandelspflichtige stationäre 
Anlagen und Luftverkehr in Deutschland

WEA	 Windenergieanlage
WEC	 World Energy Council
WEO	 World Energy Outlook
Wp	 Watt Peak
Y	 Yttrium
YEP	 Young Energy Professionals
Yb	 Ytterbium
Zn	 Zink
ZrO2-Keramik	 Zirkonoxid-Keramik

Abkürzung	 Erläuterung Abkürzung	 Erläuterung
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Energieeinheiten
                                                        Zieleinheit	 Mio. t SKE	 Mio. t RÖE	 Mrd. kcal	 TWh*

Ausgangseinheit

1 Mio. t Steinkohleneinheiten (SKE)	 –	 0,7	 7.000	 8,14

1 Mio. t Rohöleinheiten (RÖE)	 1,429	 –	 10.000	 11,63

1 Mrd. Kilokalorien (kcal)	 0,000143	 0,0001	 –	 0,001163

1 Terawattstunde (TWh)	 0,123	 0,0861	 859,8	 –

*	 Die Umrechnung in TWh ist nicht gleichbedeutend mit einer Umwandlung in Strom, bei der zudem der Wirkungsgrad der Umwandlung berücksichtigt 
werden müsste.

(1 Barrel = 159 Liter) 
 

Kilo	 = k	 = 103	 = Tausend

Mega	 = M	 = 106	 = Million

Giga	 = G	 = 109	 = Milliarde

Tera	 = T	 = 1012	 = Billion

Peta	 = P	 = 1015	 = Billiarde

7.	Energieeinheiten
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